
D i e  f a c h z e i t s c h r i f t  d e r  L e b e n s h i l f e

i n  d i e s e m  H e f t 	 w w w . l e b e n s hi  l f e . d e

Teilhabe
Wissenschaft und forschung

Philosophie der Inklusion

ICF für Kinder und Jugendliche

praxis und Management

Bildung und schwere  
Behinderung

Behindertenhilfe in den USA

Infothek

Leserforum

Buchbesprechungen

Bibliografie

Veranstaltungen 2/11

issn 1867-3031 Postvertriebsstück zkz 79986 

M a i  2 0 1 1
5 0 .  J a h r g a n g



Anzei geN

Testzentrale · Hogrefe Verlag GmbH & Co. KG
Herbert-Quandt-Straße 4 · 37081 Göttingen
Tel: (0551) 50688-999 · Fax: -998 

EINSATZBEREICH:
Erfassung der Funktionalität selbstverletzenden Verhaltens bei Kindern, 
Jugendlichen und Erwachsenen mit intellektueller Beeinträchtigung.

DAS VERFAHREN:
Das »Inventar zur funktionellen Erfassung selbstverletzenden Verhaltens« 
(IfES) besteht aus 24 Items, mit denen die Funktionen des selbstverlet-
zenden Verhaltens auf einer vierstufi gen Antwortskala erfasst werden kön-
nen. Die Items verteilen sich auf 5 Subskalen (1. Situative Überforderung, 
2. Erhalt eines beliebten Objektes, 3. Vermeidung von Anforderungen, 4. 
Körperliches Unwohlsein und 5. Stimulation) und ermöglichen die Erstel-
lung eines funktionellen Verhaltensprofi ls. Der Fremdbeurteilungsfrage-

bogen wurde an einer deutschlandweiten Stichprobe von Menschen mit 
intellektueller Beeinträchtigung evaluiert und konnte faktorenanalytisch 
abgesichert werden.

BEARBEITUNGSDAUER:
Zur Bearbeitung des Inventars werden 10 Minuten benötigt.

IfES

01 306 01 Test komplett bestehend aus: 
 Manual, 10 Verhaltensinventare, Schablonensatz, 
 10 Auswertungsbogen und Mappe 
  €  69,00

IfES
Inventar zur funktionellen Erfassung 
selbstverletzenden Verhaltens bei Menschen 
mit intellektueller Beeinträchtigung
Von P. Bienstein · S. Nußbeck

Abbildung 9: Funktionelles Profi l für „Beißen in den Handrücken“ von Michael (Beispiel)
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SÜ = Situative Überforderung; EO = Erhalt eines Objektes/einer Tätigkeit; VA = Vermeidung von Anforderungen; KU = Körperliches Unwohlsein; ST = Stimulation

Das BGW forum 2011 wendet sich an Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, Führungskräfte, Arbeitsschutzexperten und die betriebliche 
Interessenvertretung sowie Verbände. 

Die Vorträge und Workshops helfen, den Gesundheitsschutz für die 
Mitarbeiter in der Behindertenhilfe sowie die Beschäftigten in Werk- 
stätten in die Arbeitsabläufe zu integrieren. 

Die Beispiele zeigen praxisnah, wie sich ein langes, gesundes 
Berufsleben ermöglichen lässt. 

Die Referentinnen und Referenten sind Experten, die sich mit dem 
Arbeitsalltag in den Einrichtungen auskennen. 

Die Themen reichen von Organisation und Management über 
soziale Beziehungen und Kommunikation bis hin zu neuen Kon- 
zepten der Teilhabe. 

Der Veranstalter ist die Berufsgenossenschaft für Gesundheits-
dienst und Wohlfahrtspflege (BGW) – Ihr kompetenter Partner für 
Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz in der Behindertenhilfe.

Fordern Sie jetzt das Programmheft an und melden Sie sich an!

 
Mehr wissen: www.bgwforum.de  
oder E-Mail bgwforum@bgw-online.de

Gesundheitsschutz in der Behindertenhilfe
5.–7. September 2011 in Hamburg – Wir lassen die Praxis sprechen! 

FÜR EIN GESUNDES BERUFSLEBEN
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in diesem Frühjahr, zwei Jahre nach
Inkrafttreten der UN-Behinderten-
rechtskonvention, wird der erste Staa-
tenbericht der Bundesrepublik fällig.
Darin werden die ergriffenen Maßnah-
men zur Umsetzung der Konvention
sowie die erzielten Fortschritte doku-
mentiert und bewertet. Staatenberichte
können ergänzt werden durch sog. Pa-
rallelberichte bzw. „Schattenberichte“,
die durch Nichtregierungsorganisatio-
nen erstellt werden und sich kritisch
mit den im Staatenbericht gegebenen
Informationen auseinandersetzen. In
der Bundesrepublik Deutschland wird
die Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention durch die Monito-
ringstelle des Deutschen Instituts für
Menschenrechte beobachtet; sie koor-
diniert auch die Parallelberichterstat-
tung in Form von Verbändekonsulta-
tionen, die inzwischen sechsmal statt-
gefunden haben.

Was ist passiert in diesen zwei Jahren? 

Es hat sich zunächst einmal schlicht-
weg die Erkenntnis durchgesetzt, dass
die UN-Behindertenrechtskonvention
ernst zu nehmen ist. Innerhalb der Le-
benshilfe wird an vielen Stellen eine
aufrichtige und intensive Auseinander-
setzung der mit der UN-Behinderten-
rechtskonvention verbundenen Verän-
derungen geführt. Das mag zunächst
wenig erscheinen, aber es ist ein un-
schätzbarer Fortschritt in Bezug auf die
„Bewusstseinsbildung“, die Artikel 8
der Konvention einfordert: Viele Eltern
fühlen sich bestätigt in dem Erleben,
dass ihnen und ihren Kindern in vielen
Bereichen das Alltags Unrecht geschieht.
Dass es nicht „die Behinderung“ ist,
womit in der Regel die Schädigung ge-
meint ist, die das Leben so schwierig
macht, sondern die vielfältigen Erfah-
rungen von Diskriminierung und Aus-
schluss. Auch viele Fachleute fühlen
sich durch die Konvention ermutigt
und in ihrer Arbeit unterstützt.

Auf der anderen Seite mehren sich kri-
tische Stimmen, die entweder das Recht

Liebe Leserin, lieber Leser,

auf inklusive (Schul-)Bildung oder we-
nigstens dessen Realisierbarkeit bezwei-
feln: Die Argumentation stellt ein inklu-
sives Schulsystem als theoretisch wün-
schenswert, aber praktisch nicht um-
setzbar dar und formuliert stattdessen
diese Zielsetzung, jedem Kind den Lern-
ort zur Verfügung zu stellen, der zu ihm
passt.

Auch wer sich von den neuen Empfeh-
lungen der Konferenz der Kultusminis-
ter der Länder (KMK) klare Aussagen
zur Entwicklung einer inklusiven Schu-
le erhofft hat, wird enttäuscht. Die Em-
pfehlungen, deren Entwurfsfassung zur
schriftlichen Anhörung der Fachöffent-
lichkeit freigegeben ist,1 enthalten zwar
an vielen Stellen richtige Ansätze: Sie
akzeptieren die Leitidee der Inklusion,
machen einige zutreffende Aussagen
zu den Kenntnissen und Fähigkeiten
von Lehrkräften und anderem Perso-
nal und heben die Bedeutung der Ko-
operation im Übergang ins Berufsleben
hervor. Sie vermeiden aber jede Aussa-
ge bezüglich einer Umsteuerung in
Richtung inklusiver Schule und zum
Abbau exkludierender Beschulung.
Stattdessen ist im KMK-Entwurf zu le-
sen, dass „Kinder und Jugendliche mit
und ohne Behinderungen unabhängig
vom Lernort ihren Bedürfnissen und
Ansprüchen entsprechend lernen“. Un-
abhängig vom Lernort ist inklusive Bil-
dung aber weder sinnvoll zu diskutieren
noch zu realisieren. Nur auf der Grund-
lage der Anerkennung des Rechts jedes
Kindes auf „inklusiven, hochwertigen
und unentgeltlichen Unterricht“ (Art. 24
UN-BRK) ist es möglich zu überlegen,
wie „angemessene Vorkehrungen“ (Art. 2
UN-BRK) zur Realisierung von hoch-
wertiger Bildung und sozialer Teilhabe
getroffen werden können.

Das Vorenthalten angemessener Vor-
kehrungen versteht die UN-Behinder-
tenrechtskonvention als Diskriminie-
rung. Zu ihnen gehört zum einen eine
grundsätzliche Veränderung des Schul-
systems dahingehend, dass es mit der
Verschiedenheit von Kindern besser

Bettina Lindmeier
Bildung und Inklusion

1 http://www.kmk.org/fileadmin/pdf/Bildung/AllgBildung/Anhoerungstext-Entwurf-
2010-12-03-205-AK.pdf
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Hedwig Amorosa stellt die Internatio-
nale Klassifikation der Funktionsfähig-
keit, Behinderung und Gesundheit für
Kinder und Jugendliche (ICF-CY) vor.
Die ICF, die in allgemeiner Form schon
seit über zehn Jahren vorliegt, ist auch
in die Definition von Behinderung durch
die UN-Behindertenrechtskonvention
eingegangen. Die ICF leistet einen Bei-
trag zu einem Behinderungsbegriff, der
Behinderung als mangelnde Teilhabe
definiert und nicht die Beeinträchtigung
oder Schädigung, sondern die Barrie-
ren in den Fokus rücken könnte. Amo-
rosa stellt Gründe für die Entwicklung
einer eigenen Kinderversion der ICF
dar und zeigt, wie sie eingesetzt werden
kann, u. a. in der interdisziplinären
Frühförderung. 

Monika Wagner-Willi greift das Schwer-
punktthema „Partizipative Forschung“
des vorigen Heftes auf und bietet eine
interessante wissenschaftstheoretische
Perspektive zu der Frage, ob Menschen
mit Lernschwierigkeiten durch Betrof-
fenheit und „Standortgebundenheit“
besser geeignet seien, neue Forschungs-
perspektiven zu entwickeln, als nicht
behinderte Forscher. In dieser Pau-
schalität hält sie diese Aussage für
falsch, denn mit der Vertrautheit mit
einer bestimmten Lebenssituation ist
nicht nur bewusstes, sondern auch im-
plizites, unbewusstes Wissen verbun-
den. Auch in der Forschung steht die
Analyse solchen impliziten Wissens
häufig im Mittelpunkt, z. B. in der Fra-
ge: Wie erleben Kinder mit Behinde-
rung ihre Schulzeit? Kann ein erwach-
sener Forscher mit Lernschwierigkei-
ten, der sich für Inklusion einsetzt,
besser nachvollziehen, warum ein Kind
äußert, lieber auf die Förderschule zu
gehen, als ein nicht betroffener For-

scher? In der Analyse des impliziten
Wissens über Leistungserwartungen,
Diskriminierung, Freundschaft und
anderes im Rahmen von Forschung ist
Fremdheit oder Vertrautheit, Betrof-
fenheit oder Nichtbetroffenheit auf
Seiten des Forschers nicht per se von
Vorteil oder Nachteil, sondern einfach
eine Bedingung, die methodisch kon-
trolliert werden muss.

Die zwei folgenden Beiträge beschäfti-
gen sich mit Bildung, und zwar im
Kontext beruflicher Bildung und

Erwachsenenbildung: Karin Terfloth
und Wolfgang Lamers fordern das Recht
auf berufliche Bildung für alle Menschen
mit Behinderung und kritisieren die
derzeitige Praxis der Prognose späterer
„Werkstattfähigkeit“, bei deren Fehlen
ein Zugang zum Berufsbildungsbereich
in der Regel verwehrt bleibt. 

Wolfgang Praschak, Dörte Eggers und
Susanne Gruber stellen das Konzept
„Lebenslange Bildung in Kooperation“
dar, das in Form projektorientierter
Bildungsarbeit in Tagesförderstätten
Partizipationsmöglichkeiten für deren
Nutzerinnen und Nutzer erschließt.

Georg Theunissen beschäftigt sich in
seinem Beitrag mit der Behindertenhil-
fe in Kalifornien und zeigt dabei, wel-
che Auswirkungen das Nebeneinander
fortschrittlicher Konzepte wie Empo-
werment einerseits und abnehmender
Ressourcen andererseits auf die Orga-
nisation von Dienstleistungen hat. 

Die Vielfalt der Beiträge macht deutlich,
dass die Umsetzung von Inklusion be-
zogen auf einzelne Arbeitsfelder und
Themen „durchbuchstabiert“ werden
muss und dass wir ihn schrittweise ge-
hen müssen: So ist die Forderung nach
Anerkennung des Rechts auf berufliche
Bildung für alle Menschen mit Behin-
derung auch dann ein Schritt in die
richtige Richtung, wenn damit noch
nicht geklärt ist, wie weniger separie-
rende Formen beruflicher Bildung um-
gesetzt werden können. Dieser Schritt
kann erst auf der Grundlage der Aner-
kennung des Bildungsrechts erfolgen.
In der beruflichen Bildung und Erwach-
senenbildung zeigt sich zudem beson-
ders deutlich, dass Bildung ein zentra-
ler Schlüssel zur Teilhabe ist. 

Ich wünsche Ihnen eine anregende
Lektüre!

Bettina Lindmeier, Hannover

zurechtkommt: unterschiedliches Vor-
wissen, Lerntempo, Verhalten, Hilfebe-
darf, häusliche Lebensbedingungen –
unabhängig davon, ob ein bestimmtes
Kind „vor der Tür steht“. Zu diesen
Veränderungen gehören z. B. anders
ausgebildete Lehrkräfte, die Unterricht
in heterogenen Kindergruppen als ihre
Kernkompetenz begreifen, Klassenteams
bestehend aus unterschiedlichen Pro-
fessionen, Barrierefreiheit und eine
räumliche Grundausstattung mit Funk-
tionsräumen und Materialien. Außer-
dem sind Vorkehrungen für den Ein-
zelfall zu treffen, die den Bedarfen des
einzelnen Kindes entsprechen – das kann
z. B. die Gewährleistung von Pflege,
kompetenter Umgang mit schwierigem
Verhalten, die Nutzung von Unterstütz-
ter Kommunikation oder Hilfsmitteln
sein. Dies muss im Einzelfall dann be-
reitgestellt werden, wenn ein Kind es
braucht, um diskriminierungsfreie Zu-
gänglichkeit von Bildung zu gewähr-
leisten. Dass es geht, zeigen Schulver-
suche und die integrative Praxis des
Bundeslandes Hamburg, wie der Bei-
trag von Theo Frühauf im letzten Heft
der Teilhabe deutlich macht (siehe
dazu auch den Beitrag im Leserforum).
Auch ich kann mir bei vielen Kindern
nicht vorstellen, dass sie unter den Be-
dingungen heutiger Schulen gut lernen
und sich wohl fühlen – nicht nur bezo-
gen auf Kinder mit Behinderungen.
Aufgabe der nächsten Jahre wird es
sein, nicht mehr den passenden Lern-
ort für jedes Kind zu suchen, sondern
dafür zu sorgen, dass die nächstgelege-
ne Schule der passende Lernort für alle
Kinder ihres Einzugsgebietes wird. Es
ist anzunehmen, dass der Parallelbe-
richt zum Bericht der Bundesregierung
hier ernsthafte Anstrengungen einfor-
dern wird.

Im vorliegenden Heft der Teilhabe set-
zen sich mehrere Beiträge mit den The-
men Inklusion und Bildung auseinan-
der: Hans Wocken beschäftigt sich mit
den in der UN-Behindertenrechtskon-
vention enthaltenen Menschenrechten
Freiheit bzw. Selbstbestimmung, Gleich-
heit bzw. Gleichberechtigung und Brü-
derlichkeit bzw. Teilhabe. Er stellt dar,
wie diesen Menschenrechten entspre-
chende Wertorientierungen und Hand-
lungskonzepte formuliert und umge-
setzt werden können.

Es geht um eine grundsätzliche Veränderung des
Schulsystems dahingehend, mit der Verschiedenheit
von Kindern besser zurechtzukommen.
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| KURZFASSUNG Die Trias „Selbstbestimmung, Gleichberechtigung, Teilhabe“ stellt
den Kern der Behindertenrechtskonvention dar. Der Beitrag stellt die menschenrechtli-
chen Beziehungen der Trias zu den Idealen der Französischen Revolution „Freiheit,
Gleichheit, Brüderlichkeit“ dar. Aus der Analyse dieser menschenrechtlichen Dreiheit wer-
den als handlungsleitende Konsequenzen die Konzepte „Assistenz, Gleichstellung und
Inklusion“ gefolgert.

| ABSTRACT The Philosophy of Inclusion. Tracks and Milestones of the Conven-
tion on the Rights of Persons with Disabilities. Self-determination, equal rights and
participation are the very heart of the Convention on the Rights of Persons with Disabili-
ties. This article focuses on the relationship between the human rights and the ideals of
the French Revolution. As a result, the analysis shows that this triad corresponds to the
guiding concepts of assistance, equality and inclusion.

WISSENSCHAFT
UND FORSCHUNG

Zur Philosophie der Inklusion
Spuren, Eckpfeiler und Wegmarken der 
Behindertenrechtskonvention

Das „Übereinkommen über die
Rechte von Menschen mit Behin-

derungen“ (BRK 2009) hat in der so-
zial- und bildungspolitischen Öffent-
lichkeit einen bemerkenswert lebhaften
Diskurs ausgelöst. In der öffentlichen
Diskussion werden dabei vorwiegend
die weitreichenden Folgen der Behin-
dertenrechtskonvention für alle Le-
bensbereiche erörtert. Im Folgenden
stehen dagegen eher die menschen-
rechtlichen und philosophischen Grund-
lagen, der „Geist“ der Konvention im
Mittelpunkt. Es geht um die tragenden
Grundgedanken der Konvention und
ihren inneren Zusammenhang. 

Die BRK ist keine Extra-Konvention
für Menschen mit Behinderungen, son-
dern steht in einer langen Tradition der
Menschenrechtsentwicklung. Als Be-
ginn der Menschenrechtsentwicklung
in der Neuzeit darf man wohl die Unab-
hängigkeitserklärung der USA (1776),
die Erklärung der Menschen- und Bür-
gerrechte durch die französische Natio-
nalversammlung (1789) und die Fran-
zösische Revolution (vgl. BIELEFELDT
2006) ansehen.

Französische Revolution: 
Freiheit – Gleichheit – Brüderlichkeit

Die Trias „Freiheit, Gleichheit, Brüder-
lichkeit“ wird der Französischen Re-
volution als ihrem historischen Ursprung
zugeschrieben; sie hat sich unverlierbar
in das Geschichtsbuch der Menschheit
eingemeißelt. Es lohnt sich, bei dieser
Trias zu verweilen und sich ihres Ge-
halts zu vergewissern.

Freiheit

Die erste und grundlegende Forderung
der Französischen Revolution ist „Frei-
heit“. Diese Forderung gründet in
einem Menschenbild, das der unbe-
dingten Autonomie jedes einzelnen
Menschen verpflichtet ist. Jeder Mensch
ist Eigentümer seiner selbst. Kein
Mensch gehört einem anderen, jeder
gehört sich selbst ganz allein. Niemand
ist deshalb einem anderen hörig, son-
dern jeder hat das Recht, über sich
selbst zu verfügen. Sinn und Ziel indivi-
dueller Existenz liegen nicht außerhalb
der eigenen Person, sondern sind in der
ureigenen, persönlichen Bestimmung
verortet. 

Die Unverfügbarkeit und Autonomie
jedes Menschen hat Immanuel KANT

Hans Wocken
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in seiner Schrift „Grundlegung zur
Metaphysik der Sitten“ (2008, Original
1785) begründet: „Nun sage ich: der
Mensch und überhaupt jedes vernünfti-
ge Wesen existiert als Zweck an sich
selbst, nicht bloß als Mittel zum beliebi-
gen Gebrauche für diesen oder jenen
Willen.“ Jeder Mensch hat kraft seiner
Autonomie und seines Selbstzweckes
„im eigenen Hause“ das letzte Wort und
muss keine Vormundschaft dulden.
Dieses Postulat der Freiheit ist in der
BRK explizit enthalten; Art. 3 fordert
als allgemeinen Grundsatz „die Ach-
tung der dem Menschen innewohnen-
den Würde, seiner individuellen Auto-
nomie, einschließlich der Freiheit,
eigene Entscheidungen zu treffen, so
wie seiner Unabhängigkeit“.

Der unverfügbare Selbstbesitz aller
Menschen ist mit Sklaverei, Leibeigen-
schaft und allen Formen von Hörigkeit
und Vormundschaft unvereinbar. Die
Ermächtigung zur Selbstbestimmung
(„Empowerment“) ist konditional nicht
an die Erfüllung irgendwelcher Voraus-
setzungen, etwa an Stand und Status,
an Begabung und Kompetenzen oder
an gesellschaftliche Rollen und Positio-
nen, gebunden. Das Recht auf Freiheit
und Selbstbestimmung muss nicht
erworben und verdient werden. „Alle
Menschen sind frei und gleich gebo-
ren“, heißt es in der Erklärung der All-
gemeinen Menschenrechte. Das heißt,
alle Menschen sind von Geburt an
(„gleich geboren“!) und allein aufgrund
ihres Menschseins frei. 

Das Grundrecht der Freiheit wird in
der philosophischen Tradition unter-
schieden in eine Freiheit „von“ und eine
Freiheit „zu“. Freiheit „von“ meint dabei
die Abwesenheit von Not, Armut, Elend,
Krankheit sowie von Zwängen, Gewalt,
Abhängigkeit, Bevormundung. Freiheit
„von“ bestimmt Freiheit negativ als
Abwesenheit von allem, was die Selbst-
verfügung über sich beeinträchtigen
könnte; sie sichert zunächst als unab-
dingbare Voraussetzung das Existenz-
minimum, vor dessen Erfüllung Men-
schen anderen Schicksalen und Mäch-
ten ohnmächtig ausgeliefert sind. Ohne
diese Freiheit „von“ können Menschen
ihr Leben nicht in die eigenen Hände
nehmen und nach eigenem Willen
selbst gestalten, sondern müssen sich
nach außerindividualen Notwendigkei-
ten richten und fremdbestimmt leben. 

Jenseits der Freiheit „von“ beginnt
das unendliche Reich der Freiheit „zu“.
Freiheit „zu“ eröffnet Spiel- und Mög-
lichkeitsräume. Wenn Menschen nicht
mehr unnötigen Zwängen und ein-
schränkenden Notwendigkeiten folgen
müssen: Was können sie dann tun, was

können sie wählen, welche Freiheiten
stehen ihnen offen? Freiheit „zu“
begründet insbesondere das Recht auf
Verschiedenheit. Alle Menschen sind
autorisiert zu eigenen Lebensentwürfen
und selbstverantworteten Lebenswe-
gen. Aus der Freiheit „zu“ erwächst
eine legitime Vielfalt von Lebensgestal-
tungen. „Es ist normal, verschieden zu
sein“, hat der ehemalige Bundespräsi-
dent von Weizsäcker einprägsam for-
muliert. Die Behindertenrechtskonven-
tion vollzieht mit dem sog. „Diversity-

Ansatz“ einen grundlegenden Para-
digmenwechsel in der Sichtweise von
Behinderungen. Menschen mit Behin-
derungen galten bislang als unvollkom-
men, beschädigt, subnormal, als Män-
gelwesen und Minus-Menschen. Den
radikalsten, aber durchaus konsequen-
ten Ausdruck findet das traditionsrei-
che Defizit-Modell im Konzept des
„lebensunwerten Lebens“.

Zu den herausragenden Verdiensten
der BRK gehört die umstandslose Ver-
abschiedung des Defizit-Modells. In
den „Allgemeinen Grundsätzen“ (Art. 3
Buchst. d BRK) fordert die Konvention
„die Achtung vor der Unterschiedlich-
keit von Menschen mit Behinderungen
und die Akzeptanz dieser Menschen als
Teil der menschlichen Vielfalt und der
Menschheit“ ein. Der Diversity-Ansatz
der BRK befreit behinderte Menschen
von diskriminierenden Normalitätser-
wartungen und damit einhergehenden
pauschalen Negativbewertungen. Be-
hinderungen und ihre Lebensformen
gelten nunmehr als Ausdruck gesell-
schaftlicher Vielfalt und als gleichwür-
dige Variante menschlicher Normalität.

Gleichheit

Die zweite Forderung der Französi-
schen Revolution, „Gleichheit“, gilt
vielfach als ein Gegenspieler der Frei-
heit. Während Freiheit einer schier
unbegrenzten Vielfalt persönlicher Le-
bensgestaltungen den Weg ebnet, scheint
Gleichheit schon im nächsten Schritt
diesen freiheitlichen Individualismus
wieder einzukassieren und keine sub-
jektiven, höchst persönlichen Lebens-
entwürfe, sondern nur noch „gleiche“
Lebenswege zuzulassen. Dieses krasse
Missverständnis von Gleichheit kommt

in prägnanter Weise in dem weit ver-
breiteten politischen Slogan „Freiheit
statt Sozialismus“ zum Ausdruck. „Frei-
heit statt Sozialismus“ war das Leitmot-
to der CDU im Bundestagswahlkampf
1976 und der FDP im Bundestagswahl-
kampf 2009. Mit dieser Parole wurden
einerseits untergründige Ängste der Mit-
tel- und Oberschicht vor Nivellierung
und Gleichmacherei aufgegriffen und
zugleich publikumswirksam verstärkt.
Ist Gleichheit wirklich das Gegenteil
oder die Verneinung von Freiheit?

Gleichheit bedeutet nicht Uniformi-
tät. Gleichheit meint nicht Gleichheit
oder Gleichmacherei der Einkünfte und
des Besitzes, der Lebensstile und Le-
benslagen, der Kulturen und Milieus,
der politischen und religiösen Überzeu-
gungen, der Weltanschauungen und
Meinungen. Gleichheit ist vielmehr zu
übersetzen als Gleichheit der Freihei-
ten. Das Recht auf Freiheit ist nicht ein
Vorrecht einiger weniger, sondern ein
Grundrecht aller Menschen. „Alle Men-
schen sind frei und gleich geboren“ –
um noch einmal die Menschenrechtser-
klärung zu zitieren. Gleichheit hat mit
sozialistischer Gleichmacherei, wie von
konservativer Agitation gerne sugge-
riert wird, rein gar nichts zu tun, son-
dern bedeutet zunächst nichts anderes
als eine Verallgemeinerung der Freiheit
für alle Menschen ohne jegliche Aus-
nahme. 

Die demokratische Vorschrift „glei-
cher Wahlen“ mag dieses Verständnis
von Gleichheit beispielhaft demonstrie-
ren. Demokratien kennen kein Klas-
senwahlrecht. In Demokratien zählen
bei Wahlen alle Stimmen gleich viel.
Die Wahlstimmen der Elite, der Rei-
chen, Intellektuellen, Prominenten und
Adeligen zählen nicht mehr als die
Stimmen von Hartz IV-Empfängern,
Zigeunern, Behinderten oder Vorbe-
straften. Das Grundrecht auf freiheitli-
che Selbstbestimmung ist eben kein Pri-
vileg bestimmter Gruppen, sondern ein
allgemeines, gleiches Recht für alle. Das
Menschenrecht auf Freiheit ist, wie alle
Menschenrechte, ein universales Recht;
es gilt immer und überall und für jeden. 

Das Gleichheitspostulat ist also kei-
ne Verneinung der Freiheit, sondern
genau das Gegenteil: Die Gleichheits-

Die Behindertenrechtskonvention ist keine Extra-
Konvention für Menschen mit Behinderungen, 
sondern steht in einer langen Tradition der 
Menschenrechtsentwicklung.
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forderung dient der Verteidigung der
Freiheit, weil es das Recht auf Freiheit
einfordert, aber eben als ein Recht, das
für alle Gültigkeit hat. Wäre Freiheit
lediglich ein exklusives Vorrecht
bestimmter gesellschaftlicher Gruppen,
einer religiösen Glaubensgemeinschaft,
einer politischen Kaste oder einer kapi-
talistischen Klasse, dann würde dies die
Ungleichheit und Unfreiheit all der
anderen, die nicht zu den Auserwähl-
ten gehören, bedeuten. Freiheit, die
exklusiv bestimmten gesellschaftlichen
Gruppen vorbehalten ist, geht immer
einher mit Hierarchie, Unterwerfung,
Deklassierung, Ausbeutung, Entrech-
tung, Terror und Knechtung. Gleichheit
fordert dazu auf, die Freiheit aller
Anderen mitzudenken und zu respek-
tieren. So gesehen ist Gleichheit kein
„Totengräber“ der Freiheit, sondern ein
Advokat der Freiheit. 

Dieses Verständnis von Gleichheit
kommt in dem Begriff Gleichberechti-
gung erheblich besser zum Ausdruck als
in dem zwar geschichtsträchtigen, aber
doch missverständlichen Begriff der
Gleichheit. In diesem Sinne bestimmt
der mit „Gleichberechtigung und Nicht-
diskriminierung“ überschriebene Art. 5
Abs. 1 BRK: „Die Vertragsstaaten aner-
kennen, dass alle Menschen vor dem
Gesetz gleich sind, vom Gesetz gleich
zu behandeln sind und ohne Diskri-
minierung Anspruch auf gleichen
Schutz durch das Gesetz und gleiche
Vorteile durch das Gesetz haben.“

Brüderlichkeit

Last not least das Revolutionspostulat
der „Brüderlichkeit“. Brüderlichkeit ist
ein historischer Begriff. Auch Art. 1 der
„Allgemeinen Menschenrechte“ be-
nutzt diesen Begriff: Die Menschen
„sollen einander im Geiste der Brüder-
lichkeit begegnen“. Der Begriff „Brü-
derlichkeit“ sollte wegen seines andro-
gynen Bezugs um das geschlechtliche
Pendant „Schwesterlichkeit“ ergänzt
oder durch „Geschwisterlichkeit“ er-
setzt werden.

Brüderlichkeit und Schwesterlich-
keit sollten zunächst moralisch an-
spruchslos und unsentimental schlicht-
weg als Zugehörigkeit zur menschli-
chen Gesellschaft verstanden werden.
So wie Bruder und Schwester Mitglie-
der einer Familie sind, so sind alle Men-
schen allein aufgrund ihres Mensch-
seins „geborene“ Mitglieder der „Men-
schheitsfamilie“. Diese Mitgliedschaft
muss nicht verdient werden; sie ist leis-
tungsunabhängig und kann nicht aufge-
hoben werden. Man kann zwei Formen
von Geschwisterlichkeit unterscheiden,
die hier mit den Begriffen (1) Freiheit

„für“ und (2) Freiheit „mit“ belegt wer-
den sollen.

(1) Freiheit „für“

Geschwisterlichkeit begründet zu-
nächst eine Schutzfunktion. Als ethi-
sche Minimalvorschrift fordert die
„natürliche“, geschwisterliche Verbun-
denheit zunächst, jede Feindseligkeit,
Schädigung und Diskriminierung gegen
alle Menschen als „blutsverwandte“
Geschwister zu unterlassen, ihre Frei-
heitsrechte zu achten und zu schützen.
Keinen „Bruderkrieg“ zu führen, gehört
zu den Minimalia von „Brüderlichkeit“.
Auch Geschwisterlichkeit ist also
zutiefst ein Freiheitsrecht, weil es dem
Schutz der Freiheit aller Brüder und
Schwestern dient. Das Verständnis von
Geschwisterlichkeit als ein Schutz- und
Trutzbündnis kommt in poetischer
Form in dem bekannten „Rütli-
Schwur“ (Friedrich Schiller: Wilhelm
Tell) zum Ausdruck: „Wir wollen sein
ein einzig Volk von Brüdern, in keiner
Not uns trennen und Gefahr.“

Brüderlichkeit und Schwesterlich-
keit schweißen die Menschen zu einer
Schutzgemeinschaft zusammen. Dieses
Schutz- und Trutzbündnis ist nicht
wählbar oder aufkündbar, sondern hat
verpflichtenden Charakter, wie am Bei-
spiel des Rechtstatbestandes „unterlas-
sene Hilfeleistung“ gezeigt werden
kann. In § 323c des „Bürgerlichen
Gesetzbuches“ (BGB) heißt es: „Wer
bei Unglücksfällen oder gemeiner
Gefahr oder Not nicht Hilfe leistet,
obwohl dies erforderlich und ihm den
Umständen nach zuzumuten, insbeson-
dere ohne erhebliche eigene Gefahr
und ohne Verletzung anderer wichtiger
Pflichten möglich ist, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit
Geldstrafe bestraft.“ Wenn es um die
nackte Existenz Anderer geht, gibt es
keinerlei moralische Entpflichtung von
„Bruderschaft“. Es gibt also so etwas
wie eine Verpflichtung zu mitmenschli-
cher „Genossenschaft“. Das Wort „Ge-
nosse“ stammt vom mittelalterlichen
„genote“ ab und bedeutet ursprünglich
„sich in der Not beistehen“. Freiheit
„für“ meint in schlichter Weise tätige
Hilfe für alle, die existenzielle Not jed-
weder Art leiden und dringlicher Hilfe
bedürfen. In der alljährlichen „Woche
der Brüderlichkeit“ wird dieses Ver-
ständnis von Geschwisterlichkeit als
prosoziale Verbundenheit gelebt und
zu ethischen Tugenden wie Toleranz,
Versöhnung und Friedfertigkeit aufge-
rufen.

Im alltäglichen Sprachgebrauch wird
Brüderlichkeit gerne mit Solidarität
oder gar mit Nächstenliebe übersetzt.

Durch diese Übersetzung wird die
Norm der Brüderlichkeit zu einer kari-
tativen, moralischen Verpflichtung auf-
gewertet, die über das bisherige Ver-
ständnis von Freiheit „mit“ hinausgeht.
Nächstenliebe steht ganz und gar im
Dienste anderer, ist prosozial. Diese
prosoziale, wohltätige Freiheit „für“ ist
nicht zwingend geschuldet und kein
einklagbares Menschenrecht, keine
Muss-Norm, sondern „nur“ eine ethi-
sche Soll-Norm. Die Unterlassung von
Spendenbereitschaft, Sponsorentätig-
keit oder sozialem Engagement kann
nicht bestraft werden. „Liebe“ ist weder
geschuldet noch einklagbar. Aus men-
schenrechtlicher Sicht sollten „Brüder-
lichkeit“ und „Schwesterlichkeit“ da-
her nicht in übersteigerter Form als auf-
opferungsvolle Hingabe, als selbstlose
Hilfsbereitschaft oder als herzliche
Nächstenliebe verstanden werden.

(2) Freiheit „mit“

Die Mitgliedschaft in der menschlichen
Gesellschaft kann man ferner auch als
Freiheit „mit“ bezeichnen. Freiheit
kann nur als Freiheit „mit“ anderen
gedacht und gelebt werden. Freiheit
„mit“ ist geteilte Freiheit, mit Anderen
geteilte Freiheit. Welche anderen Men-
schen teilen mit mir ihr Leben und mit
welchen anderen Menschen teile ich
mein Leben? Geteilte Freiheit ist kei-
neswegs halbierte Freiheit, sondern
auch mit einem sozialen Profit verbun-
den. Die Gemeinsamkeit „mit“ anderen
hat einen doppelten Effekt, und zwar
sowohl für den Einzelnen selbst als
auch für die Anderen. 

Zunächst: Jeder Einzelne erlebt sich
durch seine Zugehörigkeit zu anderen
als Mit-Mensch, als ein Teil eines sozia-
len Ganzen. Die Erfahrung der Mit-
Menschlichkeit ist auch prägend für die
persönliche Entwicklung und existen-
ziell unverzichtbar. Erst aus der Erfah-
rung sozialer Achtung durch Andere
erwächst persönliche Selbstachtung
(vgl. BIELEFELD 2009). „Der Mensch
wird am Du zum Ich“, heißt es bei Mar-
tin BUBER (1962, 32).

Sodann: Freiheit „mit“ äußert sich
als soziale Produktivität. Zivilisatori-
sche Errungenschaften, technischer
Fortschritt, ökonomische Wohlfahrt
und kulturelle Güter werden nicht vom
Menschen als Einzelwesen produziert,
sondern nur in der Gemeinschaft mit
anderen. Menschen mit Behinderungen
sind keineswegs nichtsnutzige Kostgän-
ger oder passive Empfänger der Wohl-
fahrtsgesellschaft, sondern selbst Pro-
duzenten sozialer, kultureller und öko-
nomischer Werte. Durch die Gemein-
samkeit von Menschen mit und ohne
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Abb. 1: Transformation der Revolutions-
ideale in Menschenrechte der BRK

Teilhabe 2/2011, Jg. 50

Behinderung werden ein Zugewinn an
Menschlichkeit, an kultureller Vielfalt
und ein ökonomischer Mehrwert
erzeugt. Das soziale, kulturelle und
ökonomische Kapital jedes Einzelnen
und der Gesellschaft insgesamt sind
eine koproduktive Gemeinschaftsleis-
tung, zu der alle beigetragen haben. Der
einsame Insulaner Robinson Crusoe
muss seine vermeintliche Freiheit mit
einem rapiden Verlust an Wahlmöglich-
keiten, Konsumgütern und Lebensstan-
dard bezahlen. Wegen der kollektiven
Produktivität ist Geschwisterlichkeit
eine Ermöglichung von mehr Freiheit,
von neuen Freiheiten, die jeder allein
für sich nicht hätte.

Geschwisterlichkeit bzw. Freiheit
„mit“ ist also mit einem doppelten,
wechselseitigen Profit verbunden. Der
Einzelne profitiert von der Gesellschaft,
und die Gesellschaft profitiert von den
Einzelnen. Dieser doppelte, wechselsei-
tige Profit wird auch in der Präambel der
BRK in prägnanter Weise zum Ausdruck
gebracht: Die Vertragsstaaten beschlie-
ßen das Übereinkommen „in Anerken-
nung des wertvollen Beitrags, den
Menschen mit Behinderungen zum
allgemeinen Wohl und zur Vielfalt
ihrer Gemeinschaften leisten und leis-
ten können, und in der Erkenntnis,
dass die Förderung des vollen Genus-
ses der Menschenrechte und Grund-
freiheiten durch Menschen mit Behin-
derungen sowie ihrer uneingeschränk-
ten Teilhabe ihr Zugehörigkeitsgefühl
verstärken und zu erheblichen Fort-
schritten in der menschlichen, sozia-
len und wirtschaftlichen Entwicklung
der Gesellschaft und bei der Beseiti-
gung der Armut führen wird“.

Behindertenrechtskonvention: Selbst-
bestimmung – Gleichberechtigung –
Teilhabe

Die Behindertenrechtskonvention steht
in der Tradition der Aufklärung und der
neuzeitlichen Menschenrechtsentwick-
lung, so wurde eingangs postuliert. Was
ist nun aus den Idealen der Französi-
schen Revolution geworden? Wie fin-
den sie sich in der BRK wieder?

Zunächst ist auffallend, dass die
Worte nicht mehr die gleichen sind.
Statt „Freiheit“ heißt es in der Behin-
dertenrechtskonvention nun „Selbstbe-
stimmung“, an die Stelle von „Gleich-
heit“ tritt der Begriff „Gleichberechti-
gung“, und „Brüderlichkeit“ wird
abgelöst durch „Teilhabe“ (vgl. Abb. 1).
Der Begriffswechsel ist allenthalben
durch Anpassung an den zeitgenössi-
schen Sprachgebrauch motiviert, kei-
nesfalls signalisiert er einen grundsätz-
lichen Wechsel der tragenden Inhalte.

Was im Vorausgehenden zu „Freiheit,
Gleichheit und Brüderlichkeit“ ausge-
führt wurde, gilt damit weitestgehend
auch für die Trias „Selbstbestimmung –
Gleichberechtigung – Teilhabe“. Die
BRK ist keine Spezialkonvention, die
neue, besondere Rechte für Menschen
mit Behinderungen postuliert, sondern
konkretisiert die allgemeinen Men-
schenrechte auch für Menschen mit
Behinderungen.

Die Trias Selbstbestimmung, Gleich-
berechtigung und Teilhabe findet sich
auch an prominenter Stelle der BRK
wieder. In Art. 3 werden die „Allgemei-
nen Grundsätze“ der BRK konkretisiert
und in aufzählender Form benannt:

„Die Grundsätze dieses Überein-
kommens sind: 

a) die Achtung der dem Menschen
innewohnenden Würde, seiner in-
dividuellen Autonomie, einschließ-
lich der Freiheit, eigene Entschei-
dungen zu treffen, sowie seiner
Unabhängigkeit; 

c) die volle und wirksame Teilhabe an
der Gesellschaft und Einbeziehung
in die Gesellschaft; 

e) die Chancengleichheit“.

Die Wesenskerne der beiden Triaden
sind einerseits Menschenwürde (vgl.
Abb. 2), andererseits Diskriminierung
(vgl. Abb. 3).

Selbstbestimmung, Gleichberechti-
gung und Teilhabe wurden als die tra-
genden Eckpfeiler der Behinderten-
rechtskonvention identifiziert. Alle drei
Eckpfeiler zusammen haben ein einzi-
ges, gemeinsames Fundament: Men-
schenwürde. Im Zentrum aller Men-
schenrechte steht die Menschenwürde. 

Menschenwürde ist ein absoluter,
innerer Wert. Menschen haben Würde
allein durch ihr Menschsein. Alle Men-

schen haben unabhängig von Leistung,
Herkunft, Rasse, Status, von körperli-
chen und geistigen Eigenschaften den-
selben Wert. Auch sog. „Würdenträger“
wie Bischöfe, Präsidenten, Honoratio-
ren, Minister, Ehrenvorsitzende oder
Inhaber von Orden haben nicht mehr
Würde als einfache Menschen. Die
Behindertenrechtskonvention spricht
von der allen Menschen „innewohnen-
den“ Würde (Präambel und Art. 1). Eine
„innewohnende“ Würde kann nicht
gesteigert werden. Menschenwürde gibt
es weder im Komparativ noch im Super-
lativ, sondern „nur“ als ein universales
Gut (vgl. BIELEFELDT 2010).

Menschenwürde kann man auch als
die Summe aller Menschenrechte anse-
hen. In formelhafter Dichte könnte
man sagen: Menschenwürde = Selbst-
bestimmung + Gleichberechtigung +
Teilhabe. In dem Maße und nur dann,
wenn diese grundlegenden Menschen-
rechte ungeteilt und ungeschmälert
gewährleistet sind, ist auch Menschen-
würde gegeben (vgl. Abb. 2).

Dass die Anerkennung und Achtung
der Menschenwürde das zentrale An-
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liegen und das geistige Fundament der
Behindertenrechtskonvention ist, wird
noch einmal sehr eindrücklich und
kraftvoll durch die Benennung des
Gegenspielers von Menschenwürde un-
terstrichen. Der Gegenbegriff zu Men-
schenwürde ist in der BRK „Diskrimi-
nierung“. Diskriminierung bedeutet
Verneinung und Missachtung der Rech-
te von Menschen mit Behinderungen.
Die Präambel der BRK stellt eine ein-
deutige Verbindung zwischen Men-
schenwürde und Diskriminierung her
und formuliert als grundlegende
„Erkenntnis, dass jede Diskriminie-
rung aufgrund von Behinderung eine
Verletzung der Würde und des Wertes
darstellt, die jedem Menschen inne-
wohnen“ (Präambel, Buchstabe h).
Diskriminierung ist immer dann und in
dem Maße gegeben, wenn die funda-
mentalen Grundwerte Selbstbestim-
mung, Gleichberechtigung und Teilha-
be nicht gewährt werden (vgl. Abb. 3).

Handlungsfolgen: Assistenz – 
Gleichstellung – Inklusion

Was bedeuten nun die elementaren
Menschenrechte Selbstbestimmung,
Gleichberechtigung und Teilhabe für
die persönliche Lebensgestaltung und
die gesellschaftliche Praxis? Welche
praktischen Handlungskonzepte sind
aus ihnen zu folgern?

Abbildung 4 stellt die konkreten
Handlungsfolgen zusammenfassend dar.
Das Menschenrecht der Selbstbestim-
mung wird bei Menschen mit Behinde-
rungen insbesondere durch das Kon-
zept der persönlichen Assistenz ver-
wirklicht. Der Gleichberechtigung be-
hinderter Menschen wird durch ver-
schiedene Maßnahmen der Gleichstel-

lung entsprochen. Das Anrecht auf Teil-
habe am sozialen, kulturellen, wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Le-
ben begründet die Inklusion in alle
Lebensbereiche. 

Assistenz

Gebräuchliche Begriffe für Assistenz
sind auch „Persönliche Assistenz“ oder
„Assistierte Freiheit“ (GRAUMANN
2011). Das Assistenzmodell ist aus den
Bürgerrechtsbewegungen „Indepen-
dent Living“ (IL) in den USA und
„Selbstbestimmt-Leben“ (SL) in Öster-
reich und Deutschland hervorgegan-
gen. Die Basisbewegungen betroffener
Behinderter kritisierten massiv die
fremdbestimmte und entmündigende
Hilfe von professionellen Behinderten-
experten, Rehabilitationsträgern und
Betreuungsorganisationen. In der tradi-
tionellen Behindertenhilfe bestimmten
und bestimmen auch noch immer mit
Definitionsmacht ausgestattete Exper-
t(inn)en „stellvertretend“ für die Betrof-
fenen, was für sie gut ist und wie sie ein
sinnerfülltes Leben zu führen haben.
Für das Assistenzkonzept sind die
Emanzipation von jeglicher Bevormun-
dung und die Ermächtigung zu einer
selbstbestimmten Lebensführung („Em-
powerment“) von zentraler Bedeutung.
Assistenz bedeutet laut Duden (2010,
119) „jemandem nach dessen Anwei-
sung zur Hand gehen“. Das traditionel-
le Dominanzverhältnis zwischen hel-
fenden Personen und Menschen mit
Behinderung wird im Assistenzkonzept
auf den Kopf gestellt. Im sog. „Arbeitge-
bermodell“ verstehen sich Menschen
mit Behinderungen nicht mehr als
dankbare und angepasste Empfänger
von Sozial- und Hilfeleistungen, son-
dern als autonome Manager von Ser-
viceleistungen. Menschen mit Behinde-
rungen suchen sich die Assistenzperso-
nen selbst aus, leiten sie an, bestimmen
ihren Einsatz und bezahlen sie selbst.
Die Dienste, die „eingekauft“ werden,
reichen von Körperpflege, Haushalts-
hilfe und medizinischer Unterstützung
bis hin zu Vorlesediensten für Men-
schen mit Sehschädigungen oder Kom-
munikationshilfen für Menschen mit
Hörbeeinträchtigungen.

Der Paradigmenwechsel der Behin-
dertenhilfe findet seinen bedeutsams-
ten Ausdruck in dem Instrument „Per-
sönliches Budget“. Anstelle der tradi-
tionellen Sachleistungen von Sozial-
ämtern und Wohlfahrtsorganisationen
erhalten behinderte Menschen nun
Geld, über das sie als ihr Persönliches
Budget ganz nach eigenem Gutdünken
verfügen können. Sie können selbst
entscheiden, wann welche Assistenz-
person oder welcher Assistenzdienst

welche Dienstleistung erbringen soll.
Das Persönliche Budget ist als Leis-
tungsform (§ 17 SGB IX) gesetzlich ver-
ankert. Es stärkt das Wunsch- und
Wahlrecht behinderter Menschen. Für
Personen mit Anspruch auf Teilhabe-
leistungen ist das Persönliche Budget
zweifelsohne ein wichtiges Instrument
für die Verwirklichung eines selbstbe-
stimmten Lebens.

Gleichstellung

Bei der Bewältigung von gleichen Auf-
gaben und gleichen Anforderungen
sind Menschen mit ungleichen, unpas-
senden oder unzureichenden Bewälti-
gungskompetenzen zwangsläufig im-
mer im Nachteil. Gleichstellung dient
dem Ausgleich behinderungsbedingter
Nachteile oder Mehraufwendungen.
Das Ziel von Gleichstellungsmaßnah-
men ist die Herstellung von Chancen-
gerechtigkeit sowie die Unterstützung
höchstmöglicher Selbstbestimmung und
Teilhabe. § 1 des Behindertengleichstel-
lungsgesetzes (BGG) bestimmt als Ziel
des Gesetzes, „die Benachteiligung von
behinderten Menschen zu beseitigen
und zu verhindern sowie die gleichbe-
rechtigte Teilhabe von behinderten
Menschen am Leben in der Gesell-
schaft zu gewährleisten und ihnen eine
selbstbestimmte Lebensführung zu er-
möglichen“.

Zur Herstellung von Chancenge-
rechtigkeit müssen Menschen mit un-
gleichen Voraussetzungen nicht gleich,
sondern im Gegenteil ungleich behan-
delt werden. Durch verschiedene Maß-
nahmen einer relativen Bevorteilung
können ungleiche Voraussetzungen
ausgeglichen und gleiche Chancen her-
gestellt werden. Die Gewährung beson-
derer Begünstigungen und Vorteile
wird auch als „positive Diskriminie-
rung“ bezeichnet.

Methoden der Gleichstellung sind
insbesondere der Nachteilsausgleich
und die Herstellung von Barrierefrei-
heit. Beim Nachteilsausgleich werden
Menschen mit Behinderungen beson-
dere, vorteilhafte Bedingungen einge-
räumt: mehr Zeit, modifizierte Aufga-
benstellungen, angepasste Arbeitsplät-
ze, zusätzliche Hilfsmittel, persönliche
Helfer und anderes mehr. Gekenn-
zeichnete Behindertenparkplätze an
frequentierten Orten etwa sind ein Pri-
vileg, eine positive Diskriminierung, die
behinderten Menschen den Zugang zu
diesen Orten erleichtert und damit ihre
Teilhabechancen erhöht. 

Die Herstellung von Barrierefreiheit
geht über die Gewährung eines Nach-
teilsausgleichs hinaus. Barrieren sind
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Abb. 4: Assistenz, Gleichstellung und
Inklusion als Handlungsfolgen von
Selbstbestimmung, Gleichberechtigung
und Teilhabe
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alle Hindernisse, die einer selbstbe-
stimmten Lebensführung und der vol-
len Teilhabe an allen Lebensbereichen
im Wege stehen. Barrierefreiheit zielt
darauf ab, nach Möglichkeit die gesam-
te Umwelt präventiv so zu gestalten, dass
Behinderungen jedweder Art für alle
von vorneherein ausgeschlossen sind
oder doch vermindert werden. Barriere-
frei sind Einrichtungen, Gebrauchsge-
genstände und Hilfen nach § 4 des Be-
hindertengleichstellungsgesetzes (BGG)
dann, „wenn sie für behinderte Men-
schen in der allgemein üblichen Weise,
ohne besondere Erschwernis und
grundsätzlich ohne fremde Hilfe zu-
gänglich und nutzbar sind“. Ein Mus-
terbeispiel für Barrierefreiheit ist etwa
„Leichte Sprache“. Das Ideal der Bar-
rierefreiheit wird von dem Konzept „De-
sign for all“ (Art. 2 BRK) verkörpert.

Inklusion

Aus dem rechtlich verankerten Teilha-
bebegriff folgt unmittelbar die Hand-
lungskonsequenz Inklusion. Teilhabe
fordert das Einbeziehen, Inkludieren in
„geschwisterliche“ Lebens- und Tätig-
keitszusammenhänge. Inklusion ist Teil-
habe im Vollzug, Teilhabe in Aktion.

In Art. 2 BRK werden die Begriffe
„Kommunikation“, „Sprache“, „Diskri-
minierung“, „angemessene Vorkehrun-
gen“ und „universelles Design“ explizit
definiert, der Begriff „Inklusion“ jedoch
nicht. Der begriffliche Inhalt von Inklu-
sion muss vielmehr aus dem Kontext
erschlossen werden. Die deutlichsten
Konkretisierungen von Inklusion fin-
den sich in Art. 24 zu „Bildung“.

Die BRK fordert darin die Vertrags-
staaten auf, „ein inklusives Bildungs-
system auf allen Ebenen“ (Art. 24 Abs. 1
BRK) aufzubauen „mit dem Ziel der
vollständigen Inklusion“ (Abs. 2 Buchst.
e). Menschen mit Behinderungen sol-
len „nicht aufgrund von Behinderung
vom allgemeinen Bildungssystem aus-
geschlossen werden“ (Abs. 2 Buchst. a),
sondern „gleichberechtigt mit anderen
in der Gemeinschaft, in der sie leben,
Zugang zu einem integrativen, hoch-
wertigen und unentgeltlichen Unter-
richt“ (Abs. 2 Buchst. b) haben.

Die BRK weist immer wieder und
mit großem Nachdruck darauf hin, dass
Inklusion keinesfalls ein bloßes Dabei-
sein bedeutet und als ein Verzicht auf
qualifizierte und bedarfsgerechte Un-
terstützung missverstanden werden
darf, aber: „Angepasste Unterstützungs-
maßnahmen“ (Abs. 2 Buchst. e), „ange-
messene Vorkehrungen für die Bedürf-
nisse des Einzelnen“ (Abs. 2 Buchst. c),
die Vermittlung von lebenspraktischen
Fertigkeiten, von besonderen Kommu-
nikationsmitteln wie Brailleschrift oder
Gebärdensprache sollen ausdrücklich
„innerhalb des allgemeinen Bildungs-
wesens“ (Abs. 2 Buchst. d) geleistet wer-
den. Das Recht auf Bildung wird von
der BRK klar und unmissverständlich
als ein Recht auf inklusive und zugleich
qualitativ hochwertige Bildung konzi-
piert (vgl. DEGENER 2006).

Inklusion ist einerseits die konzept-
adäquate Handlungsfolge für die
Rechtsdimension Teilhabe, kann aber
andererseits darüber hinausgehend
auch als Oberbegriff für die drei Hand-

lungskonzepte Assistenz, Gleichstel-
lung und Inklusion (im engeren Sinne)
insgesamt gelten. Für Inklusion in
einem umfassenden Verständnis kön-
nen dann etwa folgende Indikatoren
geltend gemacht werden:

> Alle Beteiligten können ein Gefühl
der eigenen Würde („sense of dignity“;
Art. 24 Abs. 1 Buchst. a BRK) ent-
wickeln.

> Alle Beteiligten erleben gleiche Ach-
tung und wechselseitige Wertschät-
zung („sense of equality“).

> Alle Beteiligten entwickeln ein Ge-
fühl wechselseitiger Zugehörigkeit
(„sense of belonging“; Präambel
Buchst. m BRK).

> Alle Beteiligten fühlen sich einem
gemeinsamen inklusionspädagogi-
schen Ethos verpflichtet. Zu die-
sem inklusionspädagogischen Ethos
gehören die Elemente „Wertschät-
zung der Verschiedenheit“, „Aner-
kennung der Gleichheit“ und „Wert-
schätzung der Gemeinsamkeit“ (WO-
CKEN 2011, 208).

Synopse: Rechte, Werte, Konzepte

Tabelle 1 führt die bisherigen Überle-
gungen zusammen und ergänzt sie
zugleich um zweierlei Aspekte: 

1. Die Tabelle enthält auch „Wertorien-
tierungen“. Sowohl den Menschen-
rechten als auch den Handlungskon-
zepten liegen bestimmte Wertvorstel-
lungen bzw. Menschenbilder zu-
grunde. Werte, Rechtsnormen und
Handlungsfolgen bilden eine logi-
sche Kette, das eine folgt jeweils aus
dem anderen. Beispiel: Autonomie
(Wert) Selbstbestimmung (Recht)

fgdf
Assistenz (Folge). 

2. Die Wertorientierungen und Hand-
lungskonzepte werden in der Tabelle
ferner in einer kontrastierenden Form
aufgezeigt. Die positiven Valenzen
ergeben sich aus einer Bejahung der
Behindertenrechtskonvention, die ne-
gativen Wertigkeiten verneinen die
Geltung der Rechtsnormen der BRK.
Beispiel: Die Grundvorstellung einer
Minderwertigkeit (Wert) gesteht Men-
schen mit Behinderungen keine
Gleichberechtigung (Recht) zu und
zieht deklassierende Kategorisierun-
gen (Folge) nach sich.

Menschenrechtsdimension Selbstbe-
stimmung: Autonomie       Assistenz
versus Unmündigkeit       Fürsorge

In einfachen Worten könnte man die
logische Sequenz Autonomie Selbst-
bestimmung Assistenz etwa folgen-
dermaßen formulieren: „Du bist an-
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Tab. 1: Wertorientierungen und Handlungskonzepte der Menschenrechts-
dimensionen Selbstbestimmung, Gleichberechtigung und Teilhabe

Französische Revolution

Menschenrechte der BRK

Werteorientierung

Handlungskonzepte

Positive Valenzen Negative Valenzen

Freiheit

Selbstbestimmung

Autonomie

Assistenz

Unmündigkeit

Fürsorge

Gleichheit

Gleichberechtigung

Gleichwertigkeit

Gleichstellung

Minderwertigkeit

Kategorisierung

Brüderlichkeit

Teilhabe

Zugehörigkeit

Inklusion

Dissoziabilität

Exklusion
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ders. Obwohl Du anders bist, bist Du
so okay. Du bist so, wie Du bist, wert-
voll. Du hast eine eigene Würde. Du
bist Du selbst und Du darfst Du selbst
sein. Du gehörst Dir allein. Du darfst
selbst sagen und entscheiden, was Du
willst. Niemand anders hat das Recht,
Dir etwas vorzuschreiben. Du bist Dein
eigener Herr. Du bist selbstwürdig. 
Und Du bist selbstmächtig. Trau dich.
Nimm Dein Leben in Deine Hand. Ich
helfe Dir dabei, wenn Du willst.“

Bei negativer Valenz wird Menschen
mit Behinderungen Unmündigkeit un-
terstellt. Ihr Anderssein und ihr Unter-
stützungsbedarf werden als Unselbst-
ständigkeit, Hilflosigkeit und Betreu-
ungsbedürftigkeit gewertet. Die profes-
sionellen Betreuer(innen) fühlen sich
zu advokatorischer Stellvertretung und
vormundschaftlicher Fürsorge berech-
tigt und berufen. Mangels hinlänglicher
Selbstbestimmungsfähigkeit bedürfen
Menschen mit Behinderungen – nach
negativer Lesart – der Fürsorge. Fürsor-
ge geschieht durchaus in wohlmeinen-
der Absicht, etabliert aber ein hierar-
chisches Verhältnis zwischen einem
advokatorischen Vormund und einem
weisungsabhängigen Mündel. Men-
schen mit Behinderungen sehen sich
einer „fürsorglichen Belagerung“ (Ro-
man von Heinrich BÖLL 1982) ausge-
setzt und von paternalistischem Wohl-
wollen eingehüllt. Die Gefangenschaft
in Fürsorge und Paternalismus verhin-
dert eine Freisetzung zu einem selbstbe-
stimmten Leben.

Menschenrechtsdimension Gleich-
berechtigung: Gleichwertigkeit
Gleichstellung versus Minderwertigkeit

Kategorisierung

Bei positiver Valenz wird allen Men-
schen mit Behinderungen eine unbe-
dingte Gleichwertigkeit und Gleich-
würdigkeit zugerechnet. Die Respektie-
rung der Gleichwürdigkeit äußert sich
in verschiedenen Maßnahmen der
Gleichstellung. 

Die negative Logik dieser Menschen-
rechtsdimension sei wieder in leicht
verständlicher Sprache verdeutlicht:
„Du bist anders. Deshalb bist Du auch
weniger wert. Du bist nicht gleichwer-
tig und gleichwürdig wie die anderen.
Weil Du minderwertig bist, hast Du
auch weniger Rechte. Weil Du anders
bist, bekommst Du nun einen Namen:
Behindert! An diesem Namen erken-
nen Dich alle. Alle wissen dann, dass
Du anders bist. Und alle wissen dann,
dass Du weniger wert bist.“

Die zugeschriebene Minderwertig-
keit von Menschen mit Behinderungen

äußert sich in einer Fülle diskriminie-
render Praxen: Deklassierung, Herab-
setzung, Beschämung, Entrechtung,
Abwertung, Dehumanisierung oder gar
Tötung. Voraussetzung und Anfang al-
ler diskriminierenden Praxen sind Kate-
gorisierungen, d. h. „Unterscheidungen“.
Die behinderten Menschen müssen von
allen anderen getrennt werden, und
zwar durch diagnostische Prozeduren
und formelle Etikettierungen. Kategori-
sierungen ermöglichen und begünstigen
Klassifikationen, d. h. ein hierarchisie-
rendes Ranking von Menschen und
Menschengruppen nach Wertigkeit. 

Genau diesen Sachverhalt trifft auch
die Definition von Diskriminierung in
der Behindertenrechtskonvention; sie
wird hier in sinngemäßer Vereinfa-
chung wiedergegeben: „Diskriminie-
rung bedeutet jede Unterscheidung
aufgrund von Behinderung, die zum
Ziel oder zur Folge hat, dass die auf
die Gleichberechtigung mit anderen
gegründete Wahrnehmung aller Men-
schenrechte und Grundfreiheiten be-
einträchtigt oder vereitelt wird.“ Kate-
gorisierung ist die Grundlage und der
Anfang von Diskriminierung. In diesem
Sinne richtet Inklusion an Integration
den Vorwurf, Integration basiere auf
einer „Zwei-Gruppen-Theorie“ und
stabilisiere dadurch die Trennung von
Behinderten und Nichtbehinderten.

Menschenrechtsdimension Teilhabe:
Zugehörigkeit       Inklusion versus
Dissoziabilität       Exklusion

Teilhabe basiert auf dem Grundwert
Zugehörigkeit. Wer nicht dazugehört,
kann auch nicht mitmachen. Wer nicht
dabei ist, kann auch nicht teilhaben –
das ist unmittelbar einsichtig. „Teilhabe
setzt Zugehörigkeit voraus“, heißt es
bei HABERMAS (1987, 160). Das An-
derssein von Menschen mit Behinde-
rung ist weder Anlass und Grund für
Ausschluss und Separation noch Hin-
dernis für Geschwisterlichkeit. Die
schlichte Botschaft lautet: „Du gehörst
zu uns!“ (STÄHLING 2009). 

Bei negativer Valenz wird eine schar-
fe Grenzlinie gezogen. In einfachen
Worten: „Du bist nicht wie wir. Du bist
anders. Deshalb gehörst Du auch nicht
zu uns. Du bist nicht eingliederungsfä-
hig. Du kannst nicht bei uns bleiben.
Du musst in einen Schonraum. In die-
ser Sondereinrichtung sind noch ande-
re, die genauso sind wie Du. Du bist
einer von denen. Da gehörst Du hin.
Also geh zu Deinesgleichen.“

Die negative Valenz schreibt Men-
schen mit Behinderungen Dissoziabili-
tät zu. Dissoziabel meint: nicht sozial-

fähig, nicht eingliederungsfähig, nicht
gemeinschaftsfähig. Die Zuschreibung
dieses Merkmals Dissoziabilität hat
dann fatale und unerbittliche Konse-
quenzen: Ausschluss, Ausgrenzung,
Aussonderung, Separation, Isolation,
Ghettoisierung. Immer noch werden in
der pädagogischen Diskussion behin-
derte Kinder und Jugendliche mit die-
sem diskriminierenden Makel versehen:
„Nicht integrierbar!“ Dieses Urteil ver-
urteilt Menschen mit Behinderungen
zu Aussätzigen, die außerhalb mensch-
licher Siedlungen zu leben haben.

Schluss: Die Unteilbarkeit der Triaden

Mit der Trias „Freiheit, Gleichheit, Brü-
derlichkeit“ haben sich viele he-rausra-
gende Köpfe der europäischen Geistes-
geschichte beschäftigt: allen voran Im-
manuel Kant, sodann u. a. John Locke,
Friedrich Schiller, John Stuart Mill, Ralf
Dahrendorf. Wie kaum anders zu er-
warten, zeigen sich zwischen den ver-
schiedenen Autoren auch mehr oder
minder erhebliche Differenzen in der
Auslegung und Interpretation der Trias
ab; bei aller Unterschiedlichkeit der
Auslegungen lässt sich gleichwohl eine
grundsätzliche Bekräftigung der Gültig-
keit der menschenrechtlichen Dreiheit
feststellen. 

Die Differenzen tun sich erst bei der
Frage nach dem Verhältnis der drei
Menschenrechte auf: Stehen alle drei
Menschenrechte gleichberechtigt ne-
beneinander? Gibt es zwischen ihnen
eine Hierarchie an Höherwertigkeit
und Nachrangigkeit? Bleibt also zu
guter Letzt die Frage nach dem Verhält-
nis der Triaden-Elemente zueinander.
In welcher Beziehung stehen „Selbstbe-
stimmung, Gleichberechtigung und
Teilhabe“ oder „Assistenz, Gleichstel-
lung und Inklusion“ zueinander. Dieser
Frage nachzugehen, ist durchaus einge-
hender Analysen würdig und fähig. An
dieser Stelle sollen zwei Grundsätze
benannt werden.

1. Die Elemente der Triaden werden
grundsätzlich als gleichwertig ange-
sehen. Es gibt keine Rangordnung
der Wichtigkeit. Kein Element ist
wichtiger und wertvoller als das
andere. Kein einzelnes Element
kann für sich beanspruchen, grund-
legendes Basiselement zu sein, das
von den anderen beiden Teilen der
Dreiheit lediglich flankiert würde.
Wegen der prinzipiellen Gleichheit
der tragenden Teilelemente wurde
bei den Abbildungen ganz bewusst
ein gleichseitiges Dreieck gewählt! 

2. Die Elemente sind nicht allein gleich-
wertig, sondern bilden darüber hinaus
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eine untrennbare Einheit. Sie gehören
zusammen wie die Seiten eines Drei-
ecks; fehlt eine Seite, bricht die ge-
samte Figur auseinander. Man kann
die Triaden nicht in einzelne Segmen-
te aufteilen und dann einzelne Stücke
auswählen. Menschenrechte sind kein
Steinbruch, kein Katalog zum Aus-
wählen und Ankreuzen. Es gibt die
Triaden nur als Ganzes, nur als Ein-
heit, sozusagen nur „im Dreierpack“.
Als singuläre Puzzlestücke ergeben sie
keinen Sinn, bleiben sie ein Torso
einer Gestalt. 

Die Wiener Weltmenschenrechts-
konferenz (1993) hat das Unteilbar-
keitspostulat mit den Prädikaten „indi-
visible, interrelated, interdependent“
(unteilbar, wechselseitig sich bedingend
und voneinander abhängig) erstmals
formell anerkannt (vgl. BIELEFELDT
2006). Auch die BRK folgt diesem Wie-
ner Unteilbarkeitspostulat und bekräf-
tigt in der Präambel (Buchst. c) aus-
drücklich, „dass alle Menschenrechte
und Grundfreiheiten allgemein gültig
und unteilbar sind, einander bedingen
und miteinander verknüpft sind und
dass Menschen mit Behinderungen der
volle Genuss dieser Rechte und Freihei-
ten ohne Diskriminierung garantiert
werden muss“.

Alle Menschenrechte – das hat die
Darstellung deutlich gemacht – sind
Freiheitsrechte! Für ein menschenwür-
diges Leben brauchen wir alle Freihei-
ten:

> die existenzsichernde, lebenserhalten-
de Freiheit „von“,

> die diversifizierende, individualisieren-
de Freiheit „zu“,

> die gerechtigkeitssichernde, verallge-
meinernde Freiheit „wie alle“,

> die solidarische, gefahren- und not-
abwehrende Freiheit „für“,

> die koproduktive, interprofitable Frei-
heit „mit“.
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Qualität sichern – Transparenz schaffen!
Das BHP Zertifizierungsverfahren  
für heilpädagogische Einrichtungen und Dienste

Heilpädagogische Einrichtungen und Dienste  
haben fortan die Möglichkeit, 
sich durch den Berufs- und Fachverband Heilpädagogik e.V.  
zertifizieren zu lassen.

Mit einer Zertifizierung durch den BHP bewirken Sie

 eine erhöhte Wahrnehmung auf dem Markt sozialer Dienstleistungen,

 eine verbesserte Verhandlungsposition bei Kostenträgern,

 eine gesteigerte Motivation bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und

 einen hohen Grad an Transparenz und Qualitätsbewusstsein  

im Leitbild Ihrer Einrichtungen/ Ihres Dienstes.

Zudem können Sie eine Vielzahl von Dienstleistungen der BHP Agentur  

in Anspruch nehmen.

Für weitere Informationen wenden Sie sich einfach an die BHP Agentur:

Mail: info@bhpagentur.de 

Web: www.bhpagentur.de 

Tel: 030/4060506o

Anzeige
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die ICF-CY im Frühjahr 2011 beim
DIMDI erscheinen. 

Was ist die ICF?

Das Ziel der ICF ist es, „in einheitlicher
und standardisierter Form eine Sprache
und einen Rahmen zur Beschreibung
von Gesundheits- und mit Gesundheit
zusammenhängenden Zuständen zur
Verfügung zu stellen“ (DIMDI 2005, 8).
Dieses Dokumentationssystem kann
für eine Person im Alltag, z. B. in der
Rehabilitation, für wissenschaftliche
Untersuchungen zum Verlauf von Be-
handlungen, für statistische Zwecke in
Einrichtungen oder in der Gesund-
heitsstatistik für Planungen eingesetzt
werden. 

Die in der UN-Kinderrechtskonven-
tion und der Behindertenrechtskon-
vention festgelegten Rechte auf Würde,
gleichberechtigte Teilhabe, Autonomie
und Selbstbestimmung spielen für die
ICF-CY eine große Rolle. Insbesondere
wird auf Artikel 23 der Kinderrechts-
konvention hingewiesen, in dem spe-
ziell auf Kinder mit Behinderungen ein-
gegangen wird. In der ICF-CY wird
gefordert, dass im klinischen Kontext
die Betroffenen oder ihre Vertreter
genau über das Ziel der Dokumentati-
on informiert und an der Dokumentati-
on aktiv beteiligt sein sollten. Ebenso
wird betont, dass es sich bei den in der
ICF kodierten Informationen um per-
sönliche Daten handelt, die verbindli-
chen Regeln der Vertraulichkeit unter-
stellt werden müssen. 

In der ICF wird versucht, die zwei
unterschiedlichen Modelle zur Behin-
derung, das medizinische und das
soziale Modell, in einem bio-psycho-
sozialen Konzept zu integrieren. Im
medizinischen Modell wird die Behin-
derung als ein Problem einer Person
gesehen, als Folge einer Krankheit,
eines Unfalls oder einer anderen mit
Gesundheit zusammenhängenden Stö-
rung. Folglich muss der Betroffene
behandelt werden mit dem Ziel, eine
Heilung, eine Anpassung an die Behin-
derung zu erreichen oder sein Verhal-
ten zu verändern. Politisch geht es
darum, die Gesundheitspolitik so zu
gestalten, dass eine solche individuelle
Behandlung möglich ist. 

Im sozialen Modell ist die Behinde-
rung kein Merkmal einer Person, son-
dern ein Problem, das wesentlich durch
die Gesellschaft mitverursacht wird.
Die sozialen und gesellschaftlichen
Bedingungen müssen so verändert wer-
den, dass volle Integration und eine
Teilhabe an allen Bereichen des sozia-
len Lebens möglich werden. Politisch
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| KURZFASSUNG Im Frühjahr 2011 erscheint die deutsche Übersetzung der Internatio-
nalen Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit für Kinder und
Jugendliche (ICF-CY). Sie entspricht im Konzept und Aufbau der ICF für Erwachsene mit
ihrem bio-psycho-sozialen Konzept. Die ICF-CY stellt eine gemeinsame Sprache für die
unterschiedlichen Berufsgruppen dar, die im Interesse der Kinder zusammenarbeiten,
sowie die Betroffenen und ihre Familien. Die ICF-CY wird bereits in einer Reihe von Früh-
förderstellen in einer verkürzten Liste angewandt, ebenso gibt es Anwendungen in sozi-
alpsychiatrischen Zentren und in Schulen. Sowohl in der Diagnostik, der Förderplanung
als auch im interdisziplinären Gespräch und der Berichterstattung unterstützt der Einsatz
der ICF-CY das interdisziplinäre Arbeiten und Denken. Insgesamt wird die ICF-CY von den
Anwender(inne)n in der praktischen Arbeit als hilfreich eingeschätzt. Da mit der ICF-CY
viele Daten über den Betroffenen und seine Familie gesammelt werden, muss der Schutz
der Daten verbindlich geregelt werden. 

| ABSTRACT The International Classification of Functioning, Disability and
Health for Children and Youth (ICF-CY). An Overview of the Classification and
Possible Applications. As a derived version of the WHO's ICF for adults with its bio-
psycho-social model the ICF-CY provides a common language of documentation that can
be used across disciplines to advance services on behalf of children and youth as well as
the cooperation with the affected children and their families. The ICF-CY's short form has
been already used by early intervention centers for children with disabilities as well as by
social-psychiatric centers and schools. In the diagnostic process, in treatment planning
but also in the interdisciplinary discussions and reporting the ICF-CY supports interdisci-
plinary thinking and working. All in all the ICF-CY was considered very helpful by its users.
Because many data about the affected person and his family are collected by applying
the ICF-CY, the protection of the data must be regulated in a binding way.

Die Internationale Klassifikation der
Funktionsfähigkeit, Behinderung und
Gesundheit für Kinder und Jugendliche
Ein Überblick über die Klassifikation und einige 
Anwendungsmöglichkeiten 

Im Jahr 2001 veröffentlichte die Welt-
gesundheitsorganisation (WHO) die

Internationale Klassifikation der Funk-
tionsfähigkeit, Behinderung und Ge-
sundheit (ICF). Sie wurde 2005 ins
Deutsche übersetzt und wird vom Deut-
schen Institut für Medizinische Doku-
mentation und Information herausgege-
ben (vgl. DIMDI 2005). Diese Version
ist an Erwachsenen orientiert und wird
z. B. in der Rehabilitation angewandt,
um Rehabilitationsziele und besonders
auch Teilhabeziele ebenso wie Verände-
rungen im Verlauf der Rehabilitation
besser zu erfassen.

2007 veröffentlichte die WHO die
Klassifikation der Funktionsfähigkeit,
Behinderung und Gesundheit für 
Kinder und Jugendliche (ICF-CY). Vie-
le Mitarbeiter(innen) aus unterschied-
lichsten Einrichtungen haben 2009 die
Version für Kinder und Jugendliche ins
Deutsche übersetzt. Es wurde eine offi-
zielle Rückübersetzung angefertigt, die
im Januar 2010 vorlag. Um die Überein-
stimmung der deutschen Übersetzung
mit dem englischen Originaltext sicher-
zustellen, wird von der WHO eine 
solche Rückübersetzung verlangt. Die-
se Übersetzung muss noch von der
WHO genehmigt werden, dann kann

Hedwig Amorosa



geht es darum, die Menschenrechte für
alle Personen durchzusetzen. Die ICF
versucht diese beiden Modelle zu inte-
grieren (vgl. Abb. 1). 

Unter der Komponente Körperfunk-
tionen werden körperliche Verände-
rungen, aber auch psychische und men-
tale Fähigkeiten erfasst. So gehören zu
den mentalen Funktionen u. a. „die
Aufmerksamkeit (b140)“, „die Intelli-
genz (b117)“ und „kognitiv-sprachliche
Fähigkeiten (b167)“. Veränderungen
der Körperstrukturen sind nach den
Körpersystemen wie z. B. „Struktur des
Gehirns (s110)“, „Struktur des Mittel-
ohres (s250)“ oder „Struktur der oberen
Extremität (s730)“ geordnet. 

Die Aktivität bezieht sich auf die
Möglichkeit oder Unmöglichkeit einer

Person, eine Handlung auszuführen.
Die Partizipation oder Teilhabe, wie
sie in den Sozialgesetzen genannt wird,
bezieht sich auf die Möglichkeit oder
Einschränkung für eine Person, am
sozialen Leben teilzunehmen. Für beide
Bereiche, Aktivität und Partizipation,
werden die Items entsprechend der ein-
zelnen Lebensbereiche wie z. B. „ele-
mentares Lernen (d130-159)“, „Wis-
sensanwendung (d160-179)“, „Gehen
und sich Fortbewegen (d450-469)“ oder
„tägliche Routinen durchführen (d230)“
in einer Liste zusammengefasst. 

Umweltfaktoren sind die materiel-
len, sozialen und einstellungsbezoge-
nen Faktoren der Umgebung eines
Menschen, die seine Möglichkeiten,
aktiv zu werden und am sozialen
Geschehen teilzuhaben, beeinflussen.

Sie können fördernd oder behindernd
sein. Wichtig ist, dass der gleiche
Umstand für eine Person einen fördern-
den Faktor, für eine andere Person eine
Barriere darstellen kann. So ist z. B.
eine Absenkung eines Bordsteins ohne
spezielle Markierung für einen Roll-
stuhlfahrer ein Förderfaktor, für eine
blinde Person aber u. U. eine Barriere. 

Die personenbezogenen Faktoren
sind in der ICF unter den Kontextfakto-
ren eingeordnet. Hier handelt es sich
um Faktoren, die sich auf die betrachte-
te Person beziehen, wie Alter, Ge-
schlecht, sozialer Status, Erfahrungen
und Ähnliches. Sie werden bisher in
der ICF und ICF-CY nicht weiter klas-
sifiziert, können aber vom Benutzer der
ICF erhoben werden. 

Im Konzept der ICF wird davon aus-
gegangen, dass es keine einfachen kau-
salen Zusammenhänge zwischen den
einzelnen Komponenten gibt, sondern
dass die Komponenten sich gegenseitig
beeinflussen. So können Umweltfakto-
ren die Teilhabe ermöglichen oder auch
behindern, ebenso kann die Behinde-
rung der Teilhabe zu einer Funktions-
störung führen (vgl. Abb. 2). 

Die Kategorien der ICF können
unterschiedlich detailliert kodiert wer-
den. So können Auffälligkeiten in
„kognitiv sprachlichen Funktionen
(b167)“ global als „auffällig“ kodiert
werden oder als „das Sprachverständ-
nis betreffend (b1670)“ oder noch
detaillierter „das Verständnis gespro-
chener Sprache (b16701)“. Zusätzlich
können die Ausprägungsgrade eines
Items in fünf Stufen kodiert werden. 
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Abb. 1: Teile und Komponenten der ICF (vgl. DIMDI 2005, 147)
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Für jedes Item der ICF gibt es eine
Definition mit Ein- und Ausschlusskri-
terien. Als Beispiel seien in Tab. 1 die
Items „Kognitiv-sprachliche Funktionen
(b167)“ aus den Körperfunktionen und
„Sich Fertigkeiten aneignen (d155)“ aus
Aktivitäten und Partizipation angeführt. 

An einer solchen Beschreibung der
Körperfunktionen, Körperstrukturen,
Aktivität und Partizipation (Teilhabe)
und Umweltfaktoren müssen zwangs-
läufig neben den unterschiedlichen
Berufsgruppen die Betroffenen bzw.
ihre Familien mit beteiligt sein. Nur so
lässt sich eine für den Betroffenen rele-
vante Beschreibung erstellen. Daher ist
es das Ziel der ICF, eine gemeinsame
Sprache für die an einer solchen Doku-
mentation Beteiligten zu schaffen. 

Warum gibt es eine eigene ICF für
Kinder und Jugendliche?

Die Grundstruktur der Kinderversion
hat sich gegenüber der ICF für Erwach-
sene nicht verändert. Es wird ebenso in
Körperfunktion, Körperstruktur, Aktivi-
tät und Partizipation (Teilhabe) und
Kontextfaktoren unterteilt.

Es gibt eine Reihe von Gründen,
warum es notwendig erschien, eine
eigene Klassifikation für Kinder und
Jugendliche zu erstellen (vgl. HOL-
LENWEGER 2007): 

1. Im Vergleich zu Erwachsenen tre-
ten bei Kindern häufig Abweichun-
gen im Entwicklungsverlauf auf,
seltener aber stabile Funktionsstö-
rungen.

2. Die Trennung von Aktivitäten, Kör-
perfunktionen und Partizipation
kann gerade bei kleinen Kindern
sehr schwierig sein. Gemeinsame
Aktivitäten vermitteln den Aufbau
von Körperfunktionen, wie z. B. das
Sauberkeitstraining oder die Ent-
wicklung der Aufmerksamkeit.

3. Bei Erwachsenen werden Umwelt-
faktoren eher als moderierend oder
vermittelnd angesehen, während sie
bei Kindern eine notwendige Bedin-
gung für die Entwicklung darstellen. 

4. Die Gestaltungsmöglichkeiten der
Kinder in Beziehungen verändern
sich stark mit dem Alter.

Bei der Entwicklung der ICF-CY war
von Anfang an klar, dass es sich nur um
eine Modifikation der ICF handeln
konnte (vgl. ebd.). Bisher nicht genutz-
te Ziffern konnten für zusätzliche Items
verwendet werden, Definitionen wur-
den erweitert oder verändert, Ein- und
Ausschlusskriterien neu gefasst, einzel-
ne Codes mit neuen Inhalten gefüllt.
Einige Bereiche mussten ganz neu
gestaltet werden, wie z. B. der Bereich
„Spiel“, der im Kindesalter viel mit
„Lernen“ zu tun hat. Dies war nur
unbefriedigend zu lösen, da die Items
an unterschiedlichen Stellen eingefügt
werden mussten. Bei einer geplanten
Revision der ICF sollen diese Punkte
erneut diskutiert werden. 

Wie kann die ICF-CY eingesetzt 
werden?

Die Anwendungsmöglichkeiten der
ICF-CY sind sehr vielfältig: Sie reichen
von der ausschließlichen Verwendung
des Konzepts der ICF-CY über die Nut-
zung der Klassifikation als Strukturie-
rungshilfe bis hin zum Einsatz der ICF-
CY für die Dokumentation (in unter-
schiedlicher Detailliertheit). 

Die Teilhabe im Konzept der ICF-CY
spielt in den Sozialgesetzbüchern IX
und XII eine wichtige Rolle. Im Sozial-
gesetzbuch IX heißt es: „Behinderte
oder von Behinderung bedrohte Men-
schen erhalten Leistungen nach diesem
Buch (…), um ihre Selbstbestimmung
und gleichberechtigte Teilhabe am
Leben in der Gesellschaft zu fördern”
(§ 1 SGB IX). In § 55 SGB IX zur Früh-
förderung wird ebenso von Leistungen
zur Teilhabe gesprochen. 

In den Papieren der Vereinigung für
Interdisziplinäre Frühförderung (VIFF)
zur Qualität der Arbeit in Interdiszipli-
nären Frühförderstellen werden die
Konzepte der ICF-CY als Grundlage
der Arbeit angesehen. Auch das Curri-
culum für die qualifizierende Weiterbil-
dung für Fachkräfte in der interdiszipli-
nären Frühförderung baut auf dem
Konzept der ICF auf.1

In Einrichtungen ist es möglich,
Besprechungen, Berichte oder Inter-
ventionsplanungen anhand des Kon-
zepts der ICF-CY zu strukturieren,
ohne notwendigerweise alle einzelnen
Items zu kodieren. So kann jede(r) Mit-
arbeiter(in) einer Fallbesprechung ge-
beten werden, seine/ihre Befunde und
Beobachtungen nach den Bereichen
Körperfunktionen, Körperstrukturen,
Aktivitäten, Partizipation und Umwelt-
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Tab. 1: Beispiel für Ein- und Ausschlusskriterien zu den Items der ICF

Kognitiv-sprachliche Funktion
(b167)

Sich Fertigkeiten aneignen
(d155)

Spezifische mentale Funktionen, die 
das Erkennen und Verwenden von Zei-
chen, Symbolen und anderen Teilberei-
chen einer Sprache betreffen.Definition

Inklusion

Exklusion

Elementare und komplexe Fähigkeiten
für Handlungen und Tätigkeiten ent-
wickeln, um das Erlernen einer Fertig-
keit zu beginnen und zu Ende zu brin-
gen, wie das Handhaben von Werk-
zeugen oder Spielsachen, oder das
Spielen von Spielen.

Funktionen, die Verständnis und Ent-
schlüsselung von gesprochener, ge-
schriebener oder anderer Formen von
Sprache wie Gebärden betreffen;
Funktionen, die das Ausdrucksvermö-
gen in gesprochener, geschriebener
oder anderer Form der Sprache betref-
fen; integratives Sprachvermögen in
Sprache und Schrift, wie sie an der 
sensorischen (rezeptiven), motorischen
(expressiven), Broca-, Wernicke- und
Leitungsaphasie beteiligt sind. 

Elementare und komplexe Fertigkeiten
erwerben.

Funktionen der Aufmerksamkeit (b140);
Funktionen des Gedächtnisses (b144);
Funktionen der Wahrnehmung (b156);
Funktionen des Denkens (160); Höhere
kognitive Funktionen (b164); Das Rech-
nen betreffende Funktionen (b172);
Mentale Funktionen, die die Durchfüh-
rung komplexer Bewegungshandlun-
gen betreffen (b176); Kapitel 2: Sinnes-
funktionen und Schmerz; Kapitel 3:
Stimm- und Sprachfunktionen.

Schreiben lernen (d145) und Schreiben
(d170), Lernen durch Spielen (d131).

1 www.fruehfoerderung-viff.de/serviceangebot/
literatur/
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faktoren zu ordnen. Dadurch ergibt
sich ein gemeinsames Bild zu einem
Kind und seiner Familie. Aufgrund die-
ses gemeinsamen Bildes können dann
Bereiche ausgewählt werden, die pri-
mär für eine Intervention in Frage kom-
men. Diese interdisziplinären Gesprä-
che werden durch die gemeinsame
Sprache der ICF-CY unterstützt. Es
kann aber auch eine Dokumentation
mit für die Klientel der Einrichtung aus-
gewählten Items auf Grundlage der
Eingangsdiagnostik erfolgen. 

Wofür kann die ICF-CY eingesetzt
werden?

Die ICF wird für sehr unterschiedliche
Zwecke eingesetzt:

> für die Diagnostik und Interventions-
planung für eine einzelne Person und
sein Umfeld,

> für die Erfassung der Veränderung
während einer Förderung,

> für die Dokumentation in der For-
schung,

> für die Beschreibung der Besonder-
heiten von Einrichtungen und die
Planung sowohl in Einrichtungen als
auch im Gesundheitsbereich.

Diagnostik, Behandlungsplanung,
Veränderungsbeschreibung

Eine Dokumentation mit Items der
ICF-CY, die entsprechend der Kinder
einer Einrichtung ausgewählt werden,
kann die Diagnostik umfassender
machen und Teilhabe und Kontextfak-
toren mit Items beschreiben, die bisher
häufig nur als individuelle Beschrei-
bung in einem Text erscheinen.
Dadurch wird sichergestellt, dass alle
Bereiche in der Diagnostik berücksich-
tigt werden und nicht nur die, die
einem sofort ins Auge springen, oder
die, die dem einzelnen Untersucher
wichtig sind. Die ICF-CY selbst ist kein
Untersuchungsinstrument. Die einzel-
nen Berufsgruppen müssen ihre spe-
zielle Diagnostik durchführen und das
Kind beobachten und können dann
ihre Befunde und Beobachtungen mit
Hilfe der ICF-CY dokumentieren. Jede
Berufsgruppe kann grundsätzlich zu
allen Bereichen Stellung nehmen.

Mit Hilfe der so dokumentierten
Befunde ergibt sich eine gemeinsame
Grundlage für die Entscheidung, wel-
che Bereiche primär für die Interventi-
on in Frage kommen. In einigen Institu-
tionen wird festgelegt, wie viele Inter-
ventionsziele für ein Kind bzw. die
Familie höchstens sinnvoll sind. Werden
die Befunde insbesondere in den Berei-
chen Aktivität und Partizipation detail-
liert genug dokumentiert, dann lassen

sich damit auch Veränderungen im Ver-
lauf der Intervention beschreiben. 

HÄUSSLER (2007) beschreibt an-
hand von Fällen die unterschiedliche
Anwendung der ICF für die Diagnostik,
Interventionsplanung und Verände-
rungsbeschreibung in Sozialpädiatri-
schen Zentren. Mit der ICF-CY sei es
möglich, nicht nur die Defizite, son-
dern auch die Stärken von Kindern und
ihren Familien zu beschreiben. Er
betont, dass sich mit Hilfe der ICF-CY
komplexe Situationen mit verschiede-
nen Einflussfaktoren übersichtlich
beschreiben lassen und dass die ICF in
einem multidisziplinären Team die
gemeinsame Sprache für die Teamge-
spräche liefert. 

Forschung

Die ICF-CY findet Anwendung in der
Forschung, z. B. untersuchten THO-
MAS-STONELL et al. (2009) die Er-
wartungen, die Eltern und Therapeu-

t(inn)en bezüglich der Sprachtherapie
ihrer Kinder hatten. Es wurde ein Fra-
gebogen eingesetzt, der Fragen entspre-
chend der ICF-CY zu Körperfunktio-
nen, Aktivitäten und Partizipation ent-
hielt. Nach Beendigung der Therapie
wurden Eltern und Therapeuten erneut
befragt. Es zeigte sich, dass insbesonde-
re die Eltern über sehr viele positive
Veränderungen im Bereich der Aktivi-
täten wie Spiel, Soziale Fähigkeiten
und Selbstvertrauen berichteten. 

In einer Untersuchung von TEVE-
ROVSKY et al. (2009) füllten Eltern
von Kindern mit einer Sprechstörung
(Sprechapraxie) einen ICF-CY-Frage-
bogen aus. Neben der Sprechstörung
berichteten die Eltern sehr häufig 
über zusätzliche Probleme der Kinder
im Bereich der Aufmerksamkeit, des
Gleichgewichts und der Feinmotorik. 

NIJHUIS (2008) untersuchte junge
Kinder mit Zerebralparesen. Es wur-
de der Frage nachgegangen, ob die Zie-
le der Behandlung die mit der ICF
kodierten Probleme der Kinder wider-
spiegelten. Die wenigen Beispiele zei-
gen, dass es sehr unterschiedliche
Anwendungen der ICF-CY in der For-
schung – auch in der anwendungsrele-
vanten Forschung – gibt. 

Planung

Eine wichtige Anwendung der ICF-CY
ist nach Auffassung der WHO die
Sammlung von Daten zur Planung:
Einerseits ist dies bedeutsam, um in Ein-
richtungen planen bzw. Leistungen dar-
stellen und begründen zu können. Sol-
che Dokumentationen erlauben es einer
Einrichtung, die Besonderheiten ihrer
Zielgruppe zu erfassen, Lücken in der
Diagnostik zu erkennen oder Besonder-
heiten in der Intervention, wie sehr vie-
le Hausbesuche, mit der Art der Proble-
me der Klientel zu begründen.

Andererseits wurde die ICF-CY ent-
wickelt, um Daten zu erhalten, die es
Gesundheits- oder sozialen Systemen
erlauben, mit diesen Daten zu planen,
welche Hilfen zur Verfügung gestellt
werden müssen bzw. welche Einrich-
tungen geplant werden sollten. Mit die-
sen Daten lässt sich auch erfassen, wel-
che Umweltfaktoren als Barrieren für
die Teilhabe von Menschen mit unter-

schiedlichen Behinderungen vorhan-
den sind. Daraus sollten sich dann Pla-
nungen zur Beseitigung dieser Barrie-
ren ergeben.

Wer nutzt bisher die ICF-CY?

Nachdem noch keine offizielle Überset-
zung ins Deutsche vorliegt, wird die
ICF-CY bisher nur in nicht autorisierten
Übersetzungen angewandt. In einigen
Frühförderstellen verlangen die Kosten-
träger die Anwendung der ICF-CY.
Andere Frühförderstellen haben sich in
die ICF-CY eingearbeitet und verwen-
den sie als Strukturierung der Berichte
oder der Fallbesprechungen. Manche
wählen eine kleine Anzahl von Berei-
chen für die Interventionsplanung aus. 

Im Schweizer Kanton Zürich (vgl.
Bildungsdirektion Kanton Zürich
2007) wurde die ICF-CY als Grundlage
für die Diagnostik, das gemeinsame
Standortgespräch der beteiligten Pro-
fessionellen mit den Eltern und die
Festlegung der Förderungsschwerpunk-
te von Kindern mit besonderem Förder-
bedarf in den Eingangsklassen der
Grundschule eingeführt. 

Der Verband Reha-Kind (eine inter-
nationale Fördergemeinschaft, die sich
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In Einrichtungen können Besprechungen, Berichte
oder Interventionsplanungen anhand des Konzepts
der ICF-CY strukturiert werden.  
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für die besonderen Bedürfnisse von
Kindern und Jugendlichen mit Behin-
derung einsetzt) hat einen Bogen für
die Begründung eines Hilfsmittelan-
trags auf der Basis der ICF-CY zusam-
mengestellt,2 den inzwischen eine 
Reihe von sozialpädiatrischen Zentren
verwendet. Diese kurze Aufzählung
zeigt, dass es viele verschiedene Mög-
lichkeiten gibt, die ICF-CY einzuset-
zen. Wichtig ist es, die ICF genau zu
kennen und dann die für die eigene
Einrichtung sinnvolle Anwendung zu
ermitteln.

Wie wurde die ICF-CY für die 
einzelnen Aufgaben angepasst?

Die ICF-CY enthält über 1400 Items. Da
diese Items für alle Altersgruppen von 0
bis 18 Jahren und für alle Kinder und
Jugendlichen mit vielen verschiedenen
Störungen und Behinderungen gelten,
gibt es verschiedene Möglichkeiten, die
Anzahl der Items zu reduzieren auf die-
jenigen, die für die in der Einrichtung
betreuten Personen wichtig sind. 

Dabei kann man von bestimmten
Störungsbildern, z. B. Hyperkinetische
Störungen (vgl. BANASCHEWSKY o. J.)
oder Zerebralparese (vgl. NYHUIS
2008) ausgehen und „Core-Sets“ erstel-
len, die nur die Items enthalten, die für
diese Klientel relevant sind. KRAUS
DE CARMAGO (2007) und KAFFKA-
BACKMANN et al. (2007) haben eine
verkürzte Liste der ICF-CY für die
Frühförderung erstellt, in der insgesamt
181 Items, 55 aus den Körperfunktio-
nen, 21 aus den Körperstrukturen, 69
aus Aktivitäten und Partizipation (Teil-
habe) und 36 aus den Kontextfaktoren
ausgewählt wurden. Es wurde eine
dichotome Entscheidung gewählt (un-
geschädigt/geschädigt bzw. ausreichen-
de/unzureichende Unterstützung) an-
statt der in der ICF empfohlenen fünf-
stufigen Einteilung. 

In dieser Anwendung wurde für
jedes Item Folgendes kodiert: 

1. ungeschädigt, nicht verzögert oder
ausreichende Unterstützung

2. geschädigt, verzögert oder keine aus-
reichende Unterstützung

3. weitere Recherche oder Diagnostik
erforderlich

4. Zielbereiche der Förderung
5. nicht anwendbar.

Die Listen wurden in zwei Frühför-
derstellen bei allen Kindern angewen-
det. Im Anschluss wurden 26 Mitarbei-
ter(innen) gebeten, ihre Erfahrungen mit
der ICF zu beurteilen. Es wurde deut-

lich, dass Fragen zum Verständnis insbe-
sondere der Bereiche Körperfunktionen
und -strukturen betrafen. Als positiv
wurde die Liste für die interdisziplinäre
Zusammenarbeit angesehen. Ebenso
wurde angegeben, dass die Checkliste
Argumentationshilfen für den Beginn,
die Fortführung oder Beendigung einer
Maßnahme geben kann (vgl. KAFFKA-
BACKMANN et al. 2007). 

Für die Kooperation zwischen Ju-
gendhilfe, Kinder- und Jugendpsychia-
trie und Schule in einer Region in Ber-
lin erarbeitete eine Gruppe aus Mitar-
beitenden der in der Region beteiligten
drei Institutionen einen Dokumentati-
onsbogen mit einer Reihe von Items aus
der IFC-CY (von Aster, persönl. Mittei-
lung). Die Bögen wurden ausgefüllt für
gemeinsame Fallbesprechungen der
Mitarbeiter(innen) aus unterschiedli-
chen Bereichen. Mit ihrer Hilfe gelang
es besser, sich schnell auf die entschei-
denden Problembereiche des betroffe-
nen Schülers bzw. der betroffenen
Schülerin und seiner Familie zu einigen
und Ansatzpunkte für Hilfen zu finden. 

Ebenso werden ICF-Items in der
sozialmedizinischen Nachsorge in der
Pädiatrie eingesetzt (vgl. OTTO o. J.).
Auch hier wurden Items ausgewählt
und in einer Liste zusammengestellt. 

2007 wurde eine „Deutsche interdis-
ziplinäre Arbeitsgruppe zur ICF-Adap-
tation für den Kinder- und Jugendbe-
reich“ von einer Reihe von Organisatio-
nen gegründet, die sich mit Kindern
und Jugendlichen mit Entwicklungsstö-
rungen beschäftigen: 

> Vereinigung für Interdisziplinäre
Frühförderung (VIFF e. V. ), 

> Deutsche Gesellschaft für Sozialpä-
diatrie und Jugendmedizin (DGSPJ),

> Bundesvereinigung Lebenshilfe für
Menschen mit geistiger Behinderung,

> Bundesverband für Körper- und
Mehrfach-Behinderte, 

> Gesellschaft für die sozialmedizini-
sche Nachsorge in der Pädiatrie,

> Bundesarbeitsgemeinschaft für Reha-
bilitation, 

> Deutsche Vereinigung für die Rehabi-
litation.

Zielsetzung der Arbeitsgruppe ist es,
zwischen den mit Kindern und Jugend-
lichen mit besonderen Entwicklungsri-
siken befassten Fachdisziplinen und
Institutionen ein gemeinsames Kom-
munikationssystem auszubilden, das

> eine mehrdimensionale Diagnostik
abbildet,

> eine abgestimmte Behandlungspla-
nung ermöglicht,

> Verläufe dokumentieren kann,
> alle relevanten Dimensionen erfasst

und
> nicht defizit-, sondern ressourcenori-

entiert ist.

Bisher wurde die Übersetzung der
ICF-CY ins Deutsche fertig gestellt, mit
einer Veröffentlichung ist im Frühjahr
2011 zu rechnen. Es wurden Listen mit
etwa 180 Items für die Altersbereiche
0–3, 3–6, 6–12 und 12–18 Jahre erstellt
und von Expert(inn)en diskutiert. Es ist
geplant, die Listen in einem Tabellen-
kalkulationsprogramm zu hinterlegen,
sobald die Übersetzung freigegeben ist.
Diese Datei kann leicht in vorhandene
Datensysteme eingebunden werden.
Die Einrichtungen haben die Möglich-
keit, die Listen ihrem Bedarf entspre-
chend zu verkürzen, aber im Bedarfsfall
auch auf alle Items der ICF-CY und die
Definitionen zurückzugreifen. Es ist
geplant, die Listen auf Ihre Praktikabili-
tät und Reliabilität hin zu überprüfen
und dann Fortbildungsmaterial zu
erstellen und eine Trainerausbildung
durchzuführen. 

Welche Schulung ist nötig?

Die ICF-CY ist nicht in einer speziellen
Fachsprache geschrieben. Dadurch ent-
steht eine große Nähe zur Alltagsspra-
che. Sie ist aber eine professionelle
Sprache mit sehr genau definierten
Begriffen. Wie jede Sprache muss auch
die Sprache der ICF-CY gelernt wer-
den, bevor sie sinnvoll und zuverlässig
angewandt werden kann. Die Doku-
mentation mit der ICF-CY setzt eine
gründliche Einarbeitung sowohl in das
Konzept als auch in die Anwendung
voraus. Nach einer Einführung ist es
notwendig, in der Einrichtung gemein-
sam Fälle zu kodieren, um ein gemein-
sames Verständnis der Definitionen zu
erreichen und Missverständnisse oder
individuelle Interpretationen einzelner
Items zu verhindern. 

Welche Probleme gibt es bei der
Anwendung der ICF?

Die ICF ersetzt nicht die medizinische
Klassifikation der Krankheiten (ICD),
sondern ergänzt sie. Es ist weiterhin
notwendig, medizinische Diagnosen zu
stellen. Trotz aller Vorteile, die die ICF-
CY hat, gibt es auch Probleme bei der
Anwendung der ICF-CY, die erkannt
werden müssen. Die ICF-CY insgesamt
ist sehr ausführlich und enthält Items
für alle Lebensbereiche. Es ist daher
notwendig, die Anzahl der Items zu
reduzieren, um eine Balance zwischen
dem Dokumentationsaufwand und
dem Nutzen für die tägliche Arbeit zu
finden. Die Gefahr ist groß, dass in
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jeder einzelnen Einrichtung eigene Lis-
ten erstellt werden, was doppelte Arbeit
bedeutet und die Verständigung unnö-
tig erschwert. Solche Listen sollten
daher in Absprache mit anderen Ein-
richtungen der gleichen Art und mit
den Einrichtungen, mit denen koope-
riert wird, gemeinsam erstellt werden. 

Es fehlen bisher für die Erhebung
einer Reihe von Befunden geeignete
Untersuchungsverfahren, insbesondere
um den Grad der Beeinträchtigung
zuverlässig einschätzen zu können. 

Es wird sehr viel Information nicht
nur über das Kind, sondern auch über
die Familie und die Umgebung gesam-
melt. Es muss sichergestellt sein, dass
diese Daten ausreichend geschützt wer-
den. Bisher fehlen verbindliche Regeln
für die Weitergabe dieser Daten an Stel-
len außerhalb der Einrichtungen, z. B.
an Stellen, die die Maßnahmen geneh-
migen und finanzieren. Die alleinige
Schweigepflichtsentbindung durch den
Betroffenen oder seine gesetzliche Ver-
tretung ist dabei problematisch, wenn 
z. B. ein Antrag auf eine Maßnahme
nicht bearbeitet wird, solange die
Schweigepflichtsentbindung nicht vor-
liegt. Da-mit besteht kein Recht auf
eine Verweigerung zumindest für einen
Teil der gesammelten Daten. 

Fazit

Viele Bereiche, die in der ICF kodiert
werden, sind nicht neu für Mitarbei-
ter(innen) in interdisziplinär ar-beiten-
den Einrichtungen. Die Partizipation
(Teilhabe) sowie die fördernden oder
behindernden Umweltfaktoren werden
auch bisher schon in die Überlegungen
einbezogen. Neu an der ICF sind die
Systematik und die Möglichkeit, all die-
se Faktoren in einem gemeinsamen,
verbindlichen System zu dokumentieren. 

Bei Berücksichtigung der Probleme
liefert die ICF-CY disziplinübergreifend
eine gemeinsame Sprache, mit der es
gelingt, die Situation eines Menschen
und seiner Umwelt flexibel zu doku-
mentieren. Sie erlaubt disziplinüber-
greifend eine ausführliche Dokumenta-
tion der Stärken und Defizite. Mit ihr
lassen sich komplexe Situationen über-
sichtlich abbilden. Die gemeinsamen
Förderschwerpunkte lassen sich auf
Grundlage der erhobenen Daten besser
begründen, der Verlauf kann systema-
tisch dargestellt werden. 

Ein wichtiger Vorteil der Dokumen-
tation mit der ICF-CY liegt in der For-
derung nach einer gleichberechtigten
Mitarbeit des Kindes und seiner Fami-
lie. Die Anliegen des Betroffenen und

seiner Familie müssen von geschulten
Mitarbeiter(inne)n der entsprechenden
Einrichtungen in die Sprache der ICF-
CY übersetzt werden.
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These 1: Die Standortgebundenheit
von Menschen mit Lernschwierig-
keiten als Forscher(innen) kann nicht
nur als Standortverbundenheit, 
sondern auch als Fremdheit gegen-
über Forschungssubjekten mit Lern-
schwierigkeiten gedacht werden. 

Bezüglich der Forderung der Partizipa-
tiven Forschung nach Einbeziehung
von Betroffenen in die Forschungspra-
xis lohnt sich m. E. der Blick auf den
von MANNHEIM (1952, 70 ff.) entwi-
ckelten, differenzierten Begriff der
Standortgebundenheit bzw. der Seins-
verbundenheit des Wissens. MANN-
HEIM bezieht sich mit diesem Begriff
darauf, dass Individuen im Laufe ihrer
Sozialisation aufgrund sozialer Alltags-
praxis und Erfahrungen ein spezifisches
Relevanz- und Deutungssystem entwi-
ckelt haben, das nicht so ohne Weiteres
zu suspendieren ist. Die eigene Stand-
ortgebundenheit ist gerade deshalb
nicht so ohne Weiteres zu suspendie-
ren, weil sie im Wesentlichen durch
vorreflexive bzw. erfahrungsbasierte,
handlungspraktische Wissensbestände
strukturiert ist, die unterhalb des expli-
ziten, bewussten Denkens liegen. Sol-
che, auf milieuspezifischen, „konjunk-
tiven“ (Menschen verbindenden) sozia-
len Erfahrungen (vgl. MANNHEIM
1980, 211 ff.) beruhenden Wissensbe-
stände werden z. B. in der gemeinsa-
men Praxis der Familie erworben. Sie
sind den Angehörigen einer Gemein-
schaft so selbstverständlich, dass sie
sich darüber nicht explizit verständigen
müssen. Dieses implizite Erfahrungs-
wissen strukturiert in Form von hand-
lungsleitenden Orientierungen die Pra-
xis und hat Gemeinsamkeiten mit dem
Habitusbegriff, den BOURDIEU (1976)
ausformuliert hat (vgl. BOHNSACK
2008, 66 ff.). Dabei ist zu betonen, dass
Menschen durch ihre Sozialisation ver-
schiedenen, einander überlagernden
Erfahrungsräumen bzw. Milieus an-
gehören, wie z. B. einem städtischen
Milieu, dem weiblichen Geschlecht
und der 1968er-Generation. 

Das heißt, auch bei Einbeziehung
von Menschen mit Lernschwierigkeiten
als Betroffene in die Forschung ist ihre
je spezifische Standortgebundenheit 1.
nicht nur als mögliche Standortverbun-
denheit mit den Forschungssubjekten
zu denken, sondern 2. auch als mög-
liche Fremdheit ihnen gegenüber, und
zwar in jenen Aspekten der sozialen
Erfahrung, die forschende Betroffene
und Forschungssubjekte eben nicht
teilen. So kann nicht davon ausgegan-
gen werden, dass z. B. weibliche For-
scherinnen mit Lernschwierigkeiten,
die bisher keine Praxiserfahrung einer
Paarbeziehung hatten, mit geschlechts-
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Standortverbundenheit und 
Fremdverstehen
Anmerkungen zum Schwerpunktthema 
„Partizipative Forschung“ der Teilhabe 1/11 

Die Vertreter(innen) der Partizi-
pativen Forschung kritisieren zu

Recht Formen der Verdinglichung von
Menschen mit Lernschwierigkeiten 
in der empirischen Forschung und
eine akademische Wissensproduktion
jenseits ihrer Erfahrungen und Re-
levanzsetzungen (vgl. BUCHNER,
KÖNIG & SCHUPPENER 2011).
Auch aus diesen Gründen (neben
anderen) plädieren sie für den Einbe-
zug von Menschen mit Lernschwierig-
keiten in den Prozess der Forschung
selbst. Aus Perspektive der praxeolo-
gischen Wissenssoziologie (vgl. MANN-

HEIM 1952; BOHNSACK 2008) ist
grundsätzlich auch eine Einbindung
von Personen, die der gleichen so-
zialen Gruppe angehören wie die 
Forschungssubjekte, denkbar – aller-
dings mit denselben methodischen
Prämissen, die im Hinblick auf die 
je spezifische Standortgebundenheit
der Forscherin gelten. Ich werde dies
im Folgenden anhand zweier Thesen
darlegen: 
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spezifischen Alltagserfahrungen ver-
traut sind, die z. B. Männer mit Lern-
schwierigkeiten in einer Paarbeziehung
oder in der Lebensphase der Familien-
gründung machen können (vgl. WAG-
NER-WILLI 2002, 121 ff.). Entspre-
chend ist die Standortgebundenheit
sowohl von Forscherinnen wie von
Forschungssubjekten immer auch als
mehrdimensionale zu denken. Eine
Erfahrungsdimension kann dabei dieje-
nige des sozialen Ausschlusses auf-
grund einer Behinderungszuschreibung
sein. Statt aber eine Gemeinsamkeit
zwischen Forscherin und Forschungs-
subjekten auf der Grundlage eines
Labels per se vorauszusetzen (siehe 
z. B. die Referenzgruppenbildung; vgl.
CARRARO & HINTRIGER 2010, 8),
plädiere ich eher dafür, von einem
Möglichkeitshorizont bzw. einer spe-
zifischen sozialen Lagerung auszuge-
hen. Vor allem ist zu fragen, inwiefern
eine solche, potenziell gemeinsame
Erfahrungsbasis mit anderen, z. B. ge-
schlechts- oder kulturspezifischen Er-
fahrungsräumen überlagert ist. Eine
Mehrdimensionalität sozialer Erfah-
rungsräume bedeutet dabei immer auch
eine spezifische Relationierung der
Erfahrungsdimensionen zueinander (vgl.
WAGNER-WILLI 2008, 175 ff.). Dies
als weniger relevant auszublenden hie-
ße, eine Totalität in der vorab gesetzten
einen Erfahrungsdimension zu kon-
struieren und damit – ohne es zu wollen
– diese zu ontologisieren, d. h. als zen-
trale, alles entscheidende Seinsqualität
zu behandeln. 

Ganz unabhängig von der Frage, ob
und inwiefern der Forscher mit den zu
rekonstruierenden Erfahrungsräumen
durch seine Sozialisation erlebnismäßig
verbunden ist, seine Standortgebun-
denheit ist aus wissenssoziologischer
Sicht in jedem Fall eine grundlegende
soziale Gegebenheit, die es methodisch
zu kontrollieren gilt.

Dabei betrifft die methodische Kon-
trolle der Standortgebundenheit der
Forscherin zum einen deren (mögliche)
Fremdheit gegenüber den Forschungs-
subjekten und zum anderen deren
(mögliche) Seinsverbundenheit mit
diesen. Der Begriff der Fremdheit
repräsentiert also eine weitere, in Bezug
zur Standortgebundenheit stehende
Denkfigur in der Methodologie qualita-
tiv-rekonstruktiver Forschung, die das
Verhältnis von Forschern, Betroffenen
und Forschungssubjekten kennzeich-
net. Es geht hierbei auch um die Frage,
welche Implikationen eine Fremdheit
zwischen Forscherinnen und For-
schungssubjekten für die Verfahrens-
weise rekonstruktiver Forschung hat: 

So gehen qualitativ-rekonstruktive
Methoden zunächst von einer Fremd-
heit der Forscher gegenüber den sozia-
len Kontexten der Forschungssubjekte
und ihren Sinnkonstruktionen aus und
sind damit auf das Fremdverstehen ge-
richtet, das es, wie erwähnt, methodisch
zu kontrollieren gilt (vgl. BOHNSACK
2005, 69 f.). Hierbei sind zwei Prinzi-
pien von Bedeutung: Kommunikation
und Offenheit. Ersteres geht davon aus,
dass nur eine Kommunikationsbezie-
hung mit dem Forschungssubjekt, die
dessen kommunikatives Regelsystem in
Geltung lässt, einen Zugang zu den
Bedeutungsgehalten der Daten ermög-
licht (vgl. HOFFMANN-RIEM 1980,
343). Dies ist mit Erhebungsmethoden
möglich (z. B. dem Gruppendiskussions-
verfahren; vgl. WAGNER-WILLI 2002),
die den Forschungssubjekten Gelegen-
heit geben, das, was ihnen bedeutsam
erscheint, nach den ihnen eigenen
Regeln zu artikulieren. Das Prinzip der
Offenheit meint, „dass die theoretische
Strukturierung des Forschungsgegen-
standes zurückgestellt wird, bis sich die
Strukturierung des Forschungsgegen-
standes durch die Forschungssubjekte
herausgebildet hat“ (HOFFMANN-
RIEM 1980, 346). Das heißt, die Kon-
textuierungen der Forschungssubjekte,
ihre Relevanzssetzungen werden zum
Ausgangspunkt für die Entwicklung
einer gegenstandsbezogenen Theorie
genommen. Damit wird zugleich eine
erste methodische Kontrolle „der Vor-
ab-Kontextuierungen seitens der For-
schenden“ (BOHNSACK 2005, 70)
ermöglicht. Entsprechend dieser Prinzi-
pien ist es auch gut denkbar, Menschen
mit Lernschwierigkeiten einzubinden,
wenn es darum geht, Forschungsfragen
zu formulieren, die für die Betroffenen
überhaupt von Belang sind. 

Die methodische Kontrolle der
Standortgebundenheit der Forscherin
im Rahmen rekonstruktiver Forschung
meint jedoch auch jenes Verhältnis zu
den Forschungssubjekten, das nicht
durch Fremdheit, sondern durch Ver-
trautheit bzw. Seinsverbundenheit ge-
kennzeichnet ist. Ich komme hiermit zu
meiner zweiten These:

These 2: Betroffenheit und Subjekti-
vität können nicht als Qualitätskri-
terien einer dem Forschungsgegen-
stand angemessenen Erkenntnisge-
winnung dienen, insbesondere dann
nicht, wenn das Erkenntnisinteresse
auf implizites bzw. vorreflexives
Erfahrungswissen zielt. 

Diese zweite These betrifft in besonde-
rem Maße den Prozess der Analyse des
(qualitativen) empirischen Materials.
Dort, wo auf das Prinzip der „Betrof-

fenheit“ und das Prinzip der „Partei-
lichkeit“ gesetzt wird, also auf die
Seinsverbundenheit des Forschers mit
den Forschungssubjekten, wird das
Relevanzsystem des Forschers als eine
Erkenntnisquelle per se konstruiert.
Damit kann das nun entweder gemein-
sam bestehende oder als gemeinsam
konstruierte Deutungssystem jedoch
kaum überschritten werden. Der Inter-
pret wird vielmehr seine existenziell
begründete Perspektivität an das Mate-
rial herantragen. Die eigene Standort-
gebundenheit, d. h. seine eigenen sozia-
len Erfahrungen, Normen und kultu-
rellen Regeln, dienen dann als zen-
traler Vergleichshorizont. Eine qualita-
tive Re-Konstruktion, eine Beobach-
tung zweiten Grades, setzt jedoch
voraus „dass man den beobachteten
Beobachter unterscheidet, also eine
andere Unterscheidung verwendet als
er selbst“ (LUHMANN 1990, 86). Die-
ser konstruktivistische Wechsel von der
Beobachtung erster Ordnung hin zu
derjenigen zweiter Ordnung (vgl. ebd.)
entspricht dem von MANNHEIM
(1980, 85 ff.) im Rahmen der Doku-
mentarischen Methode entwickelten
Prinzip der „genetischen Interpreta-
tion“. Dieses Prinzip meint einen
Wechsel der Analyseeinstellung vom
„Was“ zum „Wie“, womit also differen-
ziert werden kann zwischen der Frage
danach, „was“ z. B. Behinderung „ist“
und kennzeichnet, hin zur Frage da-
nach, wie Behinderung jeweils in sozia-
len Interaktionen hergestellt wird (vgl.
BOHNSACK 2005, 72). 

Gerade dieses Prinzip der geneti-
schen Analyseeinstellung ist bedeutsam
bei der methodischen Kontrolle der
Standortgebundenheit der Forscherin.
Im Rahmen der Dokumentarischen
Interpretation, die eine der qualitativ-
rekonstruktiv verfahrenden Methoden
darstellt, heißt das dann auch, dass die
Interpretin die Äußerungen der For-
schungssubjekte nicht normativ im
Sinne ihrer Richtigkeit oder Gültigkeit
(und vor dem Vergleichshorizont des
eigenen Relevanzsystems) wertet, son-
dern sie in ihrer normativen Gültigkeit
quasi einklammert, d. h. auf den spezi-
fischen Erfahrungsraum bezieht, für
den spezifische Normen und Relevanz-
setzungen gelten (vgl. MANNHEIM
1980, 88). Studien, die mit der Doku-
mentarischen Interpretation arbeiten,
unterscheiden bei ihren Analysen daher
auch zwischen dem „Was“, also der
inhaltlichen Ebene, und dem „Wie“,
also den sozialen Prozessen der Her-
stellung des untersuchten Forschungs-
gegenstandes, z. B. der berufsbiografi-
schen Erfahrungen von Menschen mit
Lernschwierigkeiten beim Übergang
von der Schule in das Arbeitsleben. Die
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Standortverbundenheit und Fremdverstehen

Dokumentarische Interpretation ist da-
mit auf das implizite, unterhalb der
Reflexion angesiedelte Erfahrungswis-
sen der Forschungssubjekte gerichtet,
das sich etwa in Erzählungen von
Gruppendiskussionen prozesshaft ent-
faltet. Wir gehen dabei nicht von einem
„Besserwissen“ des Forschers aus, son-
dern davon, dass die Forschungssub-
jekte selbst gar nicht (bewusst) wissen,
was sie da eigentlich alles wissen – im
Sinne ihres impliziten Erfahrungswis-
sens. So erzählte ein Mitarbeiter einer
Werkstatt für Menschen mit Behinde-
rung von seinem Verkauf einer Ob-
dachlosenzeitschrift, den er (explizit)
damit begründete, dass er seine schlechte
Einkommenssituation verbessern woll-
te. In der Selbstassoziation mit der so-
zialen Randgruppe der Obdachlosen
dokumentierte sich jedoch auch seine
implizite Fokussierung nicht-institutio-
neller Lebensbezüge sowie die Suche
nach Autonomie – und das Erfahrungs-
wissen um Handlungsbeschränkungen,
denen Menschen mit Lernschwierigkei-
ten in institutionellen Betreuungsver-
hältnissen unterworfen sein können
(vgl. WAGNER-WILLI 2002, 81 ff.). 

Das bedeutet aber auch, dass vor
allem bei einer Forschung, die sich auf
solche vorreflexiven impliziten Sinn-
ebenen und Handlungsstrukturen be-
zieht, das explizite Wissen und die sub-
jektiven Theorien der Betroffenengrup-
pe dann nicht, wie in der Partizipativen
Forschung gefordert (vgl. z. B. CARRA-
RO & HINTRINER 2010, 60), Grad-
messer sein können für die Analyseer-
gebnisse – da sich diese auf einer ganz
anderen Ebene bewegen.

Demgegenüber ist für die methodi-
sche Kontrolle der Erkenntnisgewin-
nung gerade die Komparative Analyse
bedeutsam, also der systematische Ver-

gleich von z.B. verschiedenen People-
First-Gruppen und ihren Ausgrenzungs-
erfahrungen, denn damit werden die in
die Analyse einfließenden Gegenhori-
zonte aus den empirischen, d.h. auch
nachvollziehbaren Vergleichsfällen be-
zogen – und nicht von den milieufrem-
den oder milieuverbundenen Forschern.

Fazit

Im Unterschied zu einem – in der Parti-
zipativen Forschung präferierten –An-
satz, der auf die Betroffenheit und Sub-
jektivität der Interpretin setzt, also auf
die Seinsverbundenheit z.B. einer Refe-
renzgruppe mit den Forschungssubjek-
ten, plädiere ich dafür, die Standortge-
bundenheit sowohl der betroffenen als
auch der nicht betroffenen Forscherin-
nen mehrdimensional zu fassen und
methodisch in jedem Fall zu kontrol-
lieren. Hierfür sind im Prozess einer
qualitativ-rekonstruktiven Forschung
die Prinzipien der Kommunikation
und der Offenheit ebenso bedeutsam
wie die genetische Analyseeinstellung
und die Komparative Analyse. Eine in
diesem Sinne gelingende Forschungs-
beteiligung von Menschen mit Lern-
schwierigkeiten hängt daher – wie bei
Menschen ohne Lernschwierigkeiten –
auch von den jeweiligen individuellen
Voraussetzungen bzw. Potenzialen und
den Rahmenbedingungen der For-
schung ab, solchen methodischen Prä-
missen zu entsprechen. 
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Berufliche Bildung als Investition 
in die Zukunft, aber nur da, wo sie
Erfolg verspricht

Lebenslang Bildungsangebote in An-
spruch nehmen zu können, gewinnt in
unserer Gesellschaft zunehmend an
Bedeutung. Bildung ist ein Wert an sich
und ein Gewinn für Individuum und
Gesellschaft. Berufliche Bildung erhöht
die Erfolgschance auf dem unsicheren
allgemeinen Arbeitsmarkt und gilt da-
für als Voraussetzung, auch wenn sie
keine Garantie darstellt. Wer hochwer-
tige Arbeit leisten will und soll, muss

gut ausgebildet sein. Nicht zuletzt seit
der Ratifizierung der UN-Behinderten-
rechtskonvention, in der die berufliche
Bildung ebenfalls zum Menschenrecht
avanciert, sollte dies vorbehaltlos für
alle Menschen in den Blick genommen
werden.

Doch was ist mit Menschen, die auf-
grund einer schweren geistigen und
mehrfachen Behinderung keine reale
Chance auf ein Beschäftigungsverhält-
nis auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
haben und denen auch im geschützten
Rahmen der Werkstatt für behinderte
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Berufliche Bildung für alle – 
außer für Menschen mit schwerer 
geistiger und mehrfacher Behinderung?

| Teilhabe 2/2011, Jg. 50, S. 69 – 76

| KURZFASSUNG Im Sozialgesetzbuch IX wird zwischen Personen unterschieden, die
ein Mindestmaß an verwertbarer Arbeit leisten können, und jenen, von denen dies 
nicht zu erwarten ist. Folge dieser Unterscheidung ist eine Differenzierung zwischen
„beruflich bildbaren“ und „beruflich nicht bildbaren“ Personen. Aktuelle Forschungser-
gebnisse aus Förder- und Betreuungsbereichen (FuB) zeigen die konkreten Auswirkungen
dieser rechtlichen Vorgaben in der Praxis: Es besteht bundesweit keine Angebotssicher-
heit zur beruflichen Bildung von Menschen mit schwerer geistiger und mehrfacher Behin-
derung. Auch nach der Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention in Deutsch-
land 2009 bleiben diese Menschen sowohl von sozialrechtlich abgesicherten Arbeitsver-
hältnissen als auch von Angeboten der beruflichen Bildung weitgehend ausgeschlossen.
Arbeitsweltbezogene Bildung als eine verbindliche Aufgabe der nachschulischen Einrich-
tungen zu definieren, ist die vorrangige Zielsetzung zur Sicherung der Angebotsqualität
und des Rechtsanspruches auf berufliche Bildung. Ziel ist es, zu deren Etablierung Orga-
nisationsformen im Rahmen des Eingangsverfahrens und des Berufsbildungsbereiches zu
entwickeln.

| ABSTRACT Vocational Education for Everybody – Except for People with Seve-
re Disabilities? The German Social Code IX makes a difference between people who
can perform a minimum in usable work and people from whom this is not to be
expected. Consequence of this differentiation is a distinction between „vocationally trai-
nable“ and „vocationally not trainable“ people. Research results regarding the workshops
for people with severe disabilities show the concrete effects of these legal conditions in
practice: There is all over the country no guaranteed vocational education for people with
severe disabilities. Also after the German ratification of the Convention on the Rights of
Persons with Disabilities in 2009 these people are excluded from the working market as
well as from vocational training. To define vocational education as an obliging job of after
school educational institutions is the first priority in order to ensure a good service quali-
ty and the legal right of vocational education. Therefore forms of organisation have to be
developed within the scope of the different areas of vocational training.



Menschen (WfbM) kein Platz im Ar-
beits- und Produktionsbereich eröffnet
wird? Wie wird für diesen Personen-
kreis die Umsetzung des Rechtsanspru-
ches gesichert?

Die gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen und die Befragungsergebnisse aus
den nachschulischen Einrichtungen, in
denen Menschen mit schwerer geistiger
und mehrfacher Behinderung betreut
und gefördert werden, sprechen bis 
auf wenige Best-Practice-Beispiele eine
eindeutige Sprache: berufliche Bildung
für alle – außer für Menschen mit
schwerer geistiger und mehrfacher
Behinderung.

Es erscheint diskussionswürdig, ob
die Exklusion von Menschen mit schwe-
rer geistiger und mehrfacher Behinde-
rung teilweise in der einseitigen Ver-
wendung der Begriffe „berufliche Bil-
dung“ und „Arbeit“ begründet wird.
Einerseits erscheint die Verwendung
der in den gesetzlichen Regelungen maß-
geblichen Begriffe sinnvoll, andererseits
wird dadurch die Diskussion im Kon-
text von schwerer Behinderung er-
schwert. Arbeit wird definiert als eine
zielgerichtete bewusste Tätigkeit und
inhaltlich häufig gleichgesetzt mit Er-
werbsarbeit. Der Begriff berufliche Bil-
dung meint die Ausbildung hin auf die
spezifizierten Tätigkeiten eines Berufs-
bildes. Diese Form der Bildung er-
scheint zu Recht für den Personenkreis
von Menschen mit schwerer geistiger
und mehrfacher Behinderung überhöht.
Damit wird in keiner Weise die Bil-
dungsfähigkeit des Personenkreises in
Frage gestellt, sondern vielmehr mit
Blick auf deren Lebenssituation nach
Begriffen gesucht, welche die möglichen
Lernprozesse genauer beschreiben. 

RADATZ et al. (2005) sprechen da-
her bei Prozessen der beruflichen Bil-
dung im Hinblick auf Menschen mit
geistiger Behinderung von einer „ar-
beitsweltbezogenen Bildungsbegleitung“.
Die Formulierung „arbeitsweltbezo-
gen“ ist weiter gefasst als der Begriff
„beruflich“ und beinhaltet auch grund-
legende Tätigkeiten, die zur Arbeit oder
zur Teilhabe an der Arbeitswelt hinfüh-
ren. Daher erscheint dieser Begriff
inhaltlich die angestrebten Lernprozes-
se von Menschen mit schwerer geistiger
und mehrfacher Behinderung realisti-
scher zu beschreiben. Kritisch bleibt
jedoch anzumerken, dass der Begriff in
der politischen Diskussion unbekannt
ist und daher schwer zu kommunizie-
ren sein wird.

Die nachfolgenden Ausführungen
zeigen die Exklusion von Menschen
mit schwerer geistiger und mehrfacher

Behinderung aus dem Arbeitsleben
sowie aus den beruflichen bzw. ar-
beitsweltbezogenen Bildungsbereichen
auf und diskutieren den notwendigen
Handlungsbedarf zur Inklusion des
genannten Personenkreises. 

Gesetzliche und praxisbezogene
Exklusion aus arbeitsweltbezogenen
Kontexten

„Werkstattfähigkeit“ oder Exklusion

Die Entscheidung darüber, wer im
Arbeitsbereich einer WfbM tätig werden
darf, fällen Gremien auf der Grundlage
der gesetzlichen Regelungen des SGB
IX. Dort heißt es in § 136 Abs. 1, dass
die WfbM den gesetzlichen Auftrag hat,
„denjenigen behinderten Menschen, die
wegen Art oder Schwere der Behinde-

rung nicht, noch nicht oder noch nicht
wieder auf dem allgemeinen Arbeits-
markt beschäftigt werden können (…),
eine angemessene berufliche Bildung
und eine Beschäftigung zu einem ihrer
Leistung angemessenen Arbeitsentgelt
aus dem Arbeitsergebnis anzubieten“.
Davon ausgehend sollte einer berufli-
chen Bildung auch für Menschen mit
schwerer und mehrfacher Behinderung
nichts im Wege stehen. 

Der anschließende Absatz im Geset-
zestext erweist sich jedoch in diesem
Kontext als Fallstrick, da er erhebliche
Interpretationsspielräume lässt und
somit zu einem Freibrief für die Exklu-
sion aus beruflich bildenden Maßnah-
men und in der Folge auch aus der
WfbM werden kann: Werkstattfähigkeit
ist nicht gegeben, wenn „trotz einer der
Behinderung angemessenen Betreuung
eine erhebliche Selbst- oder Fremdge-
fährdung zu erwarten ist oder das Aus-
maß der erforderlichen Betreuung und
Pflege die Teilnahme an Maßnahmen
im Berufsbildungsbereich oder sonstige
Umstände ein Mindestmaß wirtschaft-
lich verwertbarer Arbeitsleistung im
Arbeitsbereich dauerhaft nicht zulas-
sen“ (§ 136 Abs. 2 SGB IX). Für Men-
schen mit schwerer Behinderung, die
die Voraussetzungen für eine Beschäfti-
gung in einer Werkstatt nicht erfüllen,
sieht das Gesetz vor, dass sie in Förder-
und Betreuungsbereichen (FuB) geför-
dert werden (vgl. § 136 Abs. 3 SGB IX). 

Hinsichtlich der „Werkstattfähigkeit“
scheint es den jeweiligen Einrichtungen
bzw. den jeweiligen Gremien, die über
eine Aufnahme entscheiden, zu oblie-
gen, die genannten Kriterien selbst
inhaltlich zu füllen (vgl. dazu auch die
in Abb. 1 wiedergegebenen Forschungs-
ergebnisse). Bemerkenswert ist dabei,
dass die Gremien die Entscheidungen
prospektiv treffen, denn mehrfach wird
im Gesetzestext formuliert: „wenn zu
erwarten ist“. Das heißt z. B. konkret,
bei einem schwerbehinderten Schüler,
der in der Berufs- bzw. Werkstufe der
Schule für Geistigbehinderte keine
Gelegenheit hatte, sich beruflich zu bil-
den, wird im Vorfeld diagnostiziert, dass
für die Teilnahme an berufsbildenden
Maßnahmen innerhalb der Werkstatt
der zu erwartende Betreuungsaufwand
zu hoch sein wird. 

Es stellt sich daher zwangsläufig die
Frage, ob § 136 SGB IX vor dem Hin-
tergrund der UN-Behindertenrechts-
konvention in dieser Form weiter
Bestand haben kann? Es ist unseres
Erachtens notwendig, im Zuge der Aus-
richtung der bundesweiten Gesetze auf
die UN-Behindertenrechtskonvention
das Recht auf berufliche bzw. arbeits-
weltbezogene Bildung für diese Perso-
nengruppe im Rahmen einer Revision
des SGB IX sicherzustellen. Erst wenn
dies geleistet ist, können die in der
Werkstättenverordnung geregelten Maß-
nahmen zum Eingangsverfahren (§ 3
WVO) greifen. Die Nicht-Eignung zur
WfbM wird dort nicht als endgültige
Zuschreibung, sondern als eine nach
einer gewissen Zeit zu überprüfende
Einschätzung beschrieben. Teilhabe am
Arbeitsleben bleibt weiterhin das Ziel
anderer Leistungen. Ebenso nutzer-
freundlich sind die Beschreibungen des
Angebotes an Leistungen zur Teilhabe
am Berufsbildungsbereich. Dieses soll
„möglichst breit sein, um Art und
Schwere der Behinderung, der unter-
schiedlichen Leistungsfähigkeit, Ent-
wicklungsmöglichkeit sowie Eignung
und Neigung der behinderten Men-
schen soweit wie möglich Rechnung zu
tragen“ (§ 4 Abs. 2 WVO). 
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Der Begriff „arbeitsweltbezogene Bildungsbegleitung“
scheint inhaltlich die angestrebten Lernprozesse von
Menschen mit schwerer geistiger und mehrfacher
Behinderung realistischer zu beschreiben.



Eingangsverfahren und Berufs-
bildungsbereich in der WfbM

Die Handlungsempfehlung bzw. Ge-
schäftsanweisung (HEGA) der Bundes-
agentur für Arbeit vom Juni 2010 „Teil-
habe am Arbeitsleben – Fachkonzept
für Eingangsverfahren und Berufsbil-
dungsbereich in Werkstätten für behin-
derte Menschen (WfbM)“ nimmt direkt
Bezug auf die UN-Behindertenrechts-
konvention (UN-BRK 2006) und be-
tont die Bedeutung des Konzeptes der
Inklusion im Kontext von Arbeit und
sinnvoller Tätigkeit. Ziel der HEGA 
ist es nach Angaben der Bundesagen-
tur für Arbeit (2010), dass „durch das
Fachkonzept (…) die Möglichkeiten
zur selbstbestimmten Teilhabe behin-
derter Menschen am Arbeitsleben ver-
bessert und somit ein Beitrag zur
Umsetzung der in der UN-BRK über
die Rechte behinderter Menschen ver-
ankerten Zielsetzung beruflicher Inklu-
sion geleistet werden“ sollen. 

Diese Zielsetzung der beruflichen
und arbeitsweltbezogenen Inklusion
von Menschen mit Behinderung ist in
besonderem Maße zu begrüßen und
stellt eine bildungs- und arbeitsmarkt-
politische Neuerung im Kontext der
WfbM dar. 

Durch die in der HEGA festgelegten
Maßnahmen wird der Zugang zum all-
gemeinen Arbeitsmarkt, der in Art. 27
UN-BRK zur „Arbeit und Beschäfti-
gung“ gefordert wird, für einige Men-
schen mit (leichteren) Behinderungen
bereitet (vgl. Bundesministerium für
Arbeit und Soziales 2010). In höchstem
Maße unverständlich bleibt jedoch,
dass zwar die Öffnung der WfbM zum
Arbeitsmarkt für Menschen mit Behin-
derung unter dem Begriff der Inklusion
angestrebt wird, jedoch für Menschen
mit schwerer geistiger und mehrfacher
Behinderung der Zugang zur WfbM
und deren Arbeits- und Produktionsbe-
reiche nach wie vor weitgehend ausge-
schlossen ist. 

Die Innovationen und Maßnahmen
der HEGA greifen nur für die Personen,
denen „Werkstattfähigkeit“ zuerkannt
wird. Das Fachkonzept richtet sich an
Menschen, die die Aufnahmevorausset-
zungen der WfbM nach geltendem
Recht (SGB IX) erfüllen. Unserer Mei-
nung nach wird hieran deutlich, dass
die politisch notwendige Abstimmung
der Verordnungen und Konzepte mit
Blick auf die UN-BRK grundlegender,
bei der Infragestellung des § 136 SGB
IX ansetzen muss, um den Ausschluss
von Menschen mit schwerer geistiger
und mehrfacher Behinderung aus
arbeitsweltbezogenen Kontexten und

somit Diskriminierung im Sinne der
UN-BRK zu vermeiden.

Forderung der UN-Behindertenrechts-
konvention 

In diesem Kontext wird unserer Mei-
nung nach das Konzept der Inklusion
einseitig ausgelegt und der genannte
Personenkreis weiterhin aus dem exis-
tenziell bedeutsamen Lebensbereich
„Arbeit“ sowie von den Angeboten zur
beruflichen Bildung ausgeschlossen. 

Der Begriff „Inklusion“ im Kontext
beruflicher bzw. arbeitsweltbezogener
Bildung impliziert die Berücksichti-
gung aller Personen, ungeachtet einer
Behinderung, in den rechtlichen
Grundlagen und in der Bereitstellung
von finanziellen sowie personellen Res-
sourcen im Bildungssystem sowie in
der barrierefreien Zugänglichkeit von
Bildungsinstitutionen. Zudem meint
Inklusion auch das kommunikative
„Angesprochensein“ und „Einbezogen-
werden“ im Rahmen einer konkreten
Bildungseinheit. Inklusion wird somit
auf drei Ebenen betrachtet (vgl. TER-
FLOTH 2008): 

> auf der Ebene der gesellschaftlichen
Voraussetzungen, 

> der Zugänglichkeit der Organisatio-
nen/Institutionen, in denen berufliche
bzw. arbeitsweltbezogene Bildung statt-
findet, sowie 

> der Interaktion in der konkreten
methodischen Umsetzung in den je-
weiligen Lerngruppen. 

Inklusion als unteilbares Konzept
impliziert in diesem Verständnis die
Sicherstellung der Teilhabechance aller
Menschen am Arbeitsleben – unabhän-
gig vom Grad der Schwere ihrer Behin-
derung. Es besteht laut UN-BRK ein
menschenrechtlicher Anspruch darauf,
„dass Menschen mit Behinderungen
ohne Diskriminierung und gleichbe-
rechtigt mit anderen Zugang zu allge-
meiner Hochschulbildung, Berufsaus-
bildung, Erwachsenenbildung und zum
lebenslangem Lernen haben. Zu diesem
Zweck stellen die Vertragsstaaten
sicher, dass für Menschen mit Behinde-
rungen angemessene Vorkehrungen
getroffen werden“ (Art. 24 Abs. 5 UN-
BRK). Das Diskriminierungsverbot
bezieht sich ausdrücklich auch auf
Menschen mit schwerer geistiger und
mehrfacher Behinderung, denn in der
Präambel der UN-BRK heißt es, dass
die Vertragsstaaten dieses Übereinkom-
mens die Notwendigkeit anerkennen,
„die Menschenrechte aller Menschen
mit Behinderungen, einschließlich der-
jenigen, die intensivere Unterstützung
benötigen, zu fördern und zu schützen“. 

Das Menschenrecht dieses Perso-
nenkreises, arbeitsweltbezogene Tätig-
keiten zu erlernen und mit Assistenz
ausführen bzw. daran teilhaben zu kön-
nen, gilt es einzulösen. Das grundlegen-
de Recht auf lebenslanges Lernen bzw.
Bildung impliziert, unabhängig von der
Schwere der Behinderung, dass jedem
Menschen ein Entwicklungs- und Lern-
potenzial sowie Bildungsfähigkeit in
allen Lebensbereichen zugesprochen
wird.

Eine konsequente Umsetzung der
rechtlichen Vorgaben der UN-BRK zur
inklusiven Bildung hätte zur Folge,
dass Gesetzgeber, Verbände und Insti-
tutionen gefordert sind, Angebote der
beruflichen Bildung derart zu öffnen
und die Mitarbeiter(innen) entspre-
chend zu qualifizieren, damit auch
Menschen mit schwerer geistiger und
mehrfacher Behinderung an beruflicher
Bildung im Sinne einer arbeitsweltbe-
zogenen Bildung teilhaben können.

Forschungsergebnisse

Der Gesetzgeber eröffnet einerseits den
Einbezug aller Menschen mit Behinde-
rung ins Arbeitsleben, durch die Instru-
mente Eingangsverfahren und Berufs-
bildungsbereich der WfbM, lässt jedoch
auch die Möglichkeit zum Ausschluss
nach nicht eindeutig definierten Krite-
rien offen. Was grundsätzlich nicht
geleistet wird, ist die zielgruppenbezo-
gene Ausrichtung des Eingangsverfah-
rens für Menschen mit schwerer geisti-
ger und mehrfacher Behinderung. Zwar
geht der Gesetzgeber davon aus, dass
die genannten Bereiche von allen
durchlaufen werden, dennoch gibt es
keine Richtlinien zur Gestaltung dieser
Bereiche, um tatsächlich alle Personen
aufnehmen und individuell abgestimmt
auf ihren Entwicklungsstand, dem Leis-
tungspotenzial und dem Pflege- und
Unterstützungsbedarf bedienen zu kön-
nen. Aus diesem Grund hat sich in den
nachschulischen Einrichtungen (WfbM
und FuB) eine Praxis entwickelt, die
oftmals Menschen mit sehr hohem
Unterstützungsbedarf ausschließt bzw.
diese Angebote arbeitsweltbezogener
Bildung vorenthält.

Diese These lässt sich empirisch 
mit den Ergebnissen aus dem For-
schungsprojekt „SITAS – Sinnvolle pro-
duktive Tätigkeit für Menschen mit
schwerer und mehrfacher Behinderung
zur Partizipation am sozialen und kul-
turellen Leben“ (Projekt an der Pädago-
gischen Hochschule Heidelberg, W.
Lamers & K. Terfloth, 2007–2010) bele-
gen. Innerhalb des Forschungsprojek-
tes SITAS wurde z. B. danach gefragt,
inwiefern Menschen mit schwerer geis-
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tiger und mehrfacher Behinderung 
im FuB die Möglichkeit haben, Ange-
bote der beruflichen Bildung zu nutzen
(vgl. KLAUSS, LAMERS & TER-
FLOTH 2009, 18):

Lediglich in 18,3 % der teilnehmen-
den Einrichtungen erhalten, wie es der
Gesetzgeber fordert, auch Menschen
mit schwerer und mehrfacher Behinde-
rung im Vorfeld einer endgültigen
Zuweisung beruflich bildende Angebo-
te, in denen sie ihre Leistungsfähigkeit
im Sinne des Gesetzes nachweisen kön-
nen, bevor über ihren weiteren Lebens-
weg entschieden wird. 20,6 % doku-
mentieren, gar keine beruflich bilden-
den Angebote zur Verfügung zu stellen,
weil sie dies entweder nicht für sinnvoll
erachten (6,9 %), ihrer Meinung nach
keine adäquaten Methoden oder Kon-
zepte existieren (3,4 %) bzw. sie gerade
erst ein Konzept erarbeiten (5,3 %).

Von 29,8 % der befragten Einrich-
tungen wurde geantwortet, dass sich
die Frage der beruflichen Bildung in
ihrem FuB nicht stellt, da sie einer
Wohneinrichtung angegliedert oder
eigenständig sind und somit keinen
direkten Bezug zu einem Arbeits- und
Produktionsbereich einer WfbM haben.
Die Option „Es gibt im Rahmen des
FuB Angebote zur Berufsbildung“ wur-
de von 31,3 % der Leiter(innen) ange-
kreuzt. Dieser letzte Wert bezieht sich
auf Menschen mit schwerer und mehr-
facher Behinderung, für die bereits ent-
schieden wurde, dass sie nicht am Pro-

duktionsbereich der WfbM teilhaben
werden, und die in einen FuB eingeglie-
dert wurden.

Nach Abschluss – nicht im Vorfeld
einer solchen qualifizierenden Maß-
nahme – soll entschieden werden, ob
das im Gesetz geforderte Mindestmaß
an verwertbarer Arbeit erbracht werden
kann, wenngleich, wie Untersuchungen
im Rahmen des Forschungsprojektes
SITAS gezeigt haben, völlig unklar
bleibt, welches Maß für ein „Mindest-
maß an verwertbarer Arbeit“ zugrunde
gelegt wird (vgl. TERFLOTH & LA-
MERS 2009, 223 f.).

Da das „Mindestmaß-Kriterium“ vom
Gesetzgeber nicht definitorisch festge-
legt wird, ergeben sich in den Bundes-
ländern unterschiedliche Auslegungen.
In Nordrhein-Westfalen wird jedem
Menschen, unabhängig vom Grad sei-
ner Behinderung, die Fähigkeit zuge-
schrieben, dieses Mindestmaß erbrin-
gen zu können. In den Einrichtungen
anderer Bundesländer ist dies nicht der
Fall. Aus den SITAS-Befragungsergeb-
nissen lassen sich Hinweise für das Ver-
ständnis dieses Begriffes ableiten. 75
FuB-Leiter(innen) wurden gebeten 
zu beschreiben, was es in ihrer Ein-
richtung bedeutet, „ein Mindestmaß 
an verwertbarer Arbeit“ zu leisten. 
Aus deren Antworten lassen sich ver-
schiedene Merkmale (N = 120) zum
Verständnis des Kriteriums ableiten
(vgl. ebd., 221 f.): 

Die Nennung des Merkmals „Beteili-
gung an einem Produktionsprozess“
(40,8 %) scheint den deutlichsten Hin-
weis darauf zu geben, dass jemand ein
„Mindestmaß an verwertbarer Arbeit“
leistet. Damit wird oftmals die Vorstel-
lung verbunden, dass ein sichtbares
Ergebnis auch in Form von Teilschritten
erreicht werden muss. Dieses Merkmal
wird zudem häufig mit anderen, sich
teilweise widersprechenden Indikato-
ren wie „Assistenz“ (7,5 %) und „Selbst-
ständigkeit“ (8,3 %) verknüpft. Weitere
Ergänzungen erfährt das genannte
Merkmal durch die Angabe einer „zeitli-
chen, quantitativen und qualitativen
Dimension“ (19,2 %) sowie die Not-
wendigkeit der Bereitstellung von Hilfs-
mitteln (4,2 %). Am Produktionspro-
zess und dessen Teilschritten beteiligt zu
sein und ein Ergebnis zu erreichen, ent-
spricht weitgehend einem Alltagsver-
ständnis von Arbeit, über das die weite-
ren, von den Leitungen benannten
Merkmale „über Grundfertigkeiten ver-
fügen“ (9,2 %) und „tätig sein außerhalb
des Produktionsprozesses“ (7,5 %) weit
hinausgehen. Hier wird das Erbringen
eines „Mindestmaßes an verwertbarer
Arbeit“ schon dann anerkannt, wenn 
z. B. bestimmte motorische Fähigkeiten
vorhanden sind, Materialien sachge-
recht verwendet werden oder das Lee-
ren und Füllen von Behältern, Ordnen
und Sortiervorgänge geleistet werden.

Die vorangegangene Darstellung
zeigt, dass das Aufnahmekriterium für
den Arbeits- und Produktionsbereich
der WfbM in den jeweiligen Institutio-
nen äußerst divergent definiert und
interpretiert wird. Ob jemand ein „Min-
destmaß an verwertbarer Arbeit“ leisten
kann, hängt also nicht von eindeutigen
und allgemein gültigen Kriterien, son-
dern von institutionsinternen Gesichts-
punkten ab.

Aus der vorangegangenen Diskussi-
on und den aktuellen Forschungsergeb-
nissen lässt sich ableiten, dass die
Angebote zur beruflichen bzw. arbeits-
weltbezogenen Bildung für Menschen
mit schwerer geistiger und mehrfacher
Behinderung bundesweit derzeit weder
gesetzlich gesichert noch in den Kon-
zepten der FuB verankert sind. Dies
steht dem in der UN-Behinderten-
rechtskonvention formulierten Men-
schenrecht auf Arbeit und sinnvolle
Tätigkeit entgegen.

Fachwissenschaftliche Forderungen

Das vorrangige Ziel der Qualitätsent-
wicklung im Bereich arbeitsweltbezo-
gener Bildung liegt in der Entwicklung
eines verbindlichen Angebotes und so-
mit in der Schaffung (oder Eröffnung?)
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Abb. 1: Was bedeutet es, ein „Mindestmaß verwertbarer Arbeit“ zu leisten? 
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einer erweiterten Lebensperspektive
durch berufliche Orientierung für aus-
nahmslos alle Menschen – auch für
Menschen mit schwerer geistiger und
mehrfacher Behinderung. Um dies er-
reichen zu können, sind folgende
Grundlagen zu schaffen:

Gesetzliche Sicherstellung der 
Teilnahme am Eingangsverfahren 
in der WfbM auch für Menschen mit
schwerer geistiger und mehrfacher
Behinderung 

So entsteht die Chance aufzuzeigen,
welche Kompetenzen bei einem Men-
schen mit schwerer geistiger Behinde-
rung vorliegen und welche Entwick-
lungsmöglichkeiten im Hinblick auf
seine Handlungskompetenz zu erken-
nen sind. Es ist jedoch davor zu war-
nen, das Eingangsverfahren als Aus-
wahlinstanz zu verstehen, das den
Zugang zu berufs- und arbeitsweltbezo-
genen Bildungsmaßnahmen erschwert.
Vielmehr soll es dazu dienen, den indi-
viduellen Bildungsbedarf zu ermitteln.
Die zeitliche Dauer des Eingangsver-
fahrens muss ggf. bei Menschen mit
schwerer geistiger und mehrfacher
Behinderung den jeweiligen Bedürfnis-
sen der Personen angepasst und flexibel
gehandhabt werden. 

Gesetzliche Sicherstellung der 
Teilnahme an einer Maßnahme zur
beruflichen bzw. arbeitsweltbezoge-
nen Bildung von Menschen mit
schwerer geistiger und mehrfacher
Behinderung sowie ein Ausbau der
beruflichen Bildung (im Berufs-
bildungsbereich) anhand eines 
inklusiven, binnendifferenzierten
Konzeptes, um alle Menschen mit
Behinderung aufnehmen zu können

Berufliche Bildung bedeutet die Er-mög-
lichung von grundlegenden und er-wei-
terten Arbeitserfahrungen im Rahmen
individualisierter Ausbildungsangebote
in verschiedenen Arbeitszusammenhän-
gen. Die Ausbildung sollte in direktem
Bezug zu den Erfordernissen eines
Arbeitsplatzes stehen. Zudem muss der
zeitliche Umfang der Qualifizierungs-
maßnahme flexibel auf die Lernvoraus-
setzungen des Einzelnen angepasst wer-
den (vgl. KÜCHLER 2007, 168 ff.).

Unterstützung des Fachpersonals
durch gezielte Angebote zur 
Weiterqualifikation im Bereich der
arbeitsweltbezogenen Bildung von
Menschen mit schwerer geistiger 
und mehrfacher Behinderung

Um den Anspruch auf berufliche bzw.
arbeitsweltbezogene Bildung für Men-
schen mit schwerer geistiger und mehr-

facher Behinderung umsetzen zu kön-
nen, ist die Frage des Curriculums eben-
so bedeutsam wie die Frage nach einer
adäquaten Didaktik und Methodik, die
der Heterogenität einer Lerngruppe von
Erwachsenen mit und ohne schwere
Behinderung Rechnung tragen kön-
nen. Diese müssten es leisten, sowohl
Grundlagenwissen über unterschiedli-
che berufliche Arbeitsfelder als auch den
Erwerb der damit verbundenen Fähig-
keiten, differenziert für verschiedene
Lernwege und Lernmöglichkeiten, an-
zubieten. Es stellt sich darüber hinaus
die Frage, inwiefern sich die Umsetzung
einer beruflichen Bildung im Sinne einer
arbeitsweltbezogenen Bildung auch in
einer Umgestaltung bzw. Neueinrich-
tung von Arbeitsplätzen in den Produk-
tionsbereichen der WfbM für Menschen
mit schwerer geistiger und mehrfacher
Behinderung niederschlagen müsste.

Dringend erforderlich erscheint die
Erarbeitung eigener Konzepte zur beruf-
lichen bzw. arbeitsweltbezogenen Bil-
dung, die der Idee einer „Bildung für
alle“, auch für Menschen mit schwerer
geistiger und mehrfacher Behinderung,
entsprechen. Die in der HEGA der Bun-
desagentur für Arbeit (2010b, 11) unter
Punkt 5.1 benannte Unterscheidung in
tätigkeits-, arbeitsplatz-, berufsfeld- und
berufsbildungsorientierte Qualifizierungs-
stufen erscheint dafür ein wertvoller und
tragfähiger Ansatz zu sein. Diese können
an den Erfahrungen und Ansätzen an-
knüpfen, die für die Schule entwickelt
wurden und werden. Zudem müsste dies
auch die Entwicklung von Curricula be-
inhalten, deren spezifisch Arbeitswelt re-
levanten Inhalte auf verschiedenen Lern-
niveaus anspruchsvoll aufbereitet wer-
den können und die Kerninhalte auch
basal-sinnlich erfahrbar werden lassen.

Da dies methodisch eine enorme
Herausforderung darstellt, ist es zwin-
gend erforderlich, dass Fachleuten, die
Maßnahmen zur arbeitsweltbezogenen
Bildung durchführen, in Aus- und Fort-
bildungen die notwendigen didakti-
schen und methodischen Qualifikatio-
nen vermittelt werden.

Es lässt sich festhalten, dass die
HEGA 06/2010 der Bundesagentur für
Arbeit in ihrer Zielsetzung eine innova-
tive Entwicklung beschreibt, die Men-
schen mit leichteren Behinderungen zu
Gute kommen und die Arbeitsmöglich-
keiten für diesen Personenkreis erwei-
tern wird. Diese sehr begrüßenswerte
Entwicklung sollte unserer Ansicht
nach auch Anlass sein, Menschen mit
schwerer geistiger und mehrfacher
Behinderung im Arbeitsbereich in den
Blick zu nehmen und ihr Recht auf
lebenslange Bildung zu sichern.

Handlungsbedarf

Welche Konsequenzen ergeben sich aus
diesen Forderungen für die Institutio-
nen, in denen Menschen mit schwerer
geistiger und mehrfacher Behinderung
nachschulisch betreut und gefördert
werden?

Arbeitsweltbezogene Bildung als eine
verbindliche Aufgabe des Förder- und
Betreuungsbereichs

Innerhalb der Befragungen des SITAS-
Projektes zeigte sich, dass die Zielset-
zungen des FuB je nach Einrichtung
divergieren. Grundsätzlich erscheint es
jedoch notwendig, die Aufgaben des
FuB differenzierter zu definieren, als
dies bisher in § 136 SGB IX der Fall ist,
und somit bundesweit gesetzlich festzu-
legen. 

Zu den zentralen Aufgaben gehören
die Pflege und Betreuung von Menschen
mit schwerer geistiger und mehrfacher
Behinderung. Der bisher genutzte För-
derbegriff bedarf einer Schärfung, die
inhaltlich Zielbereiche der Maßnahmen
benennt. Darüber hinaus sollte der För-
derbegriff durch Angebote konkretisiert
und gefüllt werden, die es dem Perso-
nenkreis ermöglichen, einerseits Kom-
petenzen im Bereich des Tätig-sein-Kön-
nens erwerben und andererseits die
erworbenen Kompetenzen einzusetzen
und sich als selbstwirksam erleben zu
können, um darüber auch soziale Aner-
kennung zu erfahren (vgl. Abb. 2). 
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Abb. 2: Verbindliche Aufgaben des Förder- und Betreuungsbereichs



Institutionenübergreifende 
Organisationsform für das 
Eingangsverfahren der WfbM

Die Forschungsergebnisse zeigen auch,
dass sich FuB bundesweit in unter-
schiedlichen Organisationsformen ent-
wickelt haben. Im Rahmen des For-
schungsprojektes SITAS haben sich
davon an der Fragebogenerhebung 132
Einrichtungen beteiligt. Davon sind
63,7 % der FuB direkt unter dem ver-
längerten Dach einer WfbM angeglie-
dert. 22,1 % der FuB sind als eigenstän-
dige Einrichtung, z. B. einer Tagesstätte,
organisiert; 9,4 % der beteiligten FuB
sind organisatorisch an einer Wohnein-
richtung angegliedert. Bei 4% der FuB
ist die Organisationsform sehr unter-
schiedlich, z. B. liegt eine Angliederung
an ein Kinderzentrum vor, oder unklar. 

Diese Vielfalt an Organisationsfor-
men zeigt, dass die Erarbeitung eines
einheitlichen Verfahrens zur Aufnahme
von Menschen mit schwerer geistiger
und mehrfacher Behinderung einer
umfangreichen Umstrukturierung und
der Kooperation verschiedener Einrich-
tungsformen (z. B. WfbM, Tagestätten,
Wohneinrichtung etc.) bedarf. Wird die
Sicherstellung des Zugangs zum Ein-
gangsverfahren und am Berufsbildungs-
bereich für diesen Personenkreis gefor-
dert, ist zu überlegen, wie dies in den
verschiedenen Organisationsformen, in
denen sich die FuB entwickelt haben,
zu realisieren ist. Denkbar wären:

> die Entwicklung eines übergreifenden
inhaltlichen Konzeptes zum Ein-
gangsverfahren, das in verschiedenen
Einrichtungsformen mit den jeweils
dort vorhandenen Ressourcen umge-
setzt werden kann.

> die Konzentration des Eingangsver-
fahrens in der Institution WfbM, so
dass alle Menschen mit schwerer und
mehrfacher Behinderung zuerst die-
ses durchlaufen. 

> die Konzeption eines nahtlosen
Übergangs vom Eingangsverfahren in
den Berufsbildungsbereich, so dass
im Anschluss des Durchlaufens bei-
der Bereiche entschieden werden
kann, welche Einrichtung als weiterer
Förder- und Bildungsort geeignet ist;
dies kann der Arbeitsbereich einer
WfbM, ein FuB unter dem Dach der
WfbM oder auch der FuB einer ande-
ren Einrichtung sein. 

> die Entwicklung eines institutionen-
übergreifenden Konzeptes zur berufli-
chen bzw. arbeitsweltbezogenen Bil-
dung von Menschen mit schwerer
geistiger und mehrfacher Behinde-
rung, das in verschiedenen Organisati-
onsformen mit entsprechendem Fach-
personal verpflichtend realisiert wird.

Ein zentraler Ansatzpunkt für diese
Vorschläge liegt in der Initiierung und
Begleitung von Prozessen der Instituti-
onsentwicklung. Diese beinhalten die
Verbesserung der Qualität der Instituti-
on auf der Ebene der Förderung und
der Personalentwicklung. Es handelt
sich um einen zielgerichteten und refle-
xiven Prozess, der von den verschiede-
nen Personengruppen in der Einrich-
tung (Mitarbeiterschaft, Menschen mit
Behinderung, Eltern und Angehörige
etc.) von innen heraus gesteuert und
ggf. durch eine externe Beratung unter-
stützt wird.

Konzeptionsentwicklung

Unabhängig von der gesetzlichen Lage
ist die inhaltliche methodische Gestal-
tung für Angebote der tätigkeits- und
arbeitsweltbezogenen Bildungsbeglei-
tung problematisch, und es fehlen die
fachlichen Konzepte, die keine Einzel-
initiativen sein sollten, sondern eine
übergreifende verbindliche, wissen-
schaftlich fundierte Rahmenkonzep-
tion (z. B. eine Erweiterung und Ausge-
staltung der vorliegenden HEGA), die
den Einrichtungen als Richtlinie zur
Verfügung gestellt wird. 

Die bisherigen Maßnahmen im oben
erwähnten Fachkonzept erscheinen für
die berufliche Bildung von Menschen
mit schwerer geistiger und mehrfacher
Behinderung ungeeignet. Es wird ein
Kompetenzniveau vorausgesetzt, dass
den Entwicklungsmöglichkeiten des
be-schriebenen Personenkreises nicht
gerecht wird und Voraussetzungen der
Kommunikations- und Handlungsfä-
higkeit verlangt, die oftmals erst entwi-
ckelt werden müssen bzw. deren Beein-
trächtigung die Schwere der Behinde-
rung ausmachen. Im Fachkonzept
heißt es zudem, dass die individuelle
Bewertung der Kompetenzfelder an-
hand diagnostischer Verfahren erfolgen
soll (vgl. Bundesagentur für Arbeit
2010b, 9). Zur Überprüfung dieser
Kompetenzbereiche werden in der
HEGA Fragen formuliert, an denen
jedoch sichtbar wird, dass diese nicht
sinnvoll auf den Personenkreis von
Menschen mit schwerer geistiger und
mehrfacher Behinderung angewendet
werden können, wie z. B. „Wie ist das
Durchhaltevermögen des Teilnehmers?
(zeitlicher Umfang und Erledigung der
gestellten Aufgabe; qualitativ und quan-
titativ bewertet)“ (ebd., 8).

Im Rahmen der Schwer- und Mehr-
fachbehindertenpädagogik als wissen-
schaftliche Fachrichtung sind bisher
unserer Kenntnis nach jedoch kaum
Vorgehensweisen entwickelt worden,
die sich zur Diagnostik der genannten

Bereiche für Menschen ohne Verbal-
sprache und eingeschränkter Willkür-
motorik eignen. In der fachwissen-
schaftlichen Diskussion wird festge-
stellt, dass dazu noch neue Verfahren
zur Kompetenzerfassung entwickelt,
erprobt oder aus dem schulischen Bil-
dungsbereich übertragen werden müs-
sen. Die Kompetenz, diese Verfahren
zu entwickeln, anzuwenden und auszu-
werten, ist derzeit nicht in den Praxis-
feldern zu finden.

Für die Weiterentwicklung der
genannten Angebote in diesem Bereich
und deren Orientierung am Bedarf der
betroffenen Menschen ist eine systema-
tische Sichtung, Evaluierung und Wei-
tervermittlung solcher Konzepte sinn-
voll und dringlich. Es erscheint loh-
nend, diese auf der Basis fachlicher
Kriterien zu analysieren, zu bewerten
und die dabei gewonnenen Erkenntnis-
se zu verbreiten, was bisher, wie aus
Ergebnissen aktueller Forschungspro-
jekte zur nachschulischen Situation
von Menschen mit schwerer geistiger
und mehrfacher Behinderung in FuB
hervorgeht, nur in Ansätzen erfolgt ist.

Des Weiteren sollen die zentralen
Qualitätsaspekte für eine tätigkeits-
und arbeitsweltbezogene Bildungsbe-
gleitung benannt werden (vgl. Abb. 3).
Diese sind aus den Analysen, Ergebnis-
sen und Diskussionen im Forschungs-
projekt SITAS entstanden (vgl. TER-
FLOTH & SABO 2011) sowie aus der
Diskussion der Konzepte zur Lebens-
qualität nach FELCE & PERRY (1997)
und SEIFERT (2002). 

Grundlage bildet die respektvolle
Grundhaltung, die Menschen mit einer
starken kognitiven Beeinträchtigung
und mit hohem Unterstützungsbedarf
entgegengebracht wird. Dies meint die
Wertschätzung der Person, unabhängig
von deren erkennbaren oder vermute-
ten Leistungspotenzialen. 

Darauf aufbauend kann eine Inter-
aktion stattfinden, die die Kommunika-
tionsformen von Menschen mit schwe-
rer geistiger und mehrfacher Behinde-
rung berücksichtigt. Über den Aufbau
von Interaktionskompetenz kann sich
dann auch eine Hinwendung zu den
Gegenständen und Inhalten der Um-
welt entwickeln. Es gilt, dafür einen
curricularen Kanon an Themen zu for-
mulieren, die für die arbeitsweltbezoge-
ne Bildung notwendig sind. Dabei sind
Methoden-, Personal-, Sach- und So-
zialkompetenzen gleichrangig zu be-
trachten. Dies bedeutet, dass Inhalte
aus dem Bereich der selbstständigen
Le-bensführung ebenso bedeutsam sind
wie Aspekte der Materialerkundung
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oder dem Kennenlernen von verschie-
denen Verarbeitungsarten eines Werk-
stoffes. Der Kanon der tätigkeits- 
und arbeitsweltbezogenen Bildungsin-
halte sollte nahtlos und fortführend 
an die Bildungspläne anschließen,
nach denen Schüler(innen) mit geisti-
ger Behinderung an verschiedenen 
Förderorten unterrichtet werden, und
so für einen gelungenen Übergang von
der Berufsschulstufe (in anderen 
Bundesländern auch Abschlussstufe
etc. genannt) und den nachschulischen
Einrichtungen sorgen. 

Eine weitere wesentliche Grundlage
bilden die Methoden zur Gestaltung,
Strukturierung und Ergebnissicherung
von Bildungsprozessen. Teilweise kön-
nen Methoden aus dem Unterricht von
Schülerinnen und Schülern mit schwe-
rer geistiger und mehrfacher Behinde-
rung in den nachschulischen Bereich
übertragen werden. Die Idee der Ele-
mentarisierung von Bildungsinhalten
und deren Präsentation auf verschiede-
nen Aneignungsmöglichkeiten (basal-
perzeptiv, konkret-gegenständlich, an-
schaulich und begrifflich-abstrakt) hat
sich diesbezüglich bewährt (vgl. hierzu
den Bildungsplan der Schule für Geis-
tigbehinderte Baden-Württemberg; Mi-
nisterium für Kultus, Jugend und Sport
Baden-Württemberg 2009). Dennoch
gilt es dringlich, auf die Passung der
Methoden mit dem Alter und der Le-
benssituation zu achten. 

Auf diesem Fundament können im
Bildungsprozess Erfahrungen des kom-
munikativen Miteinander- und Vonei-
nander-Lernens, des Erlebens der eige-
nen Kompetenzen und der Selbstbe-
stimmung möglich werden (vgl. Abb. 3). 

Zielperspektive sollte es sein, ver-
bindlich definierte Qualitätsmaßstäbe

für die tätigkeits- und arbeitsweltbezo-
gene Bildungsbegleitung bundesweit zu
schaffen, aber den Einrichtungen auch
Raum für die eigene Ausgestaltung zu
ermöglichen.

Fazit

Die vorangegangene Diskussion zeigt,
dass durch die Einlösung des Rechts
auf eine arbeitsweltbezogene Bil-
dungsbegleitung Teilhabemöglichkei-
ten für Menschen mit schwerer geisti-
ger und mehrfacher Behinderung an
der Gesellschaft eröffnet werden und
somit der inklusive Anspruch umsetz-
bar wird. Nicht zuletzt erfordert die
volle Teilhabe von Menschen mit
schwerer geistiger und mehrfacher
Behinderung an beruflicher Bildung,
an Arbeit und Beschäftigung im Sinne
der UN-Konvention auch die empiri-
sche Analyse und Erfassung der Be-
dürfnislage des Personenkreises. Dies
wurde im Forschungsprojekt SITAS
begonnen. 

Auch wenn Deutschland als eines
der ersten EU-Länder das Ratifikati-
onsverfahren der UN-Konvention for-
mell abgeschlossen hat, stehen wir erst
am Anfang der Umsetzung des Überein-
kommens (vgl. Bundesministerium für
Arbeit und Soziales 2009). Die voran-
gegangenen Ausführungen haben
gezeigt, dass der Weg zu einer diskrimi-
nierungsfreien und inklusiven berufli-
chen bzw. arbeitsweltbezogenen Bil-
dung von Menschen mit schwerer geis-
tiger und mehrfacher Behinderung
noch sehr lang sein wird. Die UN-Kon-
vention weist auf den Zielhorizont hin
und formuliert darüber hinaus die Ver-
pflichtung für alle Beteiligten, diese
Herausforderung anzugehen. Diesen
Impuls gilt es aufzugreifen und konse-
quent in der Praxis umzusetzen.
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| KURZFASSUNG Das LEBIKO-Konzept begründet für Tagesförderstätten/Fördergrup-
pen einen konzeptionellen Rahmen, in dessen Mittelpunkt eine Form der Projektarbeit
steht, in der individuelle Bildungsmöglichkeiten eröffnet werden, über die auch Men-
schen mit einem hohen Förderbedarf ein Optimum an individuellen Partizipationsmög-
lichkeiten vorfinden können. Das geschieht in Mitverantwortung an einem möglichst
gleichberechtigten, selbstbestimmten und sinnerfüllten Zusammenwirken im Kontext
eines kulturell wertorientierten Alltags, in den sich jede Person gemäß ihren Fähigkeiten
einbringen kann.

| ABSTRACT LEBIKO: Lifelong Cooperative Learning. Project-oriented Learning
for People with High Support Needs. The concept of LEBIKO (which stands for life-
long cooperative learning) builds a framework for project-oriented learning in work-
shops for people with severe disabilities. This approach focuses on individual educati-
on for people with high support needs to sustain their possibilities to participate in dai-
ly life. This happens in joint responsibility for an equal, self-determined and meaningful
cooperation in the context of an everyday life which is culture-oriented and where
everybody can contribute his or her abilities.

Wolfgang Praschak Dörte Eggers Susanne Gruber

LEBIKO: Lebenslange Bildung in
Kooperation
Projektorientiertes Lernen für Menschen mit hohem 
Unterstützungsbedarf 

aufnimmt, besuchen sie anderenorts den
Werkstätten zugeordnete oder sie erset-
zende Tagesförderstätten bzw. externe
Fördergruppen. Neben den pädagogi-
schen und therapeutischen Förderange-
boten bestimmen hier pflegerische Maß-
nahmen den institutionellen Alltag.

Dieses nachschulische Angebot für
Menschen mit hohem Unterstützungs-
bedarf hat sich mittlerweile bewährt,
was sicher auch daran liegt, dass in die
WfbM immer mehr Personen aufge-
nommen werden, die wir als lernbehin-
dert bezeichnen und die den geforder-
ten Aufnahmekriterien in der Regel
ohne größere Probleme gewachsen
sind. Die immer stärker werdende öko-
nomische Ausrichtung der WfbM hat
die Fördergruppen zu einer Institution
werden lassen, in der Erwachsene mit
einem hohen Unterstützungs- und För-
derbedarf individuell bedeutsame Teil-
habemöglichkeiten erfahren, in denen
eine nachhaltige Lebensqualität und
subjektives Wohlbefinden zu zentralen
Qualitätsmerkmalen geworden sind.

Mit dieser eher pädagogischen Aus-
richtung sind die Fördergruppen zu
einer Art „Gegenmodell zur WfbM“
geworden, in dem die in unserer Gesell-
schaft üblichen Formen der Arbeitsge-
staltung nicht mehr als notwendige
Voraussetzung dafür einzustufen sind,
am gesellschaftlichen und kulturellen
Leben produktiv mitwirken zu können.
Das allmähliche Abrücken von der Idee
der Verwertbarkeit der Arbeitsleistung
des Einzelnen und der Verwertbarkeit
der geschaffenen Produkte wurde damit
Teil eines konzeptionellen Profils, das
inzwischen in der Bundesrepublik
Deutschland in unterschiedlichen Aus-
formungen verwirklicht wird.

Die Auseinandersetzung um eine
pädagogische Eigenständigkeit hat auch
die Konzeptentwicklung in den Förder-
gruppen der Lebenshilfe Berlin in der
Harbigstraße lange Zeit bestimmt.
Letztlich hat sie dort dazu geführt, das
ursprüngliche Vorhaben, ihr Klientel
wieder in die Werkstatt integrieren zu
wollen, nicht weiterzuverfolgen. Immer
mehr in den Vordergrund hingegen

Mit der Umwandlung der „Beschüt-
zenden Werkstatt“ in die „Werk-

statt für Behinderte“ (WfB) wurde ein
„Mindestmaß an wirtschaftlich ver-
wertbarer Arbeitsleistung“ zum zentra-
len Kriterium der Aufnahme in diese
Institution. Das hatte zur Folge, dass
diejenigen, die dieses Mindestmaß
nicht erbringen konnten, in Tagesför-
derstätten ausgegliedert wurden. In die-
sen Einrichtungen sollte für die Betrof-
fenen ein sog. „zweiter Lebensraum”
geschaffen werden, in dem sie neben

der Familie oder dem Wohnheim ein
würdevolles Zusammenleben und eine
sinnvolle Beschäftigung vorfinden soll-
ten. Diese Angebote werden als Leis-
tungen der Eingliederungshilfe finan-
ziert (gemäß § 54 Abs. 1 SGB XII und 
§ 33 SGB IX).

Seit dieser Zeit zeigt sich in der Bun-
desrepublik ein eher uneinheitliches
Bild: Während ein Teil der Werkstätten
für behinderte Menschen (WfbM) die
Betroffenen in spezielle Fördergruppen



rückte die Ausgestaltung eines entwick-
lungsförderlichen Zusammenlebens, in
dem individualisierte Lern- und Ent-
wicklungsangebote das instrumentelle
Arbeitstraining ersetzten. Diese Aus-
richtung des Fördergeschehens gründe-
te auf dem Konzept des „lebenslangen
Lernens“ und dem Partizipationsanlie-
gen der „International Classification of
Functioning, Disability and Health“
(vgl. WHO 2001). Die Umstrukturie-
rung war auch den Wandlungsprozes-
sen der Lebenshilfe in Berlin geschul-
det, deren pädagogische Einrichtungen
sich immer mehr einer Lebensweltori-
entierung verschrieben. Das bedeutete
für die Fördergruppen in der Harbig-
straße, dass sie ihre Konzeption auf
zwei Säulen stellen konnte: 

1. Die erste Säule galt der pädagogi-
schen Ausgestaltung des institutionel-
len Zusammenlebens, das in indivi-
dualisierte Lernfelder aufgeteilt wur-
de, mit dem Ziel, auf diese Weise mehr
Selbstständigkeit in den alltäglichen
Besorgungen erreichen zu können. 

2. Die zweite Säule galt den täglich wie-
derkehrenden Arbeitsangeboten, die
so aufbereitet wurden, dass im Rah-
men verschiedener Materialschwer-
punkte (Papier, Holz, Textil, Ton,
Peddigrohr) individuelle Arbeitsfer-
tigkeiten entwickelt werden sollten.

Aufgrund der ständigen Wiederho-
lung und der relativen Gleichförmigkeit
der Arbeitsabläufe mit den Material-
schwerpunkten ging vielen Mitarbei-
ter(inne)n, aber auch einem Großteil
der Klient(inn)en, die notwendige
Arbeitsmotivation abhanden, so dass
eine grundsätzliche Neuausrichtung
der Arbeitszusammenhänge unabding-
bar wurde. Es entstand eine Art Schwe-
bezustand, in dem die Arbeit mit den
Materialschwerpunkten zwar weiterge-
führt wurde, aber schon erste kleinere
Projekte entstanden, die der zweiten
Säule der Konzeption eine neue Aus-
richtung gaben. Trotz einiger Unsicher-
heiten, Ambivalenzen und Unwägbar-
keiten wurde ein wichtiger Verände-
rungsprozess vorangebracht, an dem
aber noch nicht alle Mitarbeiter(innen)
beteiligt waren. Allmählich kristallisier-
te sich die neue Konzeptidee heraus,
projektorientierte Bildungsprozesse in
einem durch Kooperation geprägten
Rahmen zu ermöglichen (vgl. BASTI-
AN & GUDJONS 1994; FEUSER 1998;
EMER & LENZEN 2002). 

Kurzum: „LEBIKO“ bekam immer
deutlichere Konturen, die sich ganz 
allmählich zu einem identitätsstiften-
den Logo formten, das für die Konzep-
tion der Fördergruppen in der Harbig-

straße der Lebenshilfe in Berlin kenn-
zeichnend sein sollte.

Ausgangspunkt dieser neuen Kon-
zeptidee war die bedingungslose Aner-
kennung der Würde des Einzelnen und
seiner persönlichen Integrität, die auf
eine möglichst unabhängige, gleichbe-
rechtigte und selbstbestimmte Form des
Zusammenlebens und Zusammenarbei-
tens zuführen sollte, in der sinnliche und
motorische Lernerfahrungen im sozia-
len Kontext gemacht werden konnten.

Die neuen Schwerpunkte waren nun
folgendermaßen:

> gleichwertige Kooperation in Bezug
auf alle relevanten Handlungen im
Tagesablauf

> Projektentwicklung und Projektge-
staltung in sozialer Gemeinschaft mit
einem individuellen Bildungsbezug 

Projekte bilden und aktivieren

LEBIKO ersetzte die bisherige Materi-
alorientierung durch die Gestaltung
gemeinsamer Projekte. Zum Beispiel
wurden im Garten der Einrichtung ver-
schiedene Beete angelegt und Objekte
installiert; in einem anderen Projekt
wurde das „Café Harbigstraße“ ein Jahr
lang als monatlicher Treffpunkt etab-
liert. Hierbei entwickelte sich eine neue
Vielfalt an Gestaltungsmöglichkeiten.
Es wurden Handlungsräume geschaf-
fen, in denen sowohl die Mitarbei-
ter(innen) als auch die Menschen mit
Behinderung den Platz finden konnten,
der ihren Möglichkeiten und Fähigkei-
ten entsprach. Auf diese Weise entstan-
den neue Arbeitszusammenhänge, die
aufgrund der Neuartigkeit und Über-
schaubarkeit die Motivation und Be-
reitschaft, etwas Neues zu wagen, deut-
lich steigerten. Das entsprach den
Intentionen der Einrichtungsleiterin,
Frau Dörte Eggers, die eine Reihe von
Fortbildungsveranstaltungen organisier-
te, deren Inhalte der weiteren Fundie-
rung der Projektarbeit dienten. Die Fol-
ge war eine verbindliche Zusage nun
aller Mitarbeiter(innen), sich an der
Projektarbeit beteiligen zu wollen. 

Die Fortbildungsreihe übernahm
Prof. Dr. Wolfgang Praschak von der
Universität Hamburg, der den bereits
angelegten Veränderungsprozessen ein
theoretisches Gerüst gab und dazu ver-
half, dass die Projektideen inhaltlich
abgewogen und in didaktischer Hin-
sicht fundiert werden konnten. Inner-
halb der Einrichtung führten Dörte
Eggers und Susanne Gruber (Psycholo-
gin) die Entwicklung und Umsetzung
der Konzeption stetig weiter. 

Die Arbeit mit der neuen Konzep-
tion gab den Sozialbeziehungen in 
den Gruppen einen deutlichen Auf-
schwung, und bei allen Beteiligten ver-
stärkte sich das Gefühl, dass es sich
lohnt, an diesem neuen Planungsrah-
men beteiligt zu sein. Die Gestaltungs-
prozesse wurden mit „Herz, Hand und
Verstand“ umgesetzt und in kognitiver,
emotionaler, sozialer, kommunikativer
und auch ästhetischer Hinsicht weiter
differenziert.

Projekte fördern individuelle 
Kompetenzen

In dieser nun sehr vielfältigen Projekt-
landschaft entstanden Bildungsmög-
lichkeiten, die auf den Einzelnen zuge-
schnitten waren. Der Anspruch, die
unterschiedlichen Fähigkeitsniveaus in
den sehr heterogenen Gruppen aufei-
nander abzustimmen, erforderte einen
differenzierten Blick auf die Fähigkei-
ten und Ressourcen aller Beteiligten.
Resultat war eine Form der inneren Dif-
ferenzierung, über die sich bei den Mit-
arbeiter(inne)n die Kompetenz zur Per-
spektivenübernahme verstärkte und
den Menschen mit Behinderung die
Möglichkeit gab, an gemeinsamen Pro-
zessen solidarisch beteiligt zu sein. Das
wiederum förderte das Gemeinschafts-
gefühl, aber auch die Konfliktbereit-
schaft. Von Mitarbeiter(inne)n wurde
ein hohes Maß an Kreativität verlangt,
denn die Projekte konnten nur gelin-
gen, wenn das vereinbarte Ziel auch zu
erreichen war. Der Umstand, in den
Gruppenprozess sinnvoll eingebunden
zu sein, schien auch bei denen, die nur
punktuell aktiv daran zu beteiligen
waren, das Gefühl zu verstärken, als
Partner wertgeschätzt zu sein.

Projekte verändern das 
Zusammenleben

Kreativität, Mitverantwortung, ge-
meinsame Initiative und ein Lernen im
Prozess wurden für alle Beteiligten zu
sinnstiftenden Momenten eines Zu-
sammenlebens, in dem bestehende Er-
fahrungsvorsprünge unterstützend wirk-
ten und die noch vorhandenen Erfah-
rungsmängel solidarisch auszugleichen
waren. Spannend war mitzuerleben,
dass in der Zusammenarbeit immer
wieder neue Dreh- und Angelpunkte
eines wachsenden Gemeinschaftsge-
fühls entstanden, die auch das Zusam-
menleben in der Einrichtung auf eine
andere Basis stellten. Diese gemein-
schaftliche Erfahrung machte es schließ-
lich möglich, die Projektergebnisse an
einem „Tag der offenen Tür“ einer brei-
teren Öffentlichkeit zu präsentieren. 
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Phasen der Projektmethode

Projekte gliedern sich in folgende
Schritte:

1. Die Projektinitiative, die der The-
menfindung dient („Wir suchen ein
Thema“).

2. Die Projektskizze, die das gefunde-
ne Thema vorläufig eingrenzt und 
nach ersten Umsetzungsmöglichkei-
ten abtastet („Wir treffen die Wahl“).

3. Der Projektplan, der die ersten Pla-
nungsschritte enthält und eine noch
grobe Aufgabenverteilung entwirft
(„Wir machen einen Plan“).

4. Die Projektdurchführung, in der die
notwendigen Planungsaktivitäten ab-
zustecken und die Aufgabenvertei-
lung individuell abzustimmen sind
(„Schwachstellen beachten“).

5. Der Projektabschluss, der eine öf-
fentliche Präsentation der Projektar-
beit und -ergebnisse enthält und der
„gefeiert“ werden muss („Wir ziehen
Bilanz“).

6. Eingeschobene Kontrollstopps und
Denkpausen sorgen für die notwen-
dige Reflexion des Tuns, um die im
Ablauf auftretenden Probleme aus
einer gewissen Distanz betrachten
und reflektieren zu können (vgl.
FREY 1996; HÄNSEL 1997). 

LEBIKO in der Praxis

Das Herzstück der neuen Konzeption
bildet die Überzeugung, dass die För-
dergruppen mit der Projektarbeit einen
wichtigen Beitrag zur Inklusionsdebat-
te leisten können, weil die individuel-
len Aktivitätsmöglichkeiten, die in ih-
rem Mittelpunkt stehen, der gesell-
schaftlichen und kulturellen Partizipa-
tion des Einzelnen dienen. Aus diesem
Grund sind die elf unterschiedlichen
Projektideen, die in den Fördergruppen
der Harbigstraße in Angriff genommen
wurden, auch Beispiele dafür, dass
Menschen mit schweren Behinderun-
gen zu konstruktiven und gesellschaft-
lich wertvollen Beiträgen fähig sind.

Im Einzelnen wurden folgende Pro-
jektideen umgesetzt:

> Wir gründen ein Café Harbigstraße
> Wir gestalten ein Tierprojekt
> Wir veranstalten eine Reise der Sinne
> Wir bauen eine Dschungelecke
> Wir gestalten unseren Garten um
> Wir gehen auf eine Entdeckungsreise

durch Berlin 
> Wir bauen eine Kugelbahn 

> Wir gehen den vier Jahreszeiten nach 
> Wir machen Kunst mit Abfall und

Holz
> Wir gründen eine Trommelgruppe
> Wir gestalten ein Bild mit namhaften

Künstlern

Die LEBIKO-Steuerungsgruppe wur-
de ins Leben gerufen, in der die verant-
wortlichen Projektleiterinnen und Pro-
jektleiter sich in einem zweiwöchigen
Turnus mit der Leiterin und der Psycho-
login der Fördergruppen trafen, um die
„rollende Planung“ abzusprechen. Da-
bei wurde kollegiale und konstruktive
Kritik geübt, mit dem Ziel, ggf. die Pro-
jektabläufe und die Projektgestaltung
gemeinsam zu verändern. Auf diesem
Hintergrund entstanden im Laufe der
Zeit immer differenzierter werdende Pro-
jektpläne, in denen der Projektablauf
und die Mitwirkungsmöglichkeiten jedes
Einzelnen festgehalten wurden. Von
grundlegender Bedeutung waren die
individuellen Portfolios, die die sozialen,
emotionalen, psychomotorischen und
kognitiven Kompetenzen der Einzelnen
erfassten, um sie in den Projektabläufen
zumindest zu erhalten und – wenn mög-
lich – auch weiter entfalten zu können.
Das besondere Merkmal eines Portfolios
ist die Erarbeitung einer systematischen
Erhebung der individuellen Handlungs-
möglichkeiten, Lerninhalte und -erfah-
rungen, um darüber die Entwicklung des
Einzelnen evaluieren und ein angemes-
senes Bild von den bestehenden Lern-
strategien gewinnen zu können.

Beispiel: Kunstprojekt

Größte Aufmerksamkeit erreichte das
Kunstprojekt, in dem zwei unserer

Klientinnen, Gesine Anschütz und
Britta Grützmacher, gemeinsam mit
den Kunstmalerinnen Elvira Bach und
Ruth Eggers ein großformatiges Gemäl-
de schufen, dessen Entstehungsprozess
vom Künstler Pascal Meyer fotografiert
und gefilmt wurde (vgl. Abb. 1). Das
persönliche Erleben und das Zusam-
menwirken in diesem Projekt ermög-
lichte eine vertrauensvolle Nähe zu den
Kunstmalerinnen. Es entwickelte sich
ein erstaunliches Ausmaß an Zusam-
menarbeit, in der die zunächst noch
vorhandenen Berührungsängste voll-
kommen abgebaut wurden. Die beiden
Frauen profitierten von der Kompetenz
und dem Einfühlungsvermögen der
Malerinnen und erweiterten ihre Hand-
lungsspielräume. Zudem zeigten sie
Fähigkeiten, die wir im alltäglichen
Zusammensein noch nicht entdecken
konnten. Auch bei den beiden Kunst-
malerinnen hinterließ die Freude am
gemeinsamen Gestalten einen tiefen
Eindruck. In diesem Projekt entstand
eine Kooperation auf Augenhöhe, die
in eindrücklicher Weise belegt, dass
Projekte mit Außenstehenden dann
sinnvoll sind, wenn sie auf eine gemein-
same Bereitschaft aufbauen. Das zu
erkennen und auch weiterzuverfolgen,
ist ein wichtiges Ergebnis der Öffnung
unserer Institution und zugleich ein
Beispiel dafür, welche Inklusionsmög-
lichkeiten für unsere Klient(inn)en
noch offen stehen könnten. Das 
gemeinsam geschaffene „Frauenbild“
wurde Anfang 2010 dem Beauftragten
der Bundesregierung für die Belange
behinderter Menschen, Herrn Hubert
Hüppe, feierlich überreicht. In seinem
Büro hat es mittlerweile einen guten
Platz gefunden.
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Abb. 1: Im Rahmen des Kunstprojekts erstelltes Gemälde



Beispiel: Dschungelecke

Ein anderes Projekt galt einer unschö-
nen Pflanzenecke im Foyer unserer
Einrichtung. Die Beobachtung, dass
viele unserer Klient(inn)en ein deutli-
ches Interesse an Pflanzen, Tieren,
Geräuschen und Düften haben und
sich gerne mit solchen Phänomen aus-
einandersetzen, unterstützte die Idee,
hier ein längerfristiges Projekt zu star-
ten. Der Plan, diese Ecke im Foyer
gemeinsam neu zu gestalten, sollte das
Projektteam dazu inspirieren, eine brei-
te Palette an kreativen Erfahrungsmög-
lichkeiten zu schaffen. Aus der Idee der
Verschönerung entwickelte sich das
mehrdimensionale Projekt „Wir schaf-
fen einen Dschungel“, das folgende
inhaltliche Bezüge hatte: 

> Gestaltung exotischer Pflanzen und
Tiere aus Pappmaché und Filz, 

> Verpflanzen von Grünpflanzen in
Kübel, 

> das „Dschungelbuch“ lesen, 
> einen Zoobesuch gestalten, 
> indisch kochen, 
> tropische Früchte genießen, 
> Dschungelgeräusche produzieren und 
> die Einzelteile zu einer großen Perfor-

mance zu vereinigen.

Für jedes Gruppenmitglied wurde
nach dem in Tab. 1 wiedergegebenen
Muster ein eigener Projektplan erstellt,
der den jeweiligen Entwicklungsstand,
die individuellen Bildungsziele und den
konkreten kooperativen Beitrag zum
Projekt beinhaltet (vgl. Abb. 2).

Fazit

Für alle Beteiligten wurde zunehmend
klarer, dass die Projektarbeit viel Selbst-
ständigkeit, große Initiative, einen ho-
hen Zeitaufwand und auch viel Geduld
erfordert. Zudem war ihr Erfolg nur
schwer zu prognostizieren und auch ihr
Ausgang blieb offen. Der große Vorteil
lag jedoch in der Veränderung der all-
täglichen Routine, was dem institutio-
nellen Zusammenleben ein hohes Maß
an Authentizität verlieh. Durch die 
Orientierung an den Interessen, Erfah-
rungen und Bedürfnissen der Teilneh-
mer(innen) förderte sie die Selbstorga-
nisation und stärkte die Mitverantwor-
tung aller Beteiligten. 

Alle Mitarbeiter(innen) erlebten im
Rahmen der Projektarbeit einen bemer-
kenswerten Motivationsschub, der die
Freude an der Arbeit deutlich verstärk-
te. Einerseits wurden in den neuen
Gestaltungsmöglichkeiten bestehende
Grenzen überschritten, andererseits
klare Strukturen geschaffen, in denen
sich der Ideenreichtum und die Kreati-
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Tab. 1: Projektplan „Dschungelecke“

Ist-Stand bei
Projektbeginn:

Gruppe:

Projektleitung:

Zeit:

Thema:

Bildungsziele:

Mittel:

Methoden:

Dokumen-
tationsform:

6

Doris Baganz

01.10.2008 – 30.09.2009

Dschungel

räumliche Nähe zur unschönen Pflanzenecke im Foyer,
Bedürfnis nach schöner Gestaltung im Umfeld, 
Fähigkeit und Bedürfnis, sensorische Erfahrungen zu sammeln und kreativ
handelnd tätig zu werden,
viel Erfahrung in der Arbeit mit Pappmaché,
keine Erfahrung im Filzen (Nachbargruppe hat viel Erfahrung),
wöchentliches Kochangebot bisher europäisch orientiert,
alle im Team fortgebildet in Unterstützter Kommunikation (elektronische
Hilfsmittel),
Thema bietet unterschiedliche vielfältige Möglichkeiten („für jeden etwas“)

Erfahrungen machen mit bekannten und neuen Materialien,
Kreativität entwickeln,
neue Geschmackserlebnisse,
die nahe Umgebung verändern und gestalten,
Konzentration bzw. Entspannung („Dschungelbuch“ vorlesen),
soziale Kontakte erweitern (mit Nachbargruppe beim Filzen kooperieren),
neue Umwelterfahrungen machen (Zoo, Botanischer Garten)

Kleister, Papier, Farbe, Draht, einfache Kunststoffstühle für die Grund-
gerüste von Dschungeltieren (Pappmaché),
Wolle, Wasser, Plastikschüsseln (Filzen von tropischen Blüten, Schlangen),
Kübel, Erde, große Grünpflanzen,
UK-Materialien (Sprachausgabegeräte „Big Mac”, „Step by Step”),
exotische Nahrungsmittel, Gewürze,
Buch „Das Dschungelbuch“ von Rudyard Kippling

Kleistern, Filzen, Pflanzen und Pflanzenpflege, Einkaufen, Kochen, Ausflü-
ge machen, Vorlesen, Dschungelgeräusche erzeugen

Plakate mit Prozessbeschreibungen, Fotos, fertige Objekte,
neu gestaltete Ecke im Foyer

Abb. 2: Im Rahmen des Projekts gestaltete „Dschungelecke“



vität aller entfalten konnten. Die Klien-
t(inn)en profitieren von der Vielfalt der
Projektabläufe, in denen auch Formen
der gruppenübergreifenden Zusammen-
arbeit entwickelt wurden, so dass Lern-
erfolge erzielt werden konnten, die in
einer „gemeinsamen Sache“ gründeten
und unerwartete Bildungsressourcen
freisetzen konnten.

Allerdings ist durch diese Struktur
auch eine neue Form der Selbst- und
Fremdkontrolle entstanden, die nicht
immer konfliktfrei zu regeln war. Der
erhöhte Zeitaufwand führte bei den
Mitarbeiter(inne)n auch zu einem nicht
immer produktiv gestalteten Abgleich
im fachlichen Anspruch. Doch die For-
derung nach einer präzisen Darlegung
der Arbeit hat ein neues pädagogisches
Selbstbewusstsein geschaffen und die
Bereitschaft zur kritischen Reflexion
gestärkt. Für die Eltern und Angehöri-
gen ist unsere Arbeit nun durchschau-
barer und nachvollziehbarer geworden,
was auch der öffentlichen Reputation

unserer Einrichtung durchaus entge-
genkommt. 
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Empowerment und Inklusion, die
beiden bedeutsamsten Wegweiser

zeitgemäßer Behindertenarbeit, aber
auch fortschrittliche Konzepte wie De-

institutionalisierung und Community
Living (Leben in der Gemeinde), Sup-
ported Living (Unterstütztes Wohnen)
oder Supported Employment (Unter-

Behindertenhilfe in den USA – 
dargestellt am Beispiel von Kalifornien
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| KURZFASSUNG Empowerment und Inklusion – die beiden wichtigsten Leitprinzipien
moderner Behindertenarbeit stammen aus Nordamerika. Am Beispiel Kaliforniens wird
der Frage ihrer Implementierung nachgegangen. Dabei werden mit sog. „Regional Cen-
ters“ Grundzüge eines landesweiten Dienstleistungssystems aufgezeigt und Wege der
aktuellen Behindertenpolitik skizziert.

| ABSTRACT The Support System for People with Disabilities in the USA –
Shown by the Example of California. Empowerment and inclusion as the two core
principles in the field of modern disability studies and support for people with disabilities
come from North America. Taking California as an example the article raises the question
how these concepts can be put into practice. A nationwide system of Regional Centers
provides the basis for implementing the principles of empowerment and inclusion. Thus,
ways and means of an effective disability policy are shown.

Georg Theunissen

stützte Beschäftigung) stammen aus
Nordamerika und spielen in der Behin-
dertenhilfe in den USA schon seit
geraumer Zeit eine prominente Rolle
(vgl. THEUNISSEN 2009). Dies hat
mich veranlasst, vor Ort – durch das
Aufsuchen wichtiger sozialer Instanzen
und Gesprächspartner sowie durch
Hospitationen von Einrichtungen in
Los Angeles und Umgebung – die aktu-
elle Situation von Menschen mit sog.
geistiger Behinderung genauer zu stu-
dieren und zu reflektieren. Wenn ich in
dem Zusammenhang von sog. geistiger
Behinderung spreche, so meine ich
damit Personen, die in den USA früher
unter dem Label „Mental Retardation“,
heute unter „Intellectual Disabilities“
oder „Developmental Disabilities“
gefasst werden. Developmental Dis-
abilities ist ein Oberbegriff, der sich
neben Personen aus dem autistischen
Spektrum auf Menschen mit einer orga-
nisch bedingten kognitiven (geistigen)
und/oder physischen, zumeist komple-
xen oder schweren chronischen Behin-
derung erstreckt; der Begriff der Intel-
lectual Disabilities (nachfolgend ID),
wird damit einerseits bei nachweisba-
ren Hirnschädigungen dem der Deve-
lopmental Disabilities (nachfolgend
DD) untergeordnet, andererseits bei
sozial (familiar) bedingten kognitiven
Beeinträchtigungen als eigenständiger
Terminus benutzt. Grundsätzlich geht
es um Personen mit einem mehr oder
weniger eingeschränkten sozial adapti-
ven Verhalten und einem IQ < 70/75,
deren Behinderung vor dem 18.



Lebensjahr eingetreten sein muss. Das
bedeutet, dass unter dem Begriff Intel-
lectual Disabilities, der sich weithin
weltweit als Fachterminus durchgesetzt
hat, immer auch Personen erfasst wer-
den, die hierzulande als lernbehindert
bezeichnet werden (vgl. dazu ausführ-
lich THEUNISSEN 2011a). 

Wurden vor diesem Hintergrund bis-
her in den USA bis 2,5 % der Bevölke-
rung als „geistig behindert“ im Sinne
von ID/DD eingeschätzt (vgl. BAT-
SHAW, SHAPIRO & FARBER 2007,
251), so wird inzwischen von einem
niedrigeren Wert von 0,9 bis 1,2 % aus-
gegangen. Verlässliche Zahlen liegen
für die USA nicht vor, da die einzelnen
Staaten unterschiedliche Einschätzun-
gen und Zuordnungen vornehmen;
zudem erschwert die „Überlappung“
ID/DD genaue Angaben (vgl. dazu
LARSON et al. 2001; SCULLIN 2006).
Zugleich hat sich die Zahl an Personen
im autistischen Spektrum deutlich
erhöht (vgl. THEUNISSEN & SCHU-
BERT 2010, 13 f.). Manche Fachleute
konstatieren diesbezüglich einen korre-
lativen Zusammenhang; ob es sich
dabei tatsächlich um eine Zunahme an
Menschen mit Autismus aufgrund bis-
heriger Fehldiagnosen (geistige Behin-
derung statt Autismus; vgl. dazu THEU-
NISSEN & PAETZ 2011, 12) oder nur
um eine artifizielle Umetikettierung
handelt, sei dahingestellt. 

Regional Centers

Im Unterschied zu allen anderen US-
Staaten gibt es in Kalifornien sog.
Regional Centers (RC), deren promi-
nente Aufgabe darin besteht, alle
Dienstleistungen und Unterstützungs-
formen für Menschen mit ID/DD zu
koordinieren. Dieses RC-System wird
von nicht wenigen Fachleuten als vor-
bildlich und nachahmenswert für die
gesamten USA eingeschätzt. Das war 
u. a. ein Grund dafür, die Behinderten-
arbeit am Beispiel von Kalifornien und
insbesondere unter Berücksichtigung
der Situation im Großraum Los Ange-
les genauer zu untersuchen. 

Anlass und Ausgangssituation

Bis vor wenigen Jahrzehnten war es in
den USA, ja weltweit Gepflogenheit,
Menschen mit ID/DD in großen Insti-
tutionen zu hospitalisieren. So gab es 
z. B. in Kalifornien 1966 sieben staatliche
Institutionen, in denen 13.200 Perso-
nen mit ID/DD unter menschenunwür-
digen Bedingungen ein tristes Leben
fristen mussten (vgl. FDLRC 2006).
Diese Situation stand bereits seit den
späten 1950er Jahren im Kreuzfeuer der
Kritik, welche vor allem von Eltern

behinderter Kinder artikuliert wurde.
Der elterliche Protest, der zu selbstor-
ganisierten Empowerment-Gruppen und
Vereinigungen führte (z. B. der Associa-
tion for Retarded Children, später als
Association for Retarded Citizen umbe-
nannt, heute nur noch als The Arc
bezeichnet), fand in Kalifornien politi-
sches Gehöhr, was dazu führte, dass
unter der Regie von Frank D. Lanter-
man, einem einflussreichen Landespo-
litiker, mit der Gründung von zwei sog.
Regional Centers (RC) in San Francisco
und Los Angeles ein Pilotprojekt zur
Verbesserung der Lage behinderter
Menschen auf den Weg gebracht wur-
de. Zentrale Aufgaben der RC bestan-
den darin, Bedürfnisse von Menschen
mit ID/DD zu erschließen und entspre-
chende Dienstleistungssysteme zu ent-
wickeln, ihren Aufbau zu fördern und
zu unterstützen sowie die Maßnahmen
zu koordinieren und zu evaluieren.
Dabei ergab sich die Präferenz für ein
gemeindebezogenes (community-based)
Unterstützungssystem, die mit dem
Normalisierungsprinzip Hand in Hand
ging, welches in der zweiten Hälfte der
1960er Jahre durch seine Repräsentan-
ten N. Bank-Mikkelson und B. Nirje
in Kalifornien bekannt gemacht wurde.
Angesichts der positiven Entwicklung
und Ergebnisse wurde daraufhin von F.
D. Lanterman ein Gesetzentwurf in die
kalifornische Landesversammlung ein-
gebracht, der vorsah, flächendeckend
21 RC (jeweils für eine Region mit ca. 1
Million Einwohnern) zu implementie-
ren. 1969 wurde der entsprechende po-
litische Beschluss gefasst, dem bis heu-
te in seiner aktuellen Formulierung als
„Lanterman Developmental Disabili-
ties Services Act“ eine prominente Be-
deutung zukommt. Mit den RC wurde
zugleich der Weg für eine Deinstitutio-
nalisierung, langfristige Verkleinerung
und Schließung der staatlichen Groß-
einrichtungen geebnet, die seit 1978 als
State Developmental Centers bezeich-
net werden. 

Deinstitutionalisierung und 
Community Living

Beflügelt durch die US-amerikanische
Bürgerrechtsbewegung in den 1960er
Jahren gründete dann eine von Ed
Roberts angeführte Gruppe körper- und
sinnesbehinderter Menschen ein erstes
Zentrum für Independent Living in
Berkeley (CA) (vgl. THEUNISSEN
2009, 98 ff.). Heute gibt es in den USA
etwa 500 solcher Zentren. 1973 kam es
zur Gründung erster People First Grup-
pen in Kalifornien, die Menschen mit
ID/DD repräsentieren und sich z. T.
gemeinsam mit der „Independent Li-
ving Movement“ für ein „model for em-

powerment and supported living“
(FDLRC 2006, 10) engagieren. 

Vor diesem Hintergrund sowie auf
der Grundlage weiterer Gesetze (z. B.
im Hinblick auf frühe Erziehung und
schulische Bildung behinderter Kinder;
Beschäftigung behinderter Menschen
auf dem Ersten Arbeitsmarkt) waren
die RC bestrebt, möglichst rasch in
ihren Regionen ein wunsch- und zeitge-
mäßes Dienstleistungssystem aufzu-
bauen und Prozesse der Deinstitutio-
nalisierung zu unterstützen. Wurden sie
hierzu vonseiten des zuständigen De-
partments of Developmental Services
(DDS) der Regierung Kaliforniens, das
seit 1978 als selbstständige Abteilung
(unabhängig vom Department of Public
Health) geführt wird, zunächst in aus-
reichendem Maße finanziell unter-
stützt, kam es später angesichts des
staatlichen Haushaltsdefizits häufig zu
Finanzierungsproblemen, durch die
einige Vorhaben auf dem Gebiet der
Deinstitutionalisierung und des Com-
munity Livings ausgesetzt bzw. zeitlich
verschoben werden mussten. So wohn-
ten 1985 noch etwa 7.000 Menschen
mit DD in acht staatlichen Großein-
richtungen. Zeitgleich wurden von den
RC nahezu 80.000 Personen mit DD
bedient. Das dafür bereitgestellte Jah-
resbudget betrug knapp 320.000 US-
Dollar. Wenngleich bei den RC weniger
als bei anderen sozialen Hilfesystemen
gekürzt wurde, ist das derzeitige Budget
für etwa 240.000 Personen mit Behin-
derung, die heute von den RC bedient
werden, auf etwa 3,4 Milliarden US-
Dollar „gedeckelt“ worden. Gab es da-
rüber hinaus in den letzten Jahren einen
kontinuierlichen Anstieg an Spenden, so
ist seit kurzem das Spendenaufkommen
um etwa 12 % rückläufig. 

Die finanziellen Einbußen haben 
z. B. dazu geführt, dass ein Unterstüt-
zungsmanager (case manager/service
coordinator) der RC nicht mehr wie
zuvor für maximal 66 Klient(inn)en,
sondern bis zu 100 Personen mit DD
zuständig ist. Viele Unterstützungsma-
nager fühlen sich entsprechend über-
lastet, weshalb es zu einer hohen Perso-
nalfluktuation gekommen ist. Waren
früher die meisten mindestens fünf Jah-
re dabei, so wechseln heute nicht weni-
ge schon nach einem Jahr ihren Job.
Des Weiteren lassen sich angesichts
fehlender finanzieller Mittel vor allem
Maßnahmen im Bereich des Supported
Livings für Menschen mit schweren DD
nicht konsequent umsetzen. Ferner ist
es in Anbetracht hoher Arbeitslosigkeit
in Kalifornien (12–14 %) immer schwie-
riger geworden, Menschen mit DD auf
dem Ersten Arbeitsmarkt zu vermitteln,
so dass (zusätzliche) tagesstrukturie-
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rende Aktivitäten offeriert werden müs-
sen, die ohne „natural supports“ bzw.
freiwilligem bürgerschaftlichen Engage-
ment kaum realisiert werden können. 

Aktuelle Wohnkonzepte und 
Entwicklung

Nichtsdestotrotz ist soeben in Kalifor-
nien noch einmal rechtlich kodifiziert
worden (vgl. SCCCA 2009), dass in
absehbarer Zeit alle privaten und staat-
lichen Wohneinrichtungen (develop-
mental centers) mit einer Gesamtgröße
über 16 Plätze verkleinert werden sol-
len bzw. institutionalisierten behinder-
ten Menschen ein selbstbestimmtes
Leben in der Gemeinde ermöglicht
werden soll. Vor diesem Hintergrund
hat z. B. das North Los Angeles County
Regional Center drei Projekte ausge-
schrieben, die ein gemeindeintegriertes
Wohnen in „residential facilities“ (Wohn-
einrichtungen mit vier oder maximal
fünf Plätzen) für bislang institutionali-
sierte Menschen mit schweren Behin-
derungen (profound and severe ID/
DD, autism) und Verhaltensauffällig-
keiten (severe behavioral challenges)
sowie für (ältere) behinderte und pfle-
gebedürftige Personen mit gesundheitli-
chen Problemen vorsehen. Bemerkens-
wert ist dabei die Orientierung an den
Grundzügen zeitgemäßer Behinderten-
arbeit, die behinderten Menschen eine
Stimme verleiht (Berücksichtigung von
Wünschen) und keine Umhospitalisie-
rung geistig schwerst behinderter Men-
schen in neue gemeindenahe Institutio-
nen (z. B. gruppengegliederte Wohnhei-
me; große Wohngruppen > 6 Plätze) ak-
zeptiert.

Wie fortschrittlich die Behinderten-
arbeit in Kalifornien eingeschätzt wer-
den kann, wird zudem daran sichtbar,
dass aktuelle Leitlinien der RC eine
stärkere Gemeindeeinbindung, Bürger-
zentrierung, „social acceptance and full
inclusion“ (FDLRC 2006, 32) heraus-
stellen, für Partnerschaft, „empowerment
and mutual responsibility“ (FDLRC o. J.,
3) stehen und seit 2006 „self-directed
services“ (FDLRC 2006, 31) ermögli-
chen, die von Menschen mit DD mit
einem ihnen zur Verfügung gestellten
Persönlichen Budget unmittelbar einge-
kauft werden können. Ferner gründete
das DDS bereits 1992 ein Büro für Kon-
sumentenangelegenheiten, dem eine

Person mit DD vorsteht. Dabei handelt
es sich um „the first person with a deve-
lomental disability appointed by any
Governor in the nation to such a high

level post” (The ARCLB o. J.). Ferner
sind in den letzten Jahren die Be-
schwerdemöglichkeiten für Klient(in-
n)en noch weiter ausgebaut worden.
Andererseits muss aber auch gesehen
werden, dass das DDS und andere
behindertenpolitische Instanzen (De-
partment of Rehabilitation) trotz der
gesetzlichen Vorgabe, keine Wohnfor-
men über sechs Plätze zu fördern – die
meisten RC erlauben und finanzieren
nur Wohnformen mit maximal vier Plät-
zen (vgl. HANSEN 2010, 3) –, keine
völlige Abschaffung von bestehenden
Institutionen wie Heime oder Behin-
dertenwerkstätten vorsehen. Zudem
gibt es in Kalifornien einige private und
schulpolitisch akzeptierte Sonderschu-
len für Kinder und Jugendliche mit
(schweren) DD und Verhaltensauffäl-
ligkeiten, weshalb – so Bob Williams
(Mitglied der Social Security Adminis-
tration Washington, D. C.) – Kalifornien
im Unterschied zu New Hampshire,
Minnesota und Oregon, den drei in der
Behindertenarbeit progressivsten US-
Staaten mit einer „liberalen Geschich-
te“, ein „mixed pack“ verfolge, welches
mit „mehreren (großen) Institutionen
und Community Living Services schwer
zu verändern sei“ (WILLIAMS 2010,
eig. Übersetzung). 

Frühe Hilfen und weitere 
Unterstützungsangebote

Das System der RC ist freilich nicht nur
zur Unterstützung der Deinstitutionali-
sierung durch ein Wohnen, Arbeiten
und Leben in der Gemeinde geschaffen
worden. Vielmehr definiert sich ein RC
als eine vom Staat Kalifornien finan-
zierte Einrichtung, die in seinem Auf-
trag in einer bestimmten Region (So-
zialraum) Hilfen und Dienstleistungs-
systeme für Kinder mit ID/DD bis zum
Alter von 36 Monaten, für Familien mit
einem behinderten Angehörigen sowie
für Personen mit ID/DD im Erwachse-
nenalter und Alter zugänglich machen
und sicherstellen soll. Ausgenommen
sind somit behinderte Kinder und
Jugendliche im vorschulischen (Kinder-
garten) und schulpflichtigen Alter, für
die die Schulbehörden zuständig sind.

Die Sicherstellung eines Unterstüt-
zungssystems ist so zu verstehen, dass
ein Vertrag mit dem kalifornischen
Staat den RC auferlegt, Dienstleistun-
gen für Kleinkinder, Erwachsene und
alte Menschen mit DD zu ermitteln und
passende Non-Profit-Serviceanbieter
(provider) auszuwählen, den Klient(in-
n)en vorzuschlagen und bei Akzeptanz
entsprechend finanziell zu unterstüt-
zen. RC werden als Non-Profit-Organi-
sationen geführt, was gegenüber einer
staatlichen Behörde den Vorteil hat,
dass Spenden angenommen werden
dürfen und dass eigene, paritätisch
besetzte Vorstände mit behinderten
Personen, Angehörigen, professionel-
len Fachleuten, sachkundigen oder
interessierten Bürger(inne)n für einen
bestimmten Zeitraum gewählt werden
können. Dadurch soll vor allem eine
Betroffenen- und Bürgernähe erreicht
werden. RC sind in erster Linie Anlauf-,
Konsultations- und Koordinationsste-
llen und keine Einrichtungen für Früh-
förderung, Therapie, Wohnen, Arbeit
oder Freizeit. Direkte Angebote, Leis-
tungen und Aufgaben der RC erstre-
cken sich insbesondere auf:

> Information und Beratung 
> Humangenetische Beratung 
> Koordination und Durchführung ei-

nes Assessments zur Bestimmung der
Behinderung 

> Durchführung eines personenzen-
trierten Plans (z. B. Zukunfts- oder
Lebensstilplan) 

> Festlegung und Koordination eines
individualisierten Dienstleistungsan-
gebots 

> Vertretung der Interessen behinderter
Menschen und ihrer Angehörigen

> Orientierung an Grundsätzen zeitge-
mäßer Behindertenarbeit und Weiter-
entwicklung von Unterstützungsmög-
lichkeiten und Ressourcen 

> Koordination einer Frühförderung
und frühe Hilfen für Risikokinder
und ihre Familien 

> Unterstützungsangebote für Familien
mit einem behinderten Kind 

> Angebote einer Kurzzeitpflege, an
deren Kosten Eltern einkommensab-
hängig beteiligt werden 

> Spiel-, Lern-, Konsultations- und Bil-
dungsangebote (einschl. Bücherei)
für Eltern und behinderte Kleinkin-
der in einem Ressourcencenter als
Lern- und Erfahrungsraum zur För-
derung von Empowerment 

> Unterstützungsmanagement für ein
Leben in der Gemeinde 

> Angebote von Trainings- und Bil-
dungsprogrammen für Menschen mit
DD und Angehörigen 

> Koordination der Sozialzahlungen
für die einzelnen Klient(inn)en
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Aufgabe der Regional Centers ist es, alle 
Dienstleistungen und Unterstützungsformen für 
Menschen mit Behinderung zu koordinieren.



> Unterstützung von Selbstvertretungs-
und Peergruppen sowie Netzwerken
(für Personen mit DD, Eltern, Mütter,
Väter)

> Überprüfung der Dienstleistungsan-
gebote im Hinblick auf ihre Qualität 

> Öffentlichkeitsarbeit

Ein Beispiel aus der Praxis

Wie wir uns die Arbeit eines RC kon-
kret vorstellen können, zeigt folgendes
Beispiel:
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Kurz nach der Geburt ihres Sohnes
Chris hat Familie F. den Eindruck,
dass ihr Kind in seiner Entwicklung
beeinträchtigt ist. Dies wird von einem
Kinderarzt bestätigt. Von Bekannten,
die ein behindertes Kind haben, erfah-
ren Chris' Eltern, dass sie sich an ein
RC wenden können, um Hilfe zu
bekommen. Sie suchen das für ihr
Wohngebiet zuständige RC auf, wo
ein Beratungsgespräch stattfindet und
mit Chris ein Assessment durchge-
führt wird. Die Ergebnisse sind ein-
deutig: Es liegt eine DD vor. Darauf-
hin wird ein Unterstützungsplan (ear-
ly intervention and individualized
family plan) entwickelt, der eine Früh-
förderung und begleitende Familien-
hilfe vorsieht sowie den Eltern das
Aufsuchen einer am Empowerment-
Konzept orientierten Selbsthilfe- und
Selbstvertretungsgruppe nahe legt,
welche unmittelbar vom RC vermittelt
wird (peer support partner program). 

Ein für Familie F. bestellter Unterstüt-
zungsmanager des RC (service coordi-
nator/case manager) nimmt zu einer
nahe gelegenen Frühförderstelle sowie
zu einem familienunterstützenden
Dienst Kontakt auf, um die anvisier-
ten Hilfen für Familie F. und ihrem
behinderten Kind sicherzustellen. Die
beiden Non-Profit-Serviceanbieter be-
kunden ihre Unterstützungsbereit-
schaft, und Familie F. willigt ein.
Damit kommt es zu den entsprechen-
den Hilfen, die allesamt vom RC
finanziert werden. In der Folgezeit
werden Verlaufsberichte erstellt und
jährlich finden unter der Regie des
Unterstützungsmanagers im Rahmen
eines Unterstützerkreises (Eltern,
Fachkräfte der Serviceanbieter) Eva-
luationsgespräche statt, bei denen die
Fortführung, Modifikationen oder
Erweiterungen des Programms (z. B.
zusätzliche Physio- und Sprachthera-
pie) geprüft werden. Kurz vor Chris'
drittem Lebensjahr wird unter der
Regie des Unterstützungsmanagers im
Rahmen des Unterstützerkreises ein
Plan entwickelt, um den Übergang
von der Frühförderung zum Kinder-

garten zu erleichtern. Zugleich werden
die Eltern über den Wechsel der Zustän-
digkeiten (Beendigung der Arbeit des
RC) und den zukünftigen Ansprech-
partner (Schulbehörde) informiert. 

Chris kommt in den Kindergarten, seine
DD ist auf der Grundlage eines IEP
(individualized educational plan)
unstrittig, weshalb er weiterhin, auch im
Laufe seiner Schulzeit, spezielle Hilfen
(individualisierte Förderung) erfährt.
Chris besucht allgemeine Schulen (pri-
mary-, middle-, high school) und wird
sowohl inklusiv als auch in einer spe-
ziellen Klasse unterrichtet. Während
seiner Zeit in der high school wird ein
Unterstützerkreis einberufen, an dem
auch ein Vertreter (counselor) des regio-
nal zuständigen RC teilnimmt, um einen
ITP (individualized transition plan) zu
erstellen, der zukünftige Lebensvorstel-
lungen, Entwicklungsaufgaben und ent-
sprechende Lernziele (z. B. in Bezug auf
Arbeit, Wohnen, eigenständig-verant-
wortliche Lebensführung, Sexualität
und Partnerschaft, Freizeitinteressen) in
den Blick nimmt. Dabei stellt sich
heraus, dass es für Chris Sinn macht,
seine Schulzeit um drei Jahre bis zu sei-
nem 21. Lebensjahr zu verlängern. 

Nach Beendigung seiner Schulzeit
suchen Chris und seine Eltern wieder-
um das RC auf, um für die weitere Ent-
wicklung Hilfen zu erfahren. Nach
einem erneuten Assessment, das nach
wie vor eine DD bestätigt, wird im RC
zusammen mit Chris, seinen Eltern und
einem guten Freund (circle of support;
meeting team) ein persönlicher Zu-
kunfts- und Lebensstilplan entwickelt
(ein solcher Plan ist anstelle eines medi-
zinisch-orientierten Berichts schon seit
1976 im Gebrauch), der einen unter-
stützten Arbeitsplatz in einem Super-
markt und ein unterstütztes Wohnen in
einer Kleingruppe, ein entsprechendes
Trainingsprogramm und interessenbe-
zogene Freizeitaktivitäten (Chris malt
und angelt gerne) vorsieht. 

Wiederum wird ein Unterstützungsma-
nager bestellt, der auf der Grundlage des
Plans Arbeitsstätten, private Non-Profit-
Dienstleister für Unterstützte Beschäfti-
gung und Unterstützes Wohnen sowie
Freizeitclubs aufsucht, um eine poten-
zielle Aufnahme und Integration von
Chris zu eruieren. Nachdem er geeignete
Partner gefunden hat, mit denen Chris
einverstanden ist, erfolgt die Umsetzung
des persönlichen Zukunfts- und Lebens-
stilplans. Um eine Überforderung zu ver-
meiden (der Anbieter für Unterstützte
Beschäftigung hatte ein arbeitsbezoge-
nes Assessment mit einem persönlichen
Fähigkeitsprofil durchgeführt und Belas-
tungsgrenzen erkannt) und aus äußer-

lichen Gründen (fehlende freie Ar-
beitsplätze), erhält Chris zunächst eine
Halbtagsbeschäftigung und einen 
Jobcoach, der bei dem auserwählten
Dienstleister für Unterstützte Be-
schäftigung angestellt ist und ihn vor
Ort anleitet (learning on job) und seine
betriebliche Integration unterstützt 
(z. B. als Ansprechpartner für Arbeits-
kollegen, durch Krisenintervention).
Die Einsatzstunden des Jobcoachs, die
vom RC bezahlt werden, richten sich
ganz nach dem individuellen Unter-
stützungsbedarf. 

Bezüglich des Wohnens arrangiert der
Wohnserviceanbieter ein Treffen mit
anderen behinderten Menschen, die
gleichfalls in einer kleinen Wohngrup-
pe leben möchten oder bereits in einer
bestehenden Gruppe wohnen. Ziel
dieses Treffens sind neben dem gegen-
seitigen Kennenlernen ein Erfahrungs-
austausch und die Suche nach geeig-
neten Wohnkameraden (roommates).
Chris hat Glück und findet zwei junge
Männer, die mit ihm gemeinsam woh-
nen möchten. Nach einigen Wochen
bietet ihnen der Wohnserviceanbieter
eine Drei-Zimmer-Wohnung in einer
recht günstigen Wohnlage (Anbindung
an öffentliche Verkehrsmittel) an, die
den Zuspruch der Gruppe findet.
Zugleich lernt die Gruppe ihre zukünf-
tigen Wohnassistent(inn)en kennen,
die eine tägliche bedarfsbezogene Un-
terstützung sicherstellen sollen. Ihre
Dienstleistungen richten sich ganz
nach den Erfordernissen, wie sie im
persönlichen Zukunfts- und Lebens-
stilplan festgehalten wurden. Ferner
werden Zeiten für Chris' Wohntrai-
ningsprogramm (living skills training)
vereinbart, das für sechs Wochen an
drei Nachmittagen wöchentlich für 60
bis 90 Minuten angesetzt wird und
nach Bedarf verlängert werden kann.
Finanziert wird das Ganze durch den
Wohnserviceanbieter (provider), der
seinerseits die entsprechenden Mittel
vom RC erhält. 

Nachdem sich die Arbeit und das
Wohnen eingespielt haben, erkundigt
sich der Unterstützungsmanager nach
Vereinen und Freizeitveranstalter, die
bildnerische Tätigkeiten und Angeln
anbieten. Er findet ein Art Center
einer Non-Profit-Organisation für
Menschen mit ID/DD, die Chris einen
zweistündigen Besuch an drei Nach-
mittagen in der Woche ermöglichen
kann. Außerdem erklärt sich ein
Angelverein bereit, Chris aufzuneh-
men und zu integrieren, wenn er ent-
sprechende Unterstützung erfährt. Die
wiederum wird von einem freiwilligen
Helfer (volunteer) geleistet, zu dessen
Agentur das RC enge Kontakte pflegt. 



Diskussion

Dieses Beispiel ist real und zugleich
idealtypisch. Es macht die Arbeit der
RC als Instanzen für Unterstützungs-
management, Netzwerkförderung und
„bridge building“ deutlich, was grund-
sätzlich wertgeschätzt werden sollte.
Das gilt ebenso für das gesamte System
der Organisation an Hilfen, das nach
Grundsätzen moderner Behindertenar-
beit (Empowerment, Integration, Parti-
zipation, Inklusion) durchdacht, nach-
vollziehbar, transparent, kundenorien-
tiert und bürgernah angelegt ist. Davon
können wir in Deutschland, aber auch
die anderen US-Staaten, lernen. Wenn-
gleich vor diesem Hintergrund das kali-
fornische System der Behindertenhilfe
verheißungsvoll wirkt, gibt es jedoch
auch Schattenseiten und Schwachstel-
len, die nicht unerwähnt bleiben dür-
fen. Das betrifft zunächst einmal die
Tatsache, dass in Kalifornien (ca. 35
Millionen Einwohner) bei etwa
240.000 Klien-t(inn)en mit DD (zu
denen nicht nur Personen mit geistiger
Behinderung zählen) längst nicht alle
Menschen mit ID/DD die RC aufsu-
chen bzw. von ihnen erfasst sind. Wie
erklärt sich das?

Ein Problem besteht darin, dass man-
chen (vor allem sozial schwachen)
Eltern sowie einigen Menschen mit
Behinderung das System der RC weit-
hin unbekannt ist, ferner wird vonseiten
Anderer (Ärzte, soziale Einrichtungen,
Schulen), aber auch von den RC selbst,
zu wenig Werbung gemacht. Des Weite-
ren suchen sozial schwache Familien
mit einem behinderten Kind (ID/DD)
seltener als andere Familien die RC auf,
ja häufig werden sie bewusst gemieden,
weil sie als „verlängerter Arm einer
staatlichen Instanz“ der sozialen Kon-
trolle und „Kolonialisierung der Le-
benswelten“ (HABERMAS 1981, 522)
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Vierteljährlich finden unter der Regie
des Unterstützungsmanagers Treffen
mit Chris und Personen nach seiner
Wahl statt, um den Entwicklungspro-
zess zu evaluieren und fortzuschrei-
ben. Drei Jahre später wird gemein-
sam ein neuer Plan erstellt. Im Rah-
men dieses Meetings äußert Chris den
Wunsch, auf Dauer alleine leben zu
wollen. Daraufhin wird ihm von der
Wohnservice-Agentur ein Unterstüt-
zes Wohnen (supported living) in
einem eigenen Apartment ermöglicht,
wobei auch freiwillige Helfer mitwir-
ken. Ferner hat Chris Kontakt zu
einer People First Gruppe aufgenom-
men, die sich wöchentlich trifft und
ihm in sozialer und psychischer Hin-
sicht viel bedeutet. 

verdächtig sind. Wenngleich dies nach
meinen Beobachtungen nicht zutrifft,
kann es aber so erlebt werden. 

Ein weiteres Problem besteht darin,
dass Menschen mit ID/DD, die auf dem
Ersten Arbeitsmarkt ihren Job verlieren,
häufig nicht mehr zu einem RC oder
Serviceanbieter zurückkehren, in letzter
Zeit angesichts fehlender Jobs kaum
einen neuen finden bzw. vermittelt wer-

den können, so dass sie allzu leicht 
in Arbeitslosigkeit, Armut, Benachteili-
gung und Obdachlosigkeit geraten, psy-
chisch und sozial entgleiten. Wie hoch
die Dunkelziffer dieses Personenkreises
ist, konnte ich nicht in Erfahrung 
bringen, wohl aber kommt es nicht von
ungefähr, wenn Repräsentanten der
Fachwissenschaft Kinder, Jugendliche
und Erwachsene mit leichter ID, die aus
einen sozial benachteiligten Sozialisati-
onsmilieu stammen, sich unter riskan-
ten Lebensbedingungen, häufig „bro-
ken-homes“, Armut und Arbeitslosig-
keit zurecht finden müssen, im
Unterschied zu Menschen mit schweren
Formen einer DD als „the forgotten
generation“ (SNELL & LUCKASSON
2009, 221 u. 229) bezeichnen (vgl. dazu
auch SCULLIN 2006, 332 f.). 

Des Weiteren möchte ich nicht uner-
wähnt lassen, dass gerade in jüngster
Zeit die RC in die öffentliche Kritik
geraten sind, indem einigen vorgewor-
fen wird, zu unbedacht, leichtgläubig
und ungeprüft manchen größeren Ser-
viceanbietern üppige finanzielle Mittel
bewilligt zu haben. Das hat dazu
geführt, dass sich ein Präsident eines
Non-Profit-Dienstleisters 520.000 US-
Dollar Jahresgehalt genehmigt hat (vgl.
HANSEN 2010; HOWLE 2010; Sacra-
mento Bee 2010); zum Vergleich: Die
Gehälter anderer Direktoren liegen bei
etwa 120.000 US-Dollar. Gerade in Zei-
ten drastischer Kürzungen bei öffentli-
chen Ausgaben und einer extrem hohen
Verschuldung des Staates Kalifornien
ist diese legale Bereicherung als unmo-
ralisch scharf verurteilt worden, weil
dies nicht nur auf Kosten eines niedriger
angesetzten Budgets für direkte Service-
leistungen, sondern auch auf Kosten
einer Gehaltssteigerung für Mitarbei-
ter(innen) erfolgte (ein Teil des Gehalts
wurde daraufhin vom Präsidenten an
seine Organisation zurückgezahlt). Im

Zusammenhang mit diesem skandalö-
sen Vorfall wird derzeit kritisiert, dass
die Verträge und Vergabepraxis von Ser-
viceleistungen bzw. die Auswahl der
Anbieter bei vielen RC untransparent ist
und dem Anschein nach nicht selten auf
der Grundlage privater Beziehungen
oder Seilschaften erfolgt. Bedienstete
einiger RC, die dies (öffentlich) ange-
sprochen hätten, seien von ihren Vorge-
setzten unter Druck gesetzt und zum

Schweigen verpflichtet worden (vgl.
HOWLE 2010). Vor diesem Hintergrund
scheinen sich politische Verantwor-
tungsträger darüber einig zu sein, dass
zukünftig die RC, deren Arbeit grund-
sätzlich geschätzt wird (vgl. Sacramento
Bee 2010), ihre Vertragspraxis durchsich-
tiger machen und eine genauere Kontrol-
le und Überprüfung des Mitteleinsatzes
der Serviceanbieter wahrnehmen sollen.
Hierzu hat soeben das California State
Auditor's Office Empfehlungen erarbei-
tet (vgl. HOWLE 2010), die derzeit dis-
kutiert werden, so dass in Kürze mit
einer Verbesserung der beklagten Situati-
on gerechnet werden kann. 

Self-Advocacy und People First

Ein Beitrag über Konzepte und Ent-
wicklung der Behindertenarbeit in den
USA würde zu kurz greifen, würde er
die Stimme behinderter Menschen
übergehen. Insofern war es für mich
wichtig, auch Vertreter(innen) der
Selbstvertretungsbewegung, repräsen-
tiert durch People First Gruppen, auf-
zusuchen. In Kalifornien gibt es derzeit
etwa 90 Selbstvertretungsgruppen, die
entweder autonom sowie durch RC
unterstützt (People First California)
oder unter dem Dach eines Servicean-
bieters operieren. Es besteht eine lan-
desweite und überregionale Vernetzung
aller Gruppen, die soeben im Septem-
ber 2010 das 20-jährige Bestehen von
„Self-Advocates Becoming Empowe-
red“ (SABE) gefeiert hatten. Empower-
ment gilt als der wichtigste Wegweiser
ihrer Arbeit – so auch Nancy WARD
(2010), Gründungsmitglied und Spre-
cherin von SABE –, die sich unter drei
Schwerpunkten bündeln lässt: 

1. durch eine selbstorganisierte Bil-
dung, Schulung und Befähigung
(self-advocates training self-advoca-

Der persönlichen Zukunfts- und Lebensstilplanung
kommt als methodisches Instrument für Empower-
ment eine zentrale Bedeutung zu.
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tes; vgl. PFC 2010; auch THEUNIS-
SEN 2009, 115 ff.)

„We learn“, so lautet das Programm
von PFC – People First California
(2010),

> „To find our voices
> To stand up for ourselves and our 

peers
> Leadership skills
> To run our own meetings
> Our identity and history
> To make system wide changes
> To be involved in our local neighbor-

hoods
> How to make friends
> To organize chapter functions and

conventions
> How the political system works
> Respect and kindness for each other.”

2. durch Selbstvertretung, politische
Arbeit und Einflussnahme (self-
advocacy and policy making)

Hier geht es insbesondere um die
Kontrolle bestehender Rechte (z. B.
Antidiskriminierungsrecht), um Be-
schwerden gegen Rechtsverletzungen,
um die Weiterentwicklung der Rechte-
Perspektive und um die politische
Durchsetzung eigener Interessen. So
verweist z. B. das Self-Advocacy Lead-
ership Network (vgl. SALN 2010) auf
Errungenschaften, dass sich unter der
Regierung Barack Obamas staatliche
Dienstleister dazu bekannt haben,
zukünftig Bezeichnungen mit „R“ (ge-
meint ist retarded) nicht mehr zu benut-
zen, dass der Prozess, alle staatlichen
Institutionen zu schließen und Men-
schen mit ID/DD ein selbstbestimmtes
Wohnen und Leben in der Gemeinde
zu ermöglichen, weiter verfolgt wird,
und dass die Kontrolle von Dienstleis-
tungen, die Zuständigkeit in Bezug auf
finanzielle Angelegenheiten und das
Mitspracherecht von People First (de-
mokratische und kollaborative Partizi-
pation, durch die selbstentwickelte Form
eines persönlichen Zukunfts- und Le-
bensstilplans) weiter gestärkt werden.

3. durch Selbsthilfe, Selbstberatung und
gegenseitige Unterstützung (peer
counseling and peer support) 

Der dritte Schwerpunkt erstreckt
sich auf gegenseitige Unterstützungs-
formen, die pragmatische wie auch psy-
chosoziale Lebenshilfen beinhalten
können, so dass die Zugehörigkeit zu
einer People First Gruppe psychischen
Halt bieten, d. h. als ventilatorisch (psy-
chisch entlastend) und valide (echt und
damit psychosozial tragfähig) erlebt
werden kann.

Grundsätzlich scheinen die meisten
der Betroffenen mit ihrer derzeitigen
Lebenssituation und dem Unterstüt-
zungssystem durch RC und Service-
anbieter zufrieden zu sein, wohl wis-
send, dass es Finanzierungsprobleme
und Schwierigkeiten auf dem Ersten
Arbeitsmarkt gibt; daher sei es wichtig,
sich politisch zu engagieren und recht-
zeitig die eigene Stimme zu erheben. 

Schlussbemerkung

Die vorausgegangenen Ausführungen
lassen unschwer erkennen, dass sich
der Staat Kalifornien einer modernen
Behindertenarbeit verschrieben hat, die
in mehrfacher Hinsicht den Empower-
mentgedanken in Verbindung mit der
Rechte-Perspektive (Selbstbestimmung,
Recht auf gesellschaftliche Partizipation
und ein Leben in der Gemeinde) fokus-
siert: Zum einen geht es um eine am
Empowerment-Konzept orientierte Un-
terstützung von Eltern und Familien mit
einem behinderten Kind, zum anderen
um das Anstiften, Fördern und Unter-
stützen von Empowermentprozessen
von Menschen mit ID/DD. Dabei
kommt der persönlichen Zukunfts- und
Lebensstilplanung als methodisches
Instrument für Empowerment eine zen-
trale Bedeutung zu. Letztlich geht es
immer um die Stimme der Betroffenen,
nach denen sich die Behindertenhilfe zu
orientieren hat. Dieser Grundsatz ist mit
der UN-Konvention über die Rechte
behinderter Menschen kompatibel und
besagt, dass Menschen selbst über die
Inanspruchnahme ihres Rechts auf
Inklusion entscheiden sollen. Daher
stellen für manche Eltern oder behin-
derte Menschen private Sonderschulen
oder beschützte Werkstätten eine Op-
tion dar (vgl. THEUNISSEN 2011b).
Interessanterweise gilt dies nicht für
Wohnheime, hier ist die Präferenz für
Wohnformen mit maximal sechs Plätzen
eindeutig, weshalb der Staat Kalifornien
gut daran tut, die 2000 Wohnplätze in
den noch existierenden Großinstitutio-
nen weiter abzubauen. Für die hiesigen
Verhältnisse ist die Platzzahl freilich
gering, leben doch in Deutschland über
70 % aller Menschen mit ID/DD, die
nicht in ihrem Herkunftsmilieu woh-
nen, in Wohneinrichtungen mit weitaus
mehr als sechs Plätzen (nicht selten > 
40 Plätze; vgl. dazu THEUNISSEN
2009, 376 f.). 

Auch hierzulande wünschen sich
immer mehr Menschen mit ID/DD
kein Wohnen im Heim oder in einer
großen Wohngruppe, sondern in der
eigenen Wohnung, und dies inmitten
einer Gemeinde, also „inkludiert“.
Inklusion bedeutet nicht etwa Einbe-
ziehung, sondern unmittelbare gesell-

schaftliche Zugehörigkeit, die sich
durch personale Wertschätzung (Ak-
zeptanz behinderter Menschen), Inter-
dependenzen (z. B. zwischenmenschli-
che Beziehungen; Einbindung auf dem
Ersten Arbeitsmarkt; soziale Netzwer-
ke) und Partizipation (Teilhabe) konsti-
tuiert. Vor diesem Hintergrund greifen
Positionen zu kurz, die Inklusion dog-
matisch verkünden und die persönliche
Entscheidung (Empowerment) unter-
schlagen. Vielmehr haben wir es mit
einer Interdependenz zu tun: „Ohne
soziale Inklusion kann Autonomie
praktisch nicht gelebt werden, und
ohne Autonomie nimmt soziale Inklu-
sion fast zwangsläufig Züge von Bevor-
mundung an. Mit anderen Worten: Erst
in der wechselseitigen Verwiesenheit
wird klar, dass Autonomie gerade nicht
die Selbstmächtigkeit des ganz auf sich
gestellten Einzelnen (…) meint, son-
dern auf selbstbestimmtes Leben in
sozialen Bezügen zielt; und im Gegen-
zug wird deutlich, dass soziale Inklusi-
on ihre Qualität gerade dadurch
gewinnt, dass sie Raum und Rückhalt
für persönliche Lebensgestaltung bie-
tet“ (BIELEFELDT 2006, 7). 

An dieser Stelle merken wir, wie
wichtig es ist, eine bürgerzentrierte Be-
hindertenarbeit ins Visier zu nehmen,
die die Förderung informeller Netzwer-
ke durch nichtbehinderte Bürger(in-
nen) (Nachbarschaftshilfe, Freiwilli-
genengagement, Angehörigengruppen)
und sog. Win-win-Situationen (auch
Freiwilligenarbeit durch Menschen mit
Behinderungen) wertzuschätzen weiß
(vgl. THEUNISSEN 2011b). Genau
dies ist in Kalifornien zum Programm
erklärt und mit Nachdruck fokussiert
worden, als Unzulänglichkeiten im
Rahmen einiger Deinstitutionalisie-
rungsmaßnahmen (vgl. dazu FDLRC
2006, 23 f.; THEUNISSEN 2009, 380 f.)
öffentlich bekannt wurden, z. B. die
fehlende soziale (nachbarschaftliche)
Einbindung neuer Wohnformen in
einem Wohngebiet (Stadtteil, Gemein-
de) bei einer unzureichenden alltägli-
chen Unterstützung der behinderten
Menschen, so dass Verwahrlosung und
Todesfälle die Folge waren. Dass auch
in Kalifornien wie in den übrigen Staa-
ten der USA oder vielen anderen Län-
dern (z. B. Skandinavien) bei der alltäg-
lichen Unterstützung weithin auf Fach-
personal verzichtet wird, ist im
Wesentlichen der Finanzierung eines
hochdifferenzierten, dezentralen und
deinstitutionalisierten Wohnangebots
geschuldet. 

Bei meinen Hospitationen und Ge-
sprächen konnte ich mich davon über-
zeugen, dass das Fehlen an professio-
nellen Fachkräften an der unmittelba-
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ren Basis zugunsten fachlich un-
ausgebildeter Mitarbeiter(innen) (häu-
fig High-School-Absolventen) und von
Wohnformen, die sich behinderte Men-
schen wünschten und bei denen sie
nicht selten ihre eigenen Unter-
stützer(innen) „mitbrachten“ oder aus-
wählen konnten, in keiner Weise nach-
teilig oder problematisch war. Zudem
wurde nicht etwa auf Fachlichkeit und
Qualität verzichtet. Fachkräfte werden
an anderer Stelle eingesetzt, nämlich
für Praxisberatung, Anleitungen, Schu-
lungen und Fortbildungen des unausge-
bildeten Personals (learning on the job)
sowie der informellen Helfer(innen).
Dabei soll eine „Bottom-up“-Philoso-
phie und -Praxis gelehrt werden, die die
Stimme der Klient(inn)en zu beachten
weiß; das ist letztlich das Erfolgskon-
zept, welches sich einer starken Zufrie-
denheit und eines hohen Zuspruchs
behinderter Menschen erfreut. 
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Forschung sichtbar machen

Die „Deutsche Interdisziplinäre Ge-
sellschaft zur Förderung der For-

schung für Menschen mit geistiger Be-
hinderung e. V.“ (DIFGB) stellt sich die
Aufgabe, Forschungsaktivitäten für den
Personenkreis der Menschen mit einer
sog. geistigen Behinderung zu intensi-
vieren, zu unterstützen und Forschungs-
ergebnisse für die Wissenschaft und das
Zusammenleben in sozialer Integration
nutzbar zu machen. Ziele sind die inter-
disziplinäre Vernetzung, der nationale
und internationale Austausch über For-
schungsaktivitäten, das Aufzeigen inhalt-
licher und methodischer Forschungs-
vakanzen sowie die Anregung von For-
schungskooperationen. 

Dieser Zielsetzung wurde 2010 im
Rahmen eines umfassenden Projekts
intensiv nachgegangen. Ausgehend von
einem ersten Positionspapier von Prof.
Dr. Heinz Mühl (Übersicht über For-
schungsaktivitäten 1996–2004) wurde
das Forschungsvorhaben „Forschungs-
landkarte“ mit dem Ziel, aktuelle For-
schungsaktivitäten rund um das „Phä-
nomen geistige Behinderung“ abzubil-
den, konzipiert. Hierzu wurde von Prof.
Dr. Saskia Schuppener und Team (Uni-
versität Leipzig) ein onlinebasiertes
Befragungsinstrument entwickelt, wel-
ches eine Bestandsaufnahme der aktu-
ellen Forschungsrealität ermöglicht. Bun-

desweit wurden über 3000 Forschungs-
einrichtungen angeschrieben und die
dortigen Forscherinnen und Forscher
gebeten, mittels des Onlinefragebogens
Auskunft über ihre Forschungsprojekte
zu geben. In der zugehörigen Daten-
bank sind Informationen (Institution,
Ort, inhaltliche Forschungsgebiete, Me-
thode, Projekttitel, Abstract, Zielgrup-
pe, resultierende Veröffentlichungen,
Angaben zur Förderung etc.) über eine
Vielzahl an Forschungsprojekten ent-
halten. Die Daten dieser Befragung
werden dazu genutzt, eine interaktive
Forschungslandkarte zu generieren,
indem die eingetragenen Forschungs-
projekte ihren institutionellen sowie
regionalen Wirkungsstätten zugeordnet
und so sichtbar gemacht werden. 

Die interaktive Landkarte wird künf-
tig auf der Homepage der DIFGB
(www.difgb.de) allen Forschungsinte-
ressierten einen differenzierten Ein-
blick in zentrale Fragen rund um die
Forschung am, zum, vom, für, über und
mit dem Personenkreis der Menschen
mit sog. geistiger Behinderung geben.
Suchkriterien sind dann z. B. spezifi-
sche Forschungsmethoden und -inhal-
te. Zudem wird es möglich sein, Details
eines Forschungsprojekts sichtbar zu
machen (z. B. Abstract, Stichprobenbe-
schreibung oder Finanzierung). Auch

87

INFOTHEKTeilhabe 2/2011, Jg. 50

INFOTHEK



Seit 1. Mai 2010 arbeitet ein Team der
Katholischen Hochschule für Sozial-

wesen Berlin (KHSB) im Praxisfor-
schungsprojekt ElFamBe („Älter wer-
dende Eltern und erwachsene Familien-
mitglieder mit Behinderung zu Hause“).
Das Projekt setzt sich zum Ziel, die
Lebenssituation älter werdender Eltern
von erwachsenen Söhnen und Töchtern
mit Behinderung zu verbessern. Das
Vorhaben orientiert sich an der partizi-
pativen Sozialforschung. Eltern werden
in den Entscheidungs- und Forschungs-
prozess eingebunden und wirken bei der
Erprobung von neuen Beratungs- und
Unterstützungsangeboten mit. 

Über die Situation von Familien mit
erwachsenen Söhnen und Töchtern mit
Behinderung zu Hause ist noch wenig
bekannt. Es gibt keine sicheren Anga-
ben über die Häufigkeit dieser Famili-
enkonstellation, und empirische Anga-
ben über die Lebenssituation sind bis-
her gering. Eine Ausgangshypothese im
Forschungsprojekt ElFamBe ist, dass
Gesundheit und Krankheit im Alter das
zentrale Thema für älter werdende
Eltern darstellt. Solange die Eltern
gesund und physisch vital sind, befin-
det sich das Familiensystem meist in
einem funktionierenden Gleichgewicht.

Die Unsicherheit und Ungewissheit
über das eigene Können erhöht sich
aber durch den natürlichen Alternspro-
zess der Eltern. Wenn Eltern krank
werden, dann ist die Versorgung und
Unterstützung der zu Hause lebenden
erwachsenen Kinder mit Behinderung
in Gefahr. Nicht selten führt dies zu
einer akuten Krise innerhalb der Fami-
lie. Das Projekt ElFamBe setzt sich zum
Ziel, präventive Lösungsmöglichkeiten
für solche Familien zu entwickeln und
zu erproben.

In der ersten Phase des Projekts wur-
de ein schriftlicher Eltern-Fragebogen
entwickelt, um erste Informationen
über die entsprechenden Familien zu
sammeln. Der Datenbestand von über
450 Fragebögen aus Berlin wird derzeit
ausgewertet. Seit dem Frühjahr 2011
führen die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter im Projekt narrativ-biographi-
sche Interviews mit Eltern. Konkret
geht es um Lebensgeschichten von
Müttern und Vätern, die sich Gedan-
ken über die eigene Zukunft und die
Zukunft ihrer erwachsenen Kinder mit
Behinderung machen. In der zweiten
Phase, definiert als Phase der partizipa-
tiven Projektentwicklung, werden ge-
meinsam mit Eltern verschiedene Ak-
tionen und Unterstützungsangebote

entwickelt und erprobt. In der dritten
Phase im Jahr 2012 erfolgen eine Eva-
luation der Angebote, die Erstellung
von konkreten Handreichungen für die
Praxis sowie eine Schulung für mögli-
che Multiplikatorinnen.

ElFamBe wird im Rahmen der För-
derline SILQUA-FH (Fachhochschu-
len forschen – Soziale Innovation für
Lebensqualität im Alter) vom Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung
finanziert.

Kontakt und weitere Informationen:

Prof. Dr. Reinhard Burtscher

Kath. Hochschule für Sozialwesen Berlin

reinhard.burtscher@khsb-berlin.de

www.khsb-berlin.de/forschung/
aktuelle-projekte/elfambe/

i
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werden spezielle Fragen mittels der
Landkarte beantwortbar sein, wie u. a.
die Frage nach der aktiven Einbezie-
hung und Beteiligung von Menschen
mit sog. geistiger Behinderung in der
Forschung (partizipative Forschung)
und andere zentrale Fragen (qualitative
oder quantitative Forschung, Drittmit-
telgeber etc.). 

Eine Aktualisierung der Forschungs-
landkarte erfolgt jährlich und ermög-
licht damit einen dementsprechend
aktuellen fachlichen Austausch. Neben
dieser Visualisierung der Forschungs-
realität werden derzeit die Ergebnisse
zusätzlich in einem Forschungsbericht
zusammengefasst. Auch dieser steht
künftig auf der DIFGB-Homepage zum
Abruf bereit.
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Älter werdende Eltern und 
erwachsene Familienmitglieder mit
Behinderung zu Hause
Innovative Beratungs- und Unterstützungsangebote 
im Ablösungsprozess 

Schon jetzt ist es unter www.difgb.
de/infoforschung.php allen Forsche-
rinnen und Forschern möglich, die
Zugangsdaten zur Befragung zu bean-
tragen und anschließend ihre eigenen
Forschungsaktivitäten in die Daten-
bank der DIFGB einzutragen. 

Eine Erweiterung der bislang natio-
nalen Forschungslandkarte auf den
internationalen Raum ist geplant. Der-
zeit erfolgt schon eine erste Hinzunah-
me deutschsprachiger Länder. Die
DIFGB e. V. hofft sehr, hiermit einen
intensiven Beitrag zur Forschungs-
transparenz sowie zur interdisziplinä-
ren (künftig auch zur internationalen)
Vernetzung von Forscherinnen und
Forschern beizutragen. 

Kontakt und weitere Informationen:

DIFGB e. V.

info@difgb.de

forschungslandkarte@difgb.de

Prof. Dr. Saskia Schuppener

Universität Leipzig, 
Institut für Förderpädagogik,
Geistigbehindertenpädagogik,
Marschnerstraße 29, 
04109 Leipzig
Tel. (0 34 1) 9731511
Fax (0 34 1) 9731519

schupp@rz.uni-leipzig.de

www.uni-leipzig.de/~gbpaed
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Karl Grunewald und die Sozialreform
in Schweden 

Wenige Wochen vor der Geburt von
Karl Grunewald am 5. April 1921

erschien in Schweden ein staatlicher
Bericht, der die Gründung von „Erzie-
hungsanstalten für entartete Schwach-
sinnige“ vorschlug. Diesen käme „so-
wohl unter rassenhygienischen als auch
kriminalpolitischen Gesichtspunkten
ein bedeutendes Gesellschaftsinteres-
se“ zu. Verfasser des Rapports war Al-
fred Petrén, einer der Vorgänger von
Grunewald als staatlicher Inspektor der
Medizinalverwaltung. Die Anstalten
nahmen kurze Zeit später die ersten
Insassen auf. Dass sie wie alle anderen
Großeinrichtungen für Menschen mit
geistiger Behinderung in Schweden seit
den 1970er Jahren auch wieder ge-
schlossen wurde, gehört zur Lebens-
leistung von Karl Grunewald, der kürz-
lich seinen 90. Geburtstag feiern konnte.

In seinem Werdegang hat Grunewald
manche Widersprüche ausgehalten. Ge-
boren in eine deutschstämmige Herrnhu-
terfamilie war er nach eigenem Bekun-
den nie gläubig. Während seines Medi-
zinstudiums in Lund traf er auf Profes-
soren, deren Sichtweise auf „Schwach-
sinnige“ menschliches Einfühlungsver-
mögen vermissen ließ. Als Student muss-
te er Verstorbene einer nahe gelegenen
Anstalt für Schwerstbehinderte obduzie-
ren, die später in „Schwedens größtem
Massengrab“, so Grunewald Jahrzehnte
später, anonym beigesetzt wurden. Es ist
folgerichtig, dass er nach ersten Berufs-
jahren als Arzt, unter anderem 1950/51
im Koreakrieg, noch Pädagogik und Psy-
chologie studierte und sein Blick sich
dadurch weitete.

In Korea lernte Grunewald seine
spätere Frau Kristina kennen. Unmit-
telbar nach der Rückkehr heiratete das
Paar, in den Jahren 1952 bis 1964
kamen ihre fünf Kinder zur Welt. Ein
schwerer Verlust bedeutete Kristinas
Tod 2006. 

Grunewald war 1956 Kinderpsychia-
ter in der Provinz Kristianstad gewor-
den. Seit seinem 1961 erfolgten Wech-
sel in die Medizinal- und später Sozial-
verwaltung nach Stockholm hat sich
das Hilfesystem für behinderte Men-
schen in Schweden grundlegend ge-
wandelt, oft gegen harten Widerstand.
Unterstützung erhielt er vor allem
durch die Elternvereinigung FUB. Nor-
malisierung und Kleingruppenbildung
wurden zu leitenden Prinzipien der
Integration in Schweden. In über einem
Dutzend Büchern, unzähligen Artikeln,
Vorträgen und Interviews hat Grune-
wald für seine Ideen geworben. Als
staatlicher Inspektor besaß er zudem
Möglichkeiten der Gestaltung. Grund-
lage dazu war eine reformfreundliche
Sozialpolitik, zu deren Erfolgen nicht
zuletzt eine Assistenzgesetzgebung ge-
hörte, die Hilfebedürftige zu Arbeitge-
bern werden ließ. 

Rastlos, aber nicht ruhelos ist Gru-
newald auch seiner Pensionierung
1986. Die Fachzeitschrift „Intra“ prägt
er bis heute, erst 2009 erschien sein fast
500 Seiten umfassendes Werk „Vom
Idioten zum Staatsbürger“. Freunde
und Kollegen ehrten den aktiven 90-
Jährigen kürzlich mit einer Festschrift.
Man darf gespannt sein, wie sich Karl
Grunewald auch zukünftig in die
Debatte um Hilfen für Menschen mit
geistiger Behinderung einbringen wird.

Dr. Thomas Barow,
University of Borås (Schweden)

ERWIDERUNGEN – MEINUNGEN – KRITIK

Leserforum

Zur Methodologie und Methodik 
von Inklusionsforschung 

Anmerkungen zum Schwerpunkt-
thema „Partizipative Forschung“ 
der Teilhabe 1/11 

Wie soll Wissenschaft inklusive Ziel-
setzungen einbringen? Die bekannten
Forschungsansätze genügen dem Para-

digmenwechsel der Behindertenrechts-
konvention (BRK) nicht. „Gängige For-
schung“ unterliegt pragmatisch orien-
tierten Regeln und trägt über ihre Eva-
luationsprozeduren zur Mittelmaß-
bildung bei. Sie dient einer Gleich-
schaltung, die vormals unselige Folgen
angesichts ihrer Institutionsgebunden-
heit zeitigte. Wissenschaftstheoretische
und sozialanthropologische Bedenken

legen sogar den Verdacht nahe, dass
Forschung in ihren „objektiven“ Aussa-
gen relativierbar ist. Ihre Ergebnisse
sind weitgehend den jeweiligen Frage-
stellungen angepasst, analog einer „self-
fulfilling prophecy“.

Wissenschaft kann nur ausschnitt-
hafte Erkenntnisse liefern: Nur bei
gleichartigem (homologem) Datenso-
ckel sowie bei klar definierten Zeitab-
schnitten und disparaten Messabgriffen
entfällt diese Globalkritik. Es resultiert
eine Ausschnittsbetrachtung wie z. B.
für die inklusiv-integrative Beschulung
von 1999 bis 2008 (siehe den Beitrag
von Theo Frühauf in der Fachzeitschrift
Teilhabe 1/11). Wo aber bleibt die Pointe?



Gemäß BRK liegt bereits eine Rechts-
verletzung vor.

Wie sollen „Messwerte“ für Emanzi-
pation/Partizipation aussehen? Wie
sollen sie sich auf die vielfältigen behin-
derungsbedingten und teils schicksal-
haften Anliegen der Betroffenen bezie-
hen? Wer soll sie abwägen und einfor-
dern? Wo ist Lebensqualität anzu-
siedeln, wenn auch der Heimbereich
Geborgenheit vermittelt? Was also ist
„angemessen“ (Art. 28 BRK)?

Die sich abzeichnende paradigmati-
sche Gegensätzlichkeit von Defizitori-
entierung (ICD/ICF) auf der einen Seite
und „Diversity“ (BRK) auf der anderen
Seite muss also interdisziplinär aus der
Perspektive der Betroffenen herausge-
stellt werden. Forschungstheoretisch
wird damit eine Inselsituation hervorge-
hoben, die das Ansinnen letztlich torpe-
dieren kann, weil interessengeleitetes
Vorgehen unvermeidlich ist. Also ist
stets eine dialektische Doppelperspekti-
ve zur gesellschaftlichen Norm einzube-
ziehen, um von Forschungsseite der
BRK zur Durchsetzung zu verhelfen.

Diesen grundsätzlichen Argumenten
und absehbaren Erschwernissen – von
der Gesellschaft das einzufordern, was
sie selber produziert hat und mit der
BRK zurückzugeben verspricht – steht
das Statement entgegen:„Inklusion jetzt
und für alle!“.

Das bedeutet kein Privileg für einzel-
ne Gruppen von Menschen mit Behin-
derung, die sich z. B. vorwiegend selbst-
bestimmt versorgen und teilhaben kön-
nen (Blinde, Hör- und Bewegungs-
behinderte), sondern gilt besonders für
die Menschen mit tradiertem Segregati-
onsschicksal, und das sind nicht nur
Menschen mit intellektuellen Beein-
trächtigungen (Art. 1 BRK).

Es ist wissenschaftliches Umdenken
nötig, um jedweder Segregation auch
präventiv vorzubeugen: Inklusionsfor-
schung muss Segregationsforschung be-
inhalten. 

Das Inklusionspotenzial muss dabei
in beiden Richtungen aus seiner Histo-
rie heraus einbezogen werden. Es ist
eine gesellschaftliche Systemanalyse
gefragt. In dieser Hinsicht erweist sich
auch die ICF nur in personenbezoge-
nen Teilbereichen als zulänglich. Viel-
mehr sind vorangegangene und beste-
hende Teilhabe- bzw. Inklusionsum-
stände und -barrieren zu berück-
sichtigen und kritisch in Bezug auf ihre
Nachhaltigkeit vs. geschichtlich-gesell-
schaftlicher Abgrenzung zu hinterfra-
gen. Es sollte gezeigt werden, was

machbar und was illusionär ist bzw.
was bestimmte Gruppen in ihrem
Abseits belassen könnte und was prä-
ventiv zu tun wäre, damit letzteres nicht
geschieht.

Konkret müssen sozial-historische
Aspekte ebenso wie sozial-ökonomi-
sche Auslöser für Deprivation und Stig-
matisierung herangezogen werden, um
Barrierefreiheit einzulösen. Dann gilt es
vermehrt die Inklusionsrechte (z. B. im
Schul- und Förderbereich) einzukla-
gen: Forschungsinhalte sind offensiv zu
handhaben. 

PD Dr. med. Jörn Greve,
Gilserberg-Lischeid

Die unreflektierte Integration von
Kindern mit geistiger Behinderung
verletzt ihre Würde

Anmerkungen zum Beitrag „Vertei-
lung von Schülerinnen und Schülern
im Förderschwerpunkt geistige Ent-
wicklung in Förderschulen und in 
allgemeinen Schulen im Jahre 2008 –
UN-Behindertenrechtskonvention
und Inklusion (noch) wenig zu spüren“
von Theo Frühauf in der Teilhabe 1/11

Zum wiederholten Male bedauert
Theo Frühauf in seinem Beitrag für die
Teilhabe 1/11, dass es mit der Integrati-
on von Schülern und Schülerinnen mit
einer geistigen Behinderung nicht so
recht vorwärts gehen mag in Deutsch-
land. Die Zahlen können im Übrigen
auf die Schweiz ohne Weiteres übertra-
gen werden. Mit keiner Silbe unterzieht
sich der Autor der Mühe zu fragen,
warum dies so ist. Es wird einfach
unterstellt, dass es so sein sollte. 

Dem ist entgegenzuhalten, dass die
seit einigen Jahren vor allem in
Deutschland und in der Deutsch-
schweiz stattfindende Integration von
geistig behinderten Kindern in den
Regelschulbereich (inkl. Kindergarten)
ihre Würde verletzt. 

Der Hauptgrund der Würdeverlet-
zung besteht darin, dass quasi alle diese
Kinder nach einer unbestimmten Zeit
den Regelbereich wieder verlassen müs-
sen. Es sind nicht einige, sondern quasi
alle. Es ist jeweils nur eine Frage der
Zeit, wann die Integration abgebrochen
wird. Es ist ein Abbruch, der auch von
betreffenden Schülern und deren Eltern
als schmerzhaft verstanden wird. Unter
Abbruch kann im Grunde auch ver-
standen werden, wenn die Integration
nach der Schulzeit nicht fortgesetzt
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werden kann bzw. eine weitere Be-
schäftigung in einem sog. geschützten
Arbeitsrahmen (Werkstatt für Behin-
derte etc.) stattfindet.

Dieser Zustand, dass Integrationsver-
hältnisse abgebrochen werden, dauert
nun schon seit einigen Jahren an, und es
wäre an der Zeit, sich verstärkt Gedan-
ken darüber zu machen und zu fragen,
ob es Sinn macht, in der jetzigen Form
so weiterzufahren. Interessant ist hier-
bei, dass sich bezüglich der Integration
von geistig behinderten Kindern eine Art
Tabu aufgebaut hat, das man sich nicht
zu verletzen getraut. Sehr viele Schullei-
ter von Heilpädagogischen Schulen sind
der Meinung, dass die Integration von
geistig behinderten Kindern kritisch hin-
terfragt werden muss, getrauen sich dies
aber nicht zu tun, weil sie damit gegen
die herrschende Meinung des Main-
stream verstoßen würden.  

Heilpädagogische Sonderschulen
gibt es in der Schweiz und in Deutsch-
land seit ca. 40 Jahren. Wenn nun ein
geistig behindertes Kind in den Regel-
bereich integriert wird, so erhält es
nicht mehr die für das Kind konzipierte
Erziehungstherapie auf heilpädagogi-
scher Basis. Kognitive Förderung, Phy-
siotherapie, Ergotherapie, Logopädie
(inkl. Ess- und Schlucktherapie), Psy-
chomotorik, Rhythmik usw. müssen
zusätzlich organisiert werden, wäh-
renddessen diese Angebote häufig in
den Alltag einer Heilpädagogischen
Schule integriert sind. Es ergibt sich
deshalb die These, dass ein nach jetzi-
gen Bedingungen integriertes geistig
behindertes Kind nicht mehr die glei-
chen Kompetenzen erwirbt. Die Würde
wird dadurch verletzt, dass nicht mehr
eine optimale Förderung im Vorder-
grund steht, sondern die Hauptsache
die ist, dass das Kind integriert wird. 

Betrachten wir das Geschehen etwas
genauer. Hier wissen wir, gemäß Piaget,
dass beim Lernen jeweils Assimilations-
und Akkomodationsprozesse ablaufen
müssen, damit eine immer wiederkeh-
rende Äquilibration stattfindet. Dabei
darf der Spannungsbogen eines neuen,
zu erlernenden Gegenstandes nicht zu
groß sein, weil dann dieser Prozess
nicht stattfinden kann. Man ist überfor-
dert. Die These ist nun, dass ein geistig
behindertes Kind sich in einer perma-
nenten Überforderungssituation befin-
det, wenn alle anderen Kinder nicht
geistig behindert sind. Das hier Ausge-
führte bezieht sich aber nicht nur auf
Lerngegenstände, sondern allgemein
auch auf alle sozialen Interaktionen.
Auch die laufen für ein geistig behinder-
tes Kind viel zu schnell ab. Warum wohl
wird in einer Heilpädagogischen Schule
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der Lerngegenstand sequenziert, redu-
ziert und in einem viel langsameren
Tempo angeboten? Die Würde des geis-
tig behinderten Kindes wird verletzt,
weil es permanent einer Überforde-
rungssituation ausgesetzt wird. 

Gängige Praxis ist, dass ein geistig
behindertes Kind allein in einer großen
Gruppe von nicht-geistig behinderten
Kindern integriert wird. Das heißt, es
erhält einen Exotenstatus. Das betref-
fende Kind hat kein Vis-à-vis. Es hat
einen Außenseiterstatus, und die
Umwelt geht in ganz bestimmter Art
und Weise mit ihm um. Man könnte
also sagen, dass es sich gar nicht um
eine Integration aus der Sicht des
behinderten Kindes handelt, denn alle
anderen sind ja nicht geistig behindert.
Das Kind wird vereinzelt, man entzieht
es seiner Bezugsgruppe und stellt es auf
sich allein. Man verletzt die Würde des
geistig behinderten Kindes, indem man
es vereinzelt und einem Exotenstatus
preisgibt. 

Wie bereits erwähnt, handelt es sich
bei der Aufgabe der Integration jeweils
um einen Abbruch. Dass quasi alle geis-
tig behinderten Kinder – früher oder
später – doch den Weg in eine Heilpä-
dagogische Sonderschule finden, ist,
insbesondere in der Deutschschweiz,
eine Tatsache, die nicht wegdiskutiert
werden kann. Deshalb ist auch zu fra-
gen, welche Qualität denn ein Projekt
hat, indem quasi 100 % der Fälle nicht
zu einem Erfolg kommen. Wichtig ist in
diesem Zusammenhang vielmehr, dass
dieser Abbruch von den geistig behin-
derten Schülern und auch ihren Eltern
immer als ein schmerzhafter Abstieg
empfunden wird. Es scheint, dass sich
insbesondere die Eltern dieser Kinder
der Illusion hingeben bzw. diese ihnen
vermittelt wird, dass durch die Integra-
tion ihr Kind weniger schwer behindert
ist. Man verletzt die Würde des geistig
behinderten Kindes bzw. seiner Eltern,
weil man es wohlwissentlich einem
Schmerz in Form von Prestigeverlust
aussetzt.

Schwer- und mehrfachbehinderte
Kinder, mit Sonden, in Rollstühlen, mit
Orthesen, elektronischen Sprachausga-
begeräten usw. werden nicht in die Inte-
grations-Diskussion miteinbezogen. Das
heißt, diese Form der Integration be-
deutet eben nicht eine Schule für Alle,
sondern nur für diejenigen, die durch
das Nadelöhr der Integration schlüpfen
können. Diese Form der Integration
erhöht somit den Faktor der Separati-
on, weil schwerer behinderte Kinder
nicht integriert werden. Man verletzt
die Würde des geistig behinderten Kin-
des, weil die schon längst überwunden

geglaubte Position der Separation ins-
besondere für schwer- und mehrfachbe-
hinderte Kinder weiter zementiert wird. 

Bei der folgenden These geht es
darum, dass oft gesagt wird, die Integra-
tion von geistig behinderten Kindern
hat ihren Wert (u. a.) darin, dass die
nicht-behinderten Kinder in Kontakt
zu den behinderten Kindern kommen.
Diese Ansicht instrumentalisiert die
geistig behinderten Kinder. Das bedeu-
tet im Klartext, dass die geistig behin-
derten Kinder als Mittel und nicht als
Zweck ihrer Selbst betrachtet werden.
Man verletzt die Würde des geistig
behinderten Kindes, wenn man es
instrumentalisiert. 

Wenn man nun insbesondere in
Deutschland fragt (und auch bedauert),
warum denn im Verlaufe der z. B. letz-
ten zehn Jahre nicht mehr Kinder mit
einer kognitiven Beeinträchtigung inte-
griert worden sind (so geschehen im
Beitrag von Theo Frühauf in der Teil-
habe 1/11), so wird das doch wohl sei-
ne Gründe haben. Davor die Augen zu
verschließen und alle paar Jahre wieder
eine als unbefriedigend erlebte Statistik
zu veröffentlichen, kann wohl nicht der
Weisheit letzter Schluss sein. Vielmehr
gilt es zu fragen, warum dem so ist, was
die Gründe sind, diese zu analysieren
und letztendlich zur Kenntnis zu neh-
men, dass mit einer Bagatellisierung
von Behinderung niemandem gedient
ist, vor allem auch nicht den Menschen,
um die es ja letztendlich geht bzw.
gehen soll. 

Integrationsbefürworter, die die spezi-
fische Didaktik der Geistigbehinderten-
pädagogik einfach ausblenden wollen,
versetzen letztlich die Förderung dieser
Menschen in einen Zustand, der mich an
die 1960er Jahre erinnert. Das heißt, 
die Bildbarkeit, die Förderung (ganzheit-
lich) kognitiv beeinträchtigter Menschen
spielt plötzlich keine Rolle mehr: Haupt-
sache ist, das behinderte Kind ist „inte-
griert“ und die Umwelt fühlt sich wohl
dabei. Das kann es doch nicht sein. Des-
halb müssen sich diese Leute die Frage
gefallen lassen, ob es mehr um ihr Wohl
geht oder um wessen Wohl es geht bei
dieser Übung, die nun endlich auch hin-
terfragt werden muss und dies mit allen
eventuellen Konsequenzen. 

Ab und zu wird mir entgegnet, dass in
diversen Chartas, Konventionen und
Gesetzen die Integration gefordert wird.
Gut, es ist die eine Frage, inwieweit
einen dies beeindruckt. Die andere Fra-
ge ist die, dass ich z. B. die Erklärung
von Salamanca zur Integration und Teil-
habe von Menschen mit Behinderung
sofort mit unterschreiben würde. Es

steht dort nämlich mit keiner Silbe, dass
diese Integration im Schulunterricht, der
ja doch als Kernkompetenz die Vermitt-
lung von Kulturtechniken zum Inhalt
hat, zu geschehen hat. Dies bringt uns
dazu, zu fordern, dass die Integration
sehr wohl mit aller Kraft betrieben wer-
den muss. Dies kann auch in Koopera-
tion mit und in Regelschulen passieren.

Andere Formen der Integration
könnten z. B. eine Form der Teilintegra-
tion sein, die über Jahre durchgeführt
werden kann und mit der wir in Zürich
sehr gute Erfahrungen gemacht haben.
Oder man könnte sich Gedanken dazu
machen, inwieweit die Integration,
gefördert durch die Schule im Freizeit-
bereich (Klassenfreundschaften, ge-
meinsame Lager, Projekte, Theaterauf-
führungen etc.) zur Durchführung ge-
langen kann. 

Integration von Menschen mit einer
geistigen Behinderung in die Gesell-
schaft ist eine Pflicht jeder Gesellschaft.
Sie sollte aber Hand und Fuß (und
Herz) haben, damit sie sich letztendlich
nicht kontraproduktiv auf die Integrati-
on grundsätzlich auswirkt. Bei der jet-
zigen Form der Integration, die die
Behinderung als solche bagatellisiert,
besteht diese Gefahr. 

Dr. Riccardo Bonfranchi,
Wolfhausen

Die Redaktion freut sich über
Zuschriften. Sie muss sich 
jedoch vorbehalten, Leserbriefe
zu kürzen oder abzulehnen.



Es ist durchaus auch der Charme
einer Art historischen Betrachtung,

der von diesem Band ausgeht: histo-
risch in dem Sinne, dass der Herausge-
ber und die Herausgeberin Evolutionä-
res im Themenfeld Bildung von Men-
schen mit geistiger Behinderung auf-
zeigen, aber auch, da sie Revolutionä-
res über einen zurückliegenden Zeit-
raum im Kontext Bildung durch die
Auswahl der Autor(inn)en gesichert
haben. Dabei ist es schon gleich der
Untertitel dieses Herausgeberbandes,
der den Blick auf die Reflexion bil-
dungstheoretischer Aspekte lenkt. Die-
ser Ansatz führt automatisch in die Ver-
gangenheit und unterstreicht somit die
Bedeutung der kritischen Auseinander-
setzung mit dem theoretischen Grund-
gerüst und der Bedeutung von Bildung
überhaupt im Kontext der Geistigbehin-
dertenpädagogik.

Den Auftakt macht Andreas Fröh-
lich – ein guter Platz, ist es doch Fröh-
lich in besonderer Weise mit zu verdan-
ken, dass das Thema Bildung eine deut-
liche Erweiterung der Bezugsgruppen
erfahren hat. Sein eher essayistischer
Beitrag – sowohl ein Blick in die Ver-
gangenheit als auch ein Kulturvergleich –
erinnert (ein wenig versteckt) an die
enorme Leistung, Bildung auch Men-
schen mit geistiger Behinderung und
vor allem schwerstbehinderten Men-
schen nicht nur zuzugestehen, sondern
auch ihre Bildungsfähigkeit mit dem
Bezug auf Ganzheitlichkeit permanent
zu fordern und zu fördern.

Die Herausgeber(innen), Judith Rie-
gert und Oliver Musenberg, ziehen die
Verbindungslinien zwischen Bildung
und geistiger Behinderung deutlich und
scharf konturiert nach. Orientiert man
sich etwa an ihren Abschnittüberschrif-
ten, werden die Eckpfeiler, aber auch
Ecken und Kanten im Kontext der Bil-
dung von Menschen mit geistiger
Behinderung deutlich. Dies wird be-
sonders augenfällig, wenn der letzte
Abschnitt in die Forderung mündet,
dass „man sich in der Geistigbehinder-

tenpädagogik sowohl theoretisch wie
empirisch genauer mit Bildung ausei-
nandersetzen“ (44) muss.

Den Einstieg in bildungstheoretische
Reflexionen im engeren Sinne – zweiter
Teil des Bandes – gestaltet Karl-Ernst
Ackermann. Es ist der Nachdruck sei-
nes Beitrags, mit dem er bereits vor 20
Jahren wichtige Impulse geliefert hat
für das Verständnis von Bildung in der
Geistigbehindertenpädagogik. Der Text
ist damals wie heute aktuell, daran än-
dern auch Quellen von vor 1990 nichts.
Seine Ausführungen zur reflexiven
Dimension der Bildung im Kontext von
Menschen mit geistiger Behinderung
liefern zugleich irritierende und die
Praxis wie die Theorie herausfordernde
Impulse mit der unumstößlichen For-
derung nach einer „Geistigbehinderten-
pädagogik vom Menschen aus“ (70).

Die weiteren Beiträge in diesem
zweiten Teil repräsentieren – ganz im
Sinne des Untertitels des vorliegenden
Werkes – unterschiedliche Positionen,
bildungstheoretische Betrachtungen und
erkenntnistheoretische Reflexionen. Da-
zu steuert Hajo Jakobs eine „kritisch-
mikrologische Perspektive“ bei, Dieter
Katzenbach sieht in der Anerken-
nungstheorie wichtige Potenziale und
Ursula Stinkes zeigt leibphänomenolo-
gische Erkenntnisse auf. Aus der Posi-
tion der kulturhistorischen Schule he-
raus beleuchtet Thomas Hoffmann das
Spannungsfeld von Bildung und Ent-
wicklung. „Überlegungen aus kon-
struktivistischer Perspektive“ stellt Mi-
chael Wagner an, während Karin Ter-
floth systemtheoretische Beobachtun-
gen einbringt. Schließlich greift Evelyn
Heinemann auf das Fundament der
Psychoanalytischen Pädagogik zurück.

Karl-Ernst Ackermann kommt in
diesem Band ein zweites Mal zu Wort.
Sein Beitrag „Zum Verhältnis von geis-
tiger Entwicklung und Bildung“ – als
Abschluss der bildungstheoretischen
Reflexionen des zweiten Kapitels – war
ursprünglich ein Vortrag in der Runde

von Kolleg(inn)en der deutschsprachi-
gen Geistigbehindertenpädagogik. Es
ist ein Beitrag, der direkt zur Diskus-
sion herausfordert, was nach dem Vor-
trag 2009 in Hamburg auch der Fall
war. Mit seiner Systematisierung nimmt
er kritisch Begrifflichkeiten im The-
menkomplex unter die Lupe. Bezogen
auf Entwicklung an sich unterstreicht
er das transaktionale Verständnis. Im
Zusammenhang mit Bildung von Men-
schen mit komplexer Behinderung
stellt er die Verbindung von Förderung
und Bildung als wesentlich heraus. Als
Kernbotschaft fordert Ackermann
abschließend die kritische Auseinan-
dersetzung – gesellschaftlich und fach-
lich – mit der geforderten Inklusion.
Gleichzeitig warnt er vor der „verklä-
renden Rede von Inklusion“; diese läuft
„in der modernen Gesellschaft als Par-
tialinklusion“ (242) ab und ist – aus sei-
ner Sicht – dann bei der Hoffnung auf
„Totalinklusion“ nur als „Inklusions-
Kitsch“ zu bezeichnen.

Als aktuelle Problemstellungen und
Abschluss des Buches haben die beiden
Herausgeber(innen) folgende Themen
und Autor(inn)en ausgewählt: „Inklusi-
on – Integration“ (Kerstin Ziemen und
Anke Langner), „Bildungsanspruch für
Menschen mit Komplexer Behinde-
rung“ (Barbara Fornefeld) und „Anen-
zephalie“ (Harald Goll).

Den Abschluss des Bandes bildet ein
Beitrag von Theo Klauß und Wolfgang
Lamers; die Autoren befassen sich mit
Menschenrechtsaspekten im Kontext
von Bildung für Menschen mit geistiger
Behinderung. Zunächst geschichtliche
Entwicklungen aufzeigend, skizzieren
sie ihren Bildungsbegriff vor dem Hin-
tergrund u. a. von Humboldt, Klafki
und Leontjew. Sie beschreiben inklusi-
ve Bildung als „eine Alle und Alles ein-
schließende Bildung“ und setzen sich
schließlich mit didaktischen Konse-
quenzen auseinander. Anhand des ba-
den-württembergischen Bildungsplans
verdeutlichen sie unterschiedliche mög-
liche Zugänge zu gemeinsamen Bil-
dungsinhalten. Hier sehen sie – auch im
menschenrechtlichen Sinne – die Mög-
lichkeiten und Herausforderungen für
Pädagogik und Didaktik, Wege zur
Aneignung zu eröffnen.

Bildung und geistige Behinderung ist
und bleibt ein Dilemma. Vor allem be-
steht dieses darin, den Bildungsan-
spruch kontinuierlich und fachlich
begründet vorzutragen und engagiert
zu vertreten. Dies gilt sowohl für die
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Fachleute, die sich als Pädagog(inn)en
Tag für Tag in Förderschulen oder im
Rahmen inklusiver Schulsysteme mit
hohem emotionalen und fachlichen
Aufwand einbringen. Genauso gilt es
für Mitarbeiter(innen) in vor- und nach-
schulischen Bildungseinrichtungen. Das
Dilemma gilt für eine Gesellschaft, die
sich in ökonomischen Fallstricken zu
verfangen droht. Zum Dilemma gehö-
ren aber auch die ständige Herausfor-
derung rund um Selbst- und Fremdbe-

stimmung und der Anspruch an eine
offene und unterstützende Koexistenz.
Zu all diesen Aspekten verdeutlichen
die einzelnen Beiträge und somit das
gesamte Werk wichtige und hilfreiche
Fakten, Positionen und Argumente.

Mit dem Werk liefern die beiden
Herausgeber ein Präsent anlässlich des
65. Geburtstages von Karl-Ernst Acker-
mann. Seinen hier berücksichtigten
Originalbeitrag von 1990 verstehen sie

zu Recht „als Startschuss einer bil-
dungstheoretischen Reflexion in der
Pädagogik für Menschen mit geistiger
Behinderung“ (11; Hervorheb. i. O.).
Dieser Beginn findet mit dem vorlie-
genden Band 20 Jahre danach nicht nur
eine Würdigung, sondern auch eine
würdige und wesentliche Fortsetzung
sowie eine konsequent abgeleitete kon-
tinuierliche Herausforderung.

Werner Schlummer, Köln

Staatsinstitut für Schulqualität und Bildungsforschung (Hg.)

Unterricht und Förderung von 
Schülern mit schwerer und 
mehrfacher Behinderung
2010. München: Reinhardt. 192 Seiten (plus CD-ROM). 29,90 €. ISBN 978-3-497-02168-0

Sieht man von wichtigen und grund-
legenden Publikationen zum Bil-

dungsanspruch und den anthropologi-
schen Grundlagen der Personengruppe
mit schweren und mehrfachen Beein-
trächtigungen einmal ab, liegen nur
wenige nennenswerte Beitrage für eine
fundierte Praxis in der sogenannten
Schwerstbehindertenpädagogik vor. 

Damit ist die Publikation des ISB
(Staatsinstitut für Schulqualität und
Bildungsforschung) schon alleine als
eine Bereicherung in diesem Themen-
feld zu beschreiben. Nach der Lektüre
stellt sie für mich das neue Standard-
werk im Unterricht und in der Förde-
rung von Schüler(inne)n mit schwerer
und mehrfacher Beeinträchtigung dar,
dem es gelingt, pädagogisch-anthropo-
logische Grundlagen im Unterricht mit
diesem Personenkreis mit einem trans-
disziplinären, schülerorientierten und
förderdiagnostisch ausgerichteten di-
daktisch-methodischen Handeln in Zu-
sammenhang zu bringen.

In insgesamt sechs Kapiteln be-
schreiben das Autorenteam um die bei-
den ISB-Mitarbeiter Klaus Gößl und
Jürgen Moosecker konkrete Möglich-
keiten und Ansätze zur Unterrichtsge-
staltung und Förderung von Schü-
ler(inne)n mit schweren und mehrfa-
chen Beeinträchtigungen, beginnend
mit der wichtigen Grundlegung: „Men-
schenbild als Fundament sonderpäda-
gogischen Handelns“ (11 ff.). Nach den
beiden ersten Punkten (1.1 „Wandel
der Sichtweisen von Menschen mit
schwerer und mehrfacher Behinde-
rung“ und 1.2 „Aktuelle Intentionen für

Bildung und Erziehung“) empfinde ich
gerade den Punkt 1.3 („Pädagogische
Leitsätze und ihre Konkretisierung im
schulischen Alltag“) als einen äußerst
bedeutsamen Beitrag (21 ff.), den man
im Hinblick auf die Vermeidung von
Alltagsroutinen an jeder Klassentür auf-
hängen sollte. Vom Leitgedanken „die
Würde des Menschen ist unantastbar“
leiten die Autoren acht pädagogische
Leitsätze ab (z. B.: „Jeder Mensch hat
das Recht auf Kommunikation“), die in
ihrer unterrichtlich-pädagogischen Im-
plikation auf die Schülerebene („ich
erhalte die für mich geeigneten Kom-
munikationshilfen“ oder „ich werde
altersgemäß angesprochen“) und die
Lehrerebene heruntergebrochen wer-
den („auch Schreien kann verschiedene
Bedeutungen haben“ oder „alle Mitar-
beiter können mit Kommunikationshil-
fen der Schüler umgehen“). Die Tatsa-
che, dass diese Leitsätze auf alle Schü-
ler(innen) Anwendung finden können,
verdeutlicht wieder einmal, wie hetero-
gen doch die Gruppe der Schüle-
r(innen) mit schweren und mehrfachen
Beeinträchtigungen eigentlich ist. 

Aufbauend auf dieser pädagogischen
Grundlegung und der Darstellung einer
begrifflichen Annäherung (22 ff.) wer-
den „Gelingensfaktoren zur erfolgreichen
Teamarbeit“ beschrieben: Mögliche Pro-
bleme in der Vernetzung von Kompeten-
zen und persönlichen Befindlichkeiten
werden konkret aufgegriffen und im
Hinblick auf Lösung und konstruk-
tive Weiterentwicklung zielorientiert
beschrieben: ein prägnanter Leitfaden –
nicht nur im Kontext der eigentlichen
Personengruppe dieser Publikation. 

Innerhalb dieser Teamentwicklung
kann dann der nachfolgend beschriebe-
ne Unterricht seine Umsetzung finden.
Mit dem Fokus einer bedarfsorientier-
ten Didaktik konkretisieren die Au-
tor(inn)en ihre Grundsätze eines schü-
lerorientierten Unterrichts unter den
Aspekten „Entwicklungsanalogie“, „Ent-
wicklungsenergie“, „Beziehungsbedeut-
samkeit“, „Lebenszusammenhang“ und
„Subjektivität von Wahrnehmung“. 

Mit Begeisterung habe ich die beiden
abschließenden Punkte wahrgenom-
men, die nahezu die zweite Hälfte der
Publikation ausmachen. Zunächst ist
dies Punkt 5 „Unterstützte Kommuni-
kation“, der für mein Empfinden gerade
bei der Schülergruppe mit umfangrei-
chem Förderbedarf oft keine Berück-
sichtigung zu finden scheint. Nach der
Darstellung grundlegender Zugangs-
weisen zur Kommunikation und der
Thematisierung der Zusammenarbeit
von Eltern und dem Klassenteam wird
das Feld der Diagnostik in diesem
Handlungsrahmen vorgestellt. Punkt
5.5 beschreibt darauf aufbauend grund-
legende Handlungskonzepte. Hier wer-
den auf 17 Seiten Beispiele für die Pra-
xis angeführt, die entweder so umge-
setzt oder modifiziert Eingang in die
eigene Arbeit finden können (Ich-Buch,
Tagebuch, Blicktafeln oder „Plauder-
pläne“).

Abschließend bietet Punkt 6 ein um-
fangreiches diagnostisches Manual im
pädagogisch-unterrichtlichen Umgang
mit Schüler(inne)n mit schwerer Beein-
trächtigung an. Auf über 30 Seiten wer-
den nach der grundlegenden Darstel-
lung sonderpädagogischer Diagnostik
und der Abbildung diesbezüglicher
Strukturmerkmale die Aufgaben und
Methoden sonderpädagogischer Diag-
nostik beschrieben. Besonders wichtig
erscheint hier der Beitrag zu den
Methoden, die vor dem Hintergrund
eines humanistischen Menschenbildes
die beobachtenden, beschreibenden
und qualitativ erhebenden Wege in den
Mittelpunkt diagnostischen Vorgehens
stellen. Der abschließende Aspekt der

Buchbesprechungen



Förderplanung stellt noch einmal den
Prozesscharakter förderdiagnostischen
Handelns heraus und gibt inhaltliche
und methodische Standards vor.

Insgesamt bietet diese Publikation
jeder Kollegin und jedem Kollegen im
Unterricht und in der Förderung von
Schüler(inne)n mit schweren und
mehrfachen Beeinträchtigungen eine
äußerst fundierte, förderschwerpunkt-
bezogene und passgenaue Orientierung
in den Handlungsfeldern Unterricht,
Förderung, Kommunikation und Diag-
nostik. Mit der Konzentration auf den

beschriebenen Personenkreis dürfte
dieses Kompendium zu den aktuell
bedeutsamsten Publikationen in der
Geistigbehindertenpädagogik zählen,
da die Autor(inn)en nicht an dem
Punkt der pädagogischen Begründung
von Bildung und Förderung stehenge-
blieben sind, sondern vielmehr den
Weg der Konkretisierung suchen –
nicht zuletzt wird dies deutlich mit der
mitgelieferten CD-ROM, die ein vielfäl-
tiges und inspirierendes Materialange-
bot bereitstellt. Diese Anregungen und
deren Umsetzung durch die Leser(in-
nen) werden bestimmt vielen Schüle-

r(inne)n einen bedarfsorientierten und
individualpädagogisch ausgestalteten
Unterricht ermöglichen, der auf der
Grundlage einer systemorientierten
Diagnostik und Förderplanung trans-
disziplinär gestaltet werden kann. 

Fazit: ein unbedingt zu empfehlen-
des Grundlagenwerk der Geistig- und
Körperbehindertenpädagogik für Studi-
um, Referendariat und Praxis.

Holger Schäfer, Bernkastel-Kues
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Ahrbeck, Bernd

Der Umgang mit Behinderung
Praxiswissen Bildung
2011. Stuttgart: Kohlhammer. 124 Seiten. 14,90 €

Albers, Timm

Mittendrin statt nur dabei
Inklusion in Krippe und Kindergarten
2011. München: Reinhardt. 125 Seiten. 19,90 €

Baldus, Eugen (Hg.)

Community Organizing
Menschen gestalten ihren Sozialraum
2010. Freiburg: Lambertus. 246 Seiten. 19,80 €

BIBLIOGRAFIE

Bösl, Elsbeth; Klein, Anne; 
Waldschmidt, Anne (Hg.)

Disability History
Konstruktionen von Behinderung in der Geschichte 
2010. Bielefeld: transcript. 258 Seiten. 26,80 €

Dederich, Markus; Jantzen, Wolfgang; 
Walthes, Renate (Hg.)

Sinne, Körper und Bewegung
Behinderung, Bildung, Partizipation
Enzyklopädisches Handbuch der Behinderten-
pädagogik 
2011. Stuttgart: Kohlhammer. 340 Seiten. 34,90 €

Erik Bosch, Ellen Suykerbuyk

Begleitung sexuell missbrauchter 
Menschen mit geistiger Behinderung
2010. Arnhem: Bosch & Suykerbuyk Trainingscentrum B.V. 201 Seiten. 27,50 €. ISBN 978-90-79122-07-3

Gäbe es in unseren Breiten so etwas
wie den traditionellen chinesischen
Kalender mit Begriffen wie „Jahr der
Schlange“ oder „Jahr des Tigers“, das
Jahr 2010 müsste als das „Jahr des
pädagogischen Schattens“ bezeichnet
werden. Neben all dem Guten, das eine
kindgerechte Pädagogik bewirkt, gibt es
im Rahmen des pädagogischen Bezuges
immer wieder auch dessen dunklen Sei-
ten. So begegnen uns die Schatten einer
tief-schwarzen Pädagogik in diesem
Jahr als vielfältiger sexueller Miss-
brauch in Familien, Schule, Kirche und
Freizeit und verstören ob ihres gewalti-
gen Ausmaßes viele Zeitgenossen. Da-
her erscheint ein Buch zur Begleitung
sexuell missbrauchter Menschen, zu-
mal von Menschen mit geistiger Behin-
derung, zur rechten Zeit – auch wenn
man es lieber hätte, es nicht lesen zu

müssen. Bosch und Suykerbuyk scho-
nen Leser und Leserinnen mit ihren
Fallvignetten mitnichten. Anschaulich,
direkt und offensiv tritt hier der Miss-
brauch und das daraus resultierende
beängstigende Erleben zutage, dessen
negative bio-psycho-sozialen Auswir-
kungen umso gravierender erscheinen,
als das gewaltförmige Erlebnis auf-
grund einer mentalen Beeinträchtigung
oftmals nicht angemessen eingeordnet
und verarbeitet werden kann. 

Das Buch sensibilisiert für die Wahr-
nehmung der Verletzungen von Intimi-
tätsgrenzen auf den verschiedenen Ent-
wicklungsniveaus bei Kindern, Jugend-
lichen und Erwachsen. Es hilft, durch
die Beschreibung spezifischer Indikato-
ren mögliche Missbrauchserfahrungen
besser zu erkennen, und es gibt Anre-

gungen zur Begleitung von Menschen
mit Missbrauchserfahrungen bei beste-
hender geistiger Behinderung. Gerade
mit Blick auf Menschen mit Down-Syn-
drom wird die Notwendigkeit deutlich,
mit der Sexualerziehung nicht erst im
Pubertätsalter zu beginnen und ein
altersgemäßes kommunikatives Verhal-
ten im Umgang mit Familienmit-
gliedern, Verwandten, Freunden und
Fremden zu vermitteln. Bosch und 
Suykerbuyk haben ein Buch verfasst,
das sich an Eltern, insbesondere aber
an Mitarbeiter(innen) in Schulen 
und Institutionen der Behindertenhilfe
wendet. Es hat nicht den Anspruch, in
unterschiedliche therapeutische Set-
tings bei Missbrauch einzuführen, son-
dern es möchte dazu beitragen, die
andere Seite der Sexualität, ihren
Schatten, der in Form von Grenzüber-
schreitungen erscheint, zu erkennen
und Betroffene so zu begleiten, dass
sexueller Missbrauch kein Trauma
bleibt. Dabei warnen der Verfasser und
die Verfasserin vor Überreaktionen,
denn Sexualität soll auch nach einer
Missbrauchserfahrung wieder zu einer
positiven sexuellen Identität werden.

Udo Wilken, Hildesheim
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Dederich, Markus; Schnell, Martin W. (Hg.)

Anerkennung und Gerechtigkeit in
Heilpädagogik, Pflegewissenschaften
und Medizin
Auf dem Weg zu einer nichtexklusiven Ethik
2011. Bielefeld: transcript. 260 Seiten. 25,80 €

Erzmann, Tobias; Feuser, Georg (Hg.)

„Ich fühle mich wie ein Vogel, 
der aus dem Nest fliegt“
Menschen mit Behinderungen in der 
Erwachsenenbildung
2011. Frankfurt: Lang. 218 Seiten. 29,80 €

Fink, Franz; Hinz, Thorsten (Hg.)

Inklusion in Behindertenhilfe 
und Psychiatrie
Vom Traum zur Wirklichkeit
2011. Freiburg: Lambertus. 240 Seiten. 21,90 €

Fischer, Erhard; Heger Manuela; 
Laubenstein, Désirée (Hg.)

Perspektiven beruflicher Teilhabe
Konzepte zur Integration und Inklusion von
Menschen mit geistiger Behinderung
2011. Oberhausen: Athena. 184 Seiten. 19,50 €

Fischer, Julia; Ott, Anne; Schwarz, Fabian (Hg.)

Mehr vom Leben
Frauen und Männer mit Behinderung erzählen
2010. Bonn: Balance. 192 Seiten. 14,95 €

Greving, Heinrich u. a.

Organisation und Verwaltung
Methoden in Heilpädagogik und 
Heilerziehungspflege
2011. Köln: Bildungsverlag Eins. 18,95 €

Häßler, Frank

Intelligenzminderung
Eine ärztliche Herausforderung
2011. Heidelberg: Springer. 200 Seiten. 29,95 €

Hornung, Kathrin

Wie wäre ich ohne dich?
Identitätsentwicklung von Geschwistern 
behinderter Kinder
2010. Marburg: Tectum. 104 Seiten. 24,90 €

Kruse, Andreas; Wahl, Hans-Werner

Zukunft Altern
Individuelle und gesellschaftliche 
Weichenstellungen
2010. Heidelberg: Spektrum. 580 Seiten. 29,95 €

Lenz, Albert u. a. 

Familie leben trotz intellektueller
Beeinträchtigung
Begleitete Elternschaft in der Praxis
2010. Freiburg: Lambertus. 275 Seiten. 22,00 €

Oberheid, Gerd u. a.

Barrierefreiheit in Hotellerie und
Gastronomie
Handbuch zur Zielvereinbarung für 
standardisierte Erfassung, Bewertung 
und Darstellung barrierefreier Angebote 
in Hotellerie und Gastronomie:
2010. Berlin: BKB e.V.

Ratz, Christoph (Hg.)

Unterricht im Förderschwerpunkt 
geistige Entwicklung
Fachorientierung und Inklusion als 
didaktische Herausforderung
2011. Oberhausen: Athena. 432 Seiten. 27,50 €

VERANSTALTUNGEN

Salmon, Shirley; Kallós, Coloman

Zwischen Freiraum und Ritual (CD)
Ausdrucksmöglichkeiten mit Musik und 
Bewegung für Menschen mit Behinderung
2011. Salzburg: Uni Mozarteum. 25,00 €

Stammberger, Birgit

Monster und Freaks
Eine Wissensgeschichte außergewöhnlicher 
Körper im 19. Jahrhundert
2011. Bielefeld: transcript. 341 Seiten. 32,80 €

Thimm, Katja

Das bedingungslose Grund-
einkommen – Kollaps oder 
Reanimation des Sozialstaates?
2010. Marburg: Tectum. 99 Seiten. 19,90 €

Walter, Jochen; Basener, Dieter (Hg.)

Mitten im Arbeitsleben
Werkstätten auf dem Weg zur Inklusion
2010. Hamburg: 53 Grad Nord. 168 Seiten. 
19,80 €

Weiß, Hans; Stinkes, Ursula; Fries, Alfred (Hg.)

Prüfstand der Gesellschaft
Behinderung und Benachteiligung 
als soziale Herausforderung
2010. Würzburg: edition von freisleben. 
395 Seiten. 19,90 €

Westhoff, Elisabeth

Nicht verstecken! Reden!
Wie Menschen mit Behinderung leben
2010. Norderstedt: Books on Demand. 
320 Seiten. 22,80 €

24. – 25. Mai 2011, Bremen

Leichte Sprache
Seminar des Büros für Leichte Sprache der
Lebenshilfe Bremen e. V., 
leichte-sprache@lebenshilfe-bremen.de,
www.lebenshilfe-bremen.de

30. – 31. Mai 2011, Kassel

Gestaltung von Lebens-, Arbeits- und
Entwicklungsräumen für Menschen
mit hohem Assistenzbedarf im 
Rahmen der Eingliederungshilfe
Freundeskreis Camphill e. V., 
www.freundeskreis-camphill.de

16. – 17. Juni 2011, Bremen

Werkstatt trifft Wirtschaft – Wie viel
Inklusion kann die Wirtschaft (sich)
leisten? 
Fachtagung von 53 Grad Nord, 
info@53grad-nord.com, www.53grad-nord.com

20. – 21. Juni 2011, Bad Oeynhausen

Prader-Willi-Syndrom – 
„Teilhabe durch Arbeit“
Fachtagung der Diakonischen Stiftung 
Wittekindshof und Regens Wagner Absberg,
www.wittekindshof.de/pws

30. Juni – 1. Juli 2011, Berlin

Individuelle Rehabilitation in 
Sozialräumen – Impulse aus der
Behindertenrechtskonvention
Kongress der Deutschen Vereinigung für Reha-
bilitation (DVfR), info@dvfr.de, www.dvfr.de

14. Juli 2011, München

Struktur und Organisation einer 
Integrationsfirma
Seminar der Fachberatung für Arbeits- und 
Firmenprojekte (FAF) gGmbH, 
Berlin@faf-gmbh.de, www.faf-gmbh.de

5. – 7. September 2011, Hamburg

BGW forum 2011 – Gesundheits-
schutz in der Behindertenhilfe
Fachkongress der Berufsgenossenschaft 
für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege
(BGW), www.bgw-online.de



jungen Erwachsenen im Rahmen 
von Werkstätten für behinderte 
Menschen 
Abschlusstagung, www.lebenshilfe-halle.de,
www.reha.uni-halle.de/arbeitsbereiche/geistig-
behindertenpaedagogik_/

15. – 16. März 2012, Berlin

Verhaltensauffälligkeiten und 
psychische Störungen bei Menschen
mit geistiger Behinderung
(Heil-)Pädagogische Perspektiven und Hand-
lungsansätze, www.ifbfb.de
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21. – 24. September 2011, Düsseldorf

Rehacare – Fachmesse und Kongress
www.rehacare.de

7. – 9. Oktober 2011, Hamburg

Menschen mit Autismus – 
auf dem Weg zur Inklusion
13. Bundestagung von autismus Deutschland 
e.V., info@autismus.de, www.autismus.de

7. – 8. November 2011, Solingen

Konzeptionen helfen 
Sexualitätsbegleitung
Institut für Sexualpädagogik Dortmund,
www.isp-dortmund.de

22. – 23. November 2011, Duisburg

Inklusion und Teilhabe – 
Eine Herausforderung für die 
Unterstützung von Menschen mit 
geistiger Behinderung und hohem
sozialen Integrationsbedarf
Fachtagung des LVR-Netzwerks Heilpäda-
gogischer Hilfen in Zusammenarbeit mit 
der Hochschule der Stiftung Rehabilitation 
Heidelberg und Kompass – LVR-Institut für
Konsulentenarbeit, 
www.fachtagung-2011-hph-netzwerk.lvr.de

25. November 2011, Halle

Probleme und Chancen von lern-
behinderten und sozial benachteiligten

inForm
A K T U E L L

orm

| Weitere Informationen: www.inform-lebenshilfe.de

06.07. – 07.07.2011
Auf dem Weg zur inklusiven Schule
Anmeldung unter Nr. 11154

13.07. – 14.07.2011
Das Prinzip Emotionale Begleitung  
Begegnung, Kontakt und Kompetenz
Anmeldung unter Nr. 11327 

RECHT

10.10. – 11.10.2011
Rechtsgrundlagen im Arbeitsfeld 
Wohnen
Anmeldung unter Nr. 11601

17.10.2011
Das Leistungssystem der 
Eingliederungshilfe
Anmeldung unter Nr. 11604 

MANAGEMENT

06. 06. – 09.06.2011
Betriebswirtschaft in der Sozial-
wirtschaft, Tl. 1  
Vierteiliges Seminar
Anmeldung unter 11812

27.06. – 28. 06.2011 oder 
17.10. – 18.10.2011
Präsentieren, … 
mich oder die Inhalte
Anmeldung unter Nr. 11809 B, C

01.08. – 05.08.2011 oder 
31.10. – 04.11.2011
Projektleitung – Projektmanagement
Anmeldung unter Nr. 11811 C, D

05.09. – 07.09.2011
Mitarbeiter in Veränderungsprozessen 
mitnehmen
Anmeldung unter Nr. 11810

FACHPRAXIS

08.06. – 09.06.2011 
Leichte Sprache für Verwaltungen 
und Behörden
Anmeldung unter Nr. 11042

16.06. – 17.06.2011
Dementia Care Mapping  
DCM für die Arbeit mit alten und 
behinderten Menschen
Anmeldung unter Nr. 11333

27.06. – 28.06.2011
Hospizkultur und palliative Kompetenz 
in der Behindertenhilfe
Anmeldung unter Nr. 11065

27.06. – 28.06.2011
Sexuelle Aufklärung für Menschen mit 
geistiger Behinderung
Anmeldung unter Nr. 11312

29.06. – 01.07.2011
Forum Berufliche Bildung 2011
Aktuelle gesetzliche Bestimmungen, 
neue Konzepte und Perspektiven
Anmeldung unter Nr. 11193

Anzeige

Veranstaltungen
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Träger: Diakonissen-Mutterhaus CECILIENSTIFT und Lebenshilfe e.V. Halberstadt 

 
Stellenausschreibung         
 

Die Diakonie Werkstätten Halberstadt gGmbH, anerkannte Werkstatt für behinderte 
Menschen, fördert und betreut z.Z. 370 Menschen, die geistig, psychisch, sinnes- oder 
mehrfach behindert sind.  
Ab sofort ist die Stelle der/des Pädagogischen Leiterin/Leiters vakant.  
Wir suchen eine engagierte Persönlichkeit, die sich mit Lust, Wissen und Kompetenz 
einbringen und sich in verantwortlicher Position den vielfältigen Anforderungen stellen will.
         
 
Bezeichnung der Stelle: Pädagogische/r Leiter/in   
Mindestqualifikation: Hochschulstudium Pädagogik oder vergleichbar  
Beginn der Tätigkeit: 1.5.2011 oder später 
Befristet: nein  
Arbeitsort: Halberstadt 
Bewertung der Stelle: nach AVR, Vollzeit 
 
Voraussetzungen: Wissenschaftlich fundiertes theoretisches und praktisches 

Wissen sowie Erfahrungen für die Arbeits- und 
Betreuungsprozesse sowie für die Kommunikation mit 
Menschen mit Behinderungen; 
nachgewiesene Sozial-, Führungs- und Personalkompetenz; 
ausgeprägtes Kommunikationsvermögen, 
Flexibilität, Teamfähigkeit, Belastbarkeit; Führerschein PKW; 
Zugehörigkeit zur Kirche erwünscht  

 
Ziele und Aufgaben: Leitung des Bereiches Pädagogik 

Verantwortliche Planung, Entwicklung, Koordinierung, 
Überwachung und Dokumentation der individuellen 
Rehabilitationsprozesse der behinderten Mitarbeiter; 
Durchführung der Aufnahmeverfahren; 
Entwicklung und Umsetzung der Konzepte zur Beruflichen 
Bildung, zu Begleitenden Maßnahmen und zur Dokumentation 
Verantwortliches Zusammenwirken mit Ämtern, Behörden, 
Kostenträgern, Bildungsträgern, Schulen und 
Wohneinrichtungen hinsichtlich der behinderten Mitarbeiter; 
Vorsitz im Fachausschuss der Werkstatt; 
Beratung und Unterstützung der behinderten Mitarbeiter und 
ihrer Angehörigen bzw. Betreuer; 

 Pädagogische Anleitung des Fachpersonals; 
 Leitung von und Mitarbeit in externen und internen Gremien; 
 
Bewerbungen und Anfragen bitte bis 2 Wochen nach Erscheinen an 
 
Diakonie Werkstätten Halberstadt gGmbH         www.diakonie-werkstaetten-halberstadt.de 
Jürgen Viertel            
Am Bahndamm 9 
38820 Halberstadt 
 

Bezeichnung der Stelle: Pädagogische/r Leiter/in

Mindestqualifi kation:  Hochschulstudium Pädagogik oder 
 vergleichbar

Beginn der Tätigkeit: baldmöglichst

Befristet: nein

Arbeitsort: Halberstadt

Bewertung der Stelle: nach AVR, Vollzeit

Voraussetzungen:  Wissenschaftlich fundiertes theoretisches 
und praktisches Wissen sowie Erfahrungen 
für die Arbeits- und Betreuungsprozesse 
sowie für die Kommunikation mit Menschen 
mit Behinderungen; nachgewiesene Sozial-, 
Führungs- und Personalkompetenz; ausge-
prägtes Kommunikationsvermögen, Flexibili-
tät, Teamfähigkeit, Belastbarkeit; Führerschein 
PKW; Zugehörigkeit zur Kirche erwünscht

Ziele und Aufgaben:  Leitung des Bereiches Pädagogik, Verantwortli-
che Planung, Entwicklung, Koordinierung, Über-
wachung und Dokumentation der individuellen 
Rehabilitationsprozesse der behinderten Mitar-
beiter; Durchführung der Aufnahmeverfahren; 
Entwicklung und Umsetzung der Konzepte zur 
Berufl ichen Bildung, zu Begleitenden Maßnah-
men und zur Dokumentation; Verantwortliches 
Zusammenwirken mit Ämtern, Behörden, Kos-
tenträgern, Bildungsträgern, Schulen und Wohn-
einrichtungen hinsichtlich der behinderten Mitar-
beiter; Vorsitz im Fachausschuss der Werkstatt; 
Beratung und Unterstützung der behinderten 
Mitarbeiter und ihrer Angehörigen bzw. Betreu-
er; Pädagogische Anleitung des Fachpersonals; 
Leitung von und Mitarbeit in externen und inter-
nen Gremien

Die Diakonie Werkstätten Halberstadt gGmbH, 
anerkannte Werkstatt für behinderte Menschen, 
fördert und betreut z.Z. 370 Menschen, die geistig, 
psychisch, sinnes- oder mehrfach behindert sind.
Ab sofort ist die Stelle der/des Pädagogischen 
Leiterin/Leiters vakant. Wir suchen eine engagier-
te Persönlichkeit, die sich mit Lust, Wissen und 
Kompetenz einbringen und sich in verantwortlicher 
Position den vielfältigen Anforderungen stellen will.

Bewerbungen und Anfragen bitte
bis 2 Wochen nach Erscheinen an:

Diakonie Werkstätten Halberstadt gGmbH
Jürgen Viertel
Am Bahndamm 9
38820 Halberstadt
www.diakonie-werkstaetten-halberstadt.de

Stellenausschreibung
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